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Im Gleichschritt 
marsch? 
Widerstandspflicht aus 
Nächstenliebe 
Von:Generalstaatsanwalt Dr. Fritz Bauer 

Wann und wo Immer man von Widerstandsrecht 
und Widerstandspflicht spricht, fällt es nicht 
schwer, - journalistisch gesprochen - einen 
aktuellen . Aufhänger" zu finden. Bis vor kur­
zem hätte man an das . Manifest der 121", z.B. 
Sartres und Slmone de Beauvolrs, anknüpfen 
können, die das Recht auf G e h o r s a m s • 
v er w e I g e r u n g Im Algerienkrieg vertraten 
und die Zustimmung Karl Barths, Dürrenmatts , 
Max Frischs, Hermann Hesses, Stefan Andres ', 
Albrecht Goes', Golo Manns und vieler anderer 
Im Kampl gegen jede Verfolgung der freien 
Meinungsäußerung erhielten. Im Hintergrund 
stand der Prozeß In Cherche-Midl In Paris ge­
gen aktive Gegner des Algerienkriegs. Heute 
kann an den .Ketzer"-Proze8 gegen Prof. D. 
Albert S. Geyser In Pretorla erinnert werden, 
der Inhaber des Lehrstuhls tür Neutestamen­
tarlsche Theologie Ist und hartnäckig und aus­
dauernd sich der These seiner Kirche wider­
setzt, daß die Rassentrennung - die Apart­
heidspollllk der „Nationalen Partei" Südafri­
kas - mit den Prinzipien des Christentums ver­
einbar sei. Es wird Ihm vorgeworfen , . fort­
gesetzt W i d e r s t a n d gegen die Kirchen­
geschälte und Kirchenentscheidungen geübt" 
zu haben, was er auch nicht bestreitet. Er er­
klärt die Aussperrung von Afrikanern, Indern 
und Mischlingen aus seiner Kirche tür rechts­
und glaubenswldrig und beruft sich auf sein 
"Gewissen, das Ihm keinen Ausweg lasse" . 

• 
Die proteslanllsche Diskussion des Wider­
standsrechts stand durch Jahrhunderte hin­
durch unter dem unglückseligen Stern deut­
schen obrlgkeltsstaatllchen Denkens. Die Ve -
blndung von Thron und Altar ließ ein Wider­
standsrecht Inopportun, Ja, rechtswidrig er­
scheinen. Die Widerstandsproblematik war dem 
Bewußtsein der christlichen Gemeinde fremd 
und war fast völlig aus der politischen Ethik 
Ihrer Theologen verschwunden. 
Nach dem Zusammenbruch des nazlstlschen 
Unrechtsstaats begann eine protestantische 
Neubesinnung auf das Recht und die Grenzen 
der politischen Gewalt In Demokratie und tota­
litärem Staat. Die Diskussion Ist Im Flusse. 
Es Ist sicher schwierig, die Haltung Luthers 
und der Lutheraner auf einen einheitlichen 
Nenner zu bringen, aber sie war nicht so zwie­
spältig und unergiebig, daß es nicht möglich 
gewesen wäre, praktische Richtlinien den In 
Ihrem Gewissen bedrängten Menschen mitzu­
geben und anderen zu sagen, wann die Stunde 
kam, In der das Gewissen zu schlagen Anlaß 
hatte. 
Im Augsburger Bekenntnis heißt es: .Deshalb 
sind die Christen schuldig, der Obrigkeit 
untertan und Ihren Geboten gehorsam zu sein, 
so o h n e S O n d e g e s c h e h e n m a g. 
Denn so der Obrigkeit Gebot ohne Sünde nicht 
geschehen mag, soll man Gott mehr gehorsam 
sein denn den Menschen.• 

• 
Heimstätte des Widerstandsrechts wurde in der 
Folge England und dann Amerika. Die Magna 
Charta schuf einen Wlderstandsausschuß von 
25 Baronen, aus dem sich das Unterhaus und 
die englische Demokralle entwlckelle. 
Die Entwicklung auf dem europäischen Kon­
tinent verlief entgegengesetzt. Geherrscht 
wurde absolut, und absolut bedeutete, daß Ge­
setz und Befehl nicht an übergeordneten Krl-
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!erlen zu messen waren. Der Untertan war ge­
bunden, der Herrscher war frei. 
Frankreich erlebte seine Revolution und be­
kannte sich sofort zu den Menschen- und Bür­
gerrechten. Zu Ihnen zählte das Recht auf 
,,reslstance". Die Deutschen machten keine Re­
volution. 

Zum ~nle'!on nicht geboren, sondern er:r.ogen empfan­
den s,e be, der Vorstellun3 von Widerstand Furfflt und 
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schle?1tes Gewissen und :r.weifelte bis zuletzt an der ••­
rechflgung der Tellstat. Durch seinen Parricida sufflte er 
den Tell gegen den Vorwurf kriminellen Verhaltens ab­
zu?c:hirmen. Goethe beabsichtigte, im „Egmont" dem 
W1derstandskompf der Niederländer ein Denkmal zu 

E~::n~t 5h~~lel~:i!..~':~~e S!il,.i:• m~in~'•~\~chRedl~· 
Goethe 's Egmont bleibe weit hinter dem Historische~ 
zurück: Kleist griff das Thema im „Prinz von Homburg " 
auf. B11 zur Stunde sind sich die Gelehrten nicht einig 

is~, ~~· ~~naV:r~~n:ide~ 0~!~~si::ns 0 :~rdd:~:ra·:tird1~~ 
Befehl oder umgekehrt - ein Hohes Lied auf rücksichts­
lose. Hingabe . an den preußischen Staat. Welche Para­
:::•:ta~:iich~~n,~likr'elche Schizophrenie menschlicher 

Die Opposition Im Unrechtsstaat 1933-1945 hat 
sich des Widerstandsrechtes erinnert. Pro-

I 

fe11or Kurt Huber hat Im Schlußwort des Pro­
zesses gegen die Geschwister Scholl nach 
Jahrzehnten, Ja fast Jahrhunderten fast völli­
gen Verschweigens eines Rechtes oder einer 
Pflicht zum Widerstand die Grenzen Jeder 
Staatsgewalt umrissen: ,,Es gibt tür alle äußere 
Legalität des Bürgers eine Grenze, wo sie un­
wahrhaftig und unsittlich wird. Legales Ver­
halten des Bürgers wird unslttllch, wenn es 
zum Deckmantel einer Feigheit wird, die sich 
nicht getraut , gegen offenkundige Rechtsverlet­
zungen a~fzutreten" . • Das Gewissen stand 
auf", . Das Gewissen entscheidet", wie es spä­
ter Annedore Leber formuliert hat. 
Hessen, Berlin und Bremen haben ein Wider­
standsrecht In Ihre Verfassung aufgenommen. 
Im Grundgesetz fehlt eine ausdrückliche Be­
stimmung, es kann aber davon ausgegangen 
werden, daß das Widerstandsrecht von dem 
Bekenntnis des deutschen Volkes zu unver­
letzlichen und unveräußerlichen Menschen­
rechten als der Grundlage Jeder menschlichen 
Gemeinschaft, des Friedens und der Gerech­
tigkeit In der Welt mltumfaßt wird. 
Der Streitfragen gibt es aber genug. 
Nach vlelhundertJährlgen Erfahrungen kann es 
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nicht überraschen, daß starke Tendenzen be­
stehen, In einer Gesellschaft, die keine Experi­
mente will und für die der Grundsatz gilt 
„ salety flrst", den Quell und starken Strom 
eines Widerstandsrechts In Kanäle zu lenken. 
Widerstand und Revolution sind sicher ver­
schieden, und es Ist gewiß nicht schwierig, sie 
begrllfllch zu trennen. Widerstand hat nichts 
mit einem bloßen - eventuell gewallsamen -
Regierungswechsel gemein, er bedeutet nicht 
eine bloße - eventuell gewaltsame - Ände­
rung der Regierungsform; nicht Jeder Kampf 
für ein neues - besseres oder schlechteres -
Gesetz Ist Widerstand. Widerstand meint Ver­
wirklichung eigener oder fremder Menschen­
rechte. Widerstand Ist ein Spezialfall der Not­
wehr oder - wenn Widerstand zugunsten Drll• 
!er ausgeübt wird - der Nothilfe. Er setzt einen 
Angriff oder Eingrill In Grundrechte oder Ihre 
Vorenthaltung voraus. Da aber Menschen­
rechte keinen statischen Inhalt ein für allemal 
haben, umfaßt Kampf fOr sie nicht nur' Wieder­
herstellung eines früheren, verlorengegange­
nen Status , er kann auch einem Neuland gel­
ten, das zu erobern Ist. 
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01ogrcfen L11<1en Clergue 
mit der ICom„o a n• 

n~e Abenlever in 
~ebrus waren Foto­

Ve,1smus der Wahrhei t 
engen obst_ie8, die den 

wollen. Diese fotogro• 
ober erheben Einsprud, 

d~~•Le~~ol~t:_' 8~:1f~o~i~ 
lt ner e hol Clergue jüngs t in den 

.., Toro mort•, genauen Sch,lden,ngen des tote n 
Corrida, da Steres, abgewandelt. 

Henna Reuther 

Jd1 l)ab'midJ ergeben 
1t11r nahrn [n (!~ rf urd1t, gro~er 21lruber, 
7C.lfdlrnPe une l)r anr f)u lb, l)u tateft an 

uno oas llJ1rtrd1aftew unber , l)u g[bft une 
_ rot unb Su~l!allrplele, l) u hart unrerem ~al• 
rn UolP warbrr -2tnre~en verrd)afft [n ber 

!J bm 11Jelt. f' or' r,r lob r[ngen. 521 unn 
, udJ .Deutfd1e ;;'eatung. 2lle glauben baro n, 

.uu IIJunbrr tuft, wi e l)u fle immer unb 
, mrr wIeorr verfpro dJen IJaft , gro~er '!IJeil)• 

r~1 '1Jt rr t•on SrealJeit unb 1tlieberoerelm • 
g ng. Unfer Uertrouen 5u l) ir 1ft nad] wi e 
uor grrnzenloe. l)u bew0l tlgtert nie 1Jergan• 
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t ne zufommt. l)u, l!")or t eaner gro~en 1!:ra • 
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-2tuQrr.vlul're, l!rfolge- unb (!Jlüd'oritter,1. J I• 
l ftrrr nrr Jlluftrlerten, oerjüngt ging .oel n 

Uijt aue oon allen C.ltfa~föulen . l)u begeg• 
nrfl uno auf fou,el 11Jellen, lle lne unuer• 
gIrlt1JlIdIr prod11, nie m0 rdIenhafte füarlJelt 
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Widerstand aus Nächstenliebe "' C: 
0 
::,0 

Voa liier aus verwisdl•n sidt d ie Gre~:r.en. D! r Kampf 
der Plebejer gegen die Potri1ier war si~ u Widerstand 
.,, •nHr„ S,nn ; die fronzösisdt • . Revolu!•on war - trotz 
illre, lueidtn ung _ _ Ausübung eines W1derstandsre~ ts 
dff driHH Stondu 1m Zei dt en der Men1chenrech~•• /j 
Zeidten •on Freihei t und ~ leichh~it: Spor1okus un o • 
S oveeavhtönde, der Anllkol~ntohs!ffUS der nordom !• 
nkonisdten Siedler, der pa ssive Widerstand Gandhis 
sind legilir„ Handlun gen gewese n. 

Das Widerstandsrecht erschöptt sich nicht Im 
Innerstaatlichen Bereich. Es überschreitet die 
natlonalstaatflchen Grenzen. Es sieht nicht nur 
Jedermann zu, sondern kann auch zugunsten 
von Jedermann ausgeübt werden . 

Gene ra l Os ter teil te, um den meistsch~ckieren~en Fall 
:r.u nennen , d.n neutr a len, audi du rch N1chtongr1f.fspakte 

eschütden Ländern Däne mark, Na""!eg en~ ~e lg1en un~ 
~ollon d AnP.,iff und Angrifh dotum m,t, fre ilich ohn e mit 
seiner Mitteilung Glaub en i.u finden. 

Widerstand resultiert nicht aus der Poli­
tik, sondern aus dem Recht. Der Einfall 
In die skandinavischen Staaten, In Luxemburg, 
Belgien und Holland war ein Angriffskrieg und 
damit ein bellum lnjustum , der als internatio­
nales Verbrechen gebrandmarkt Ist. Gefährdet 
waren Leib und Leben, die Freiheit , das Eigen­
tum unschuldiger Menschen. 
Oster setzte das Recht des Fremden dem Recht 
des Landsmannes gleich . Monotheismus meint 
e I n e n Gott, e I n e Moral, e I n Recht für alle, 
die Menschenanllltz tragen. Aber nicht nur die 
Clans und die Stämme der Primitiven, sondern 
auch die christlichen Staaten mit ihrem e I n e n 
Gott unterschieden zwischen sich und den an­
deren. Oster machte aus dem Wort des Corpus 
Chrlstlanum, aus dem Wort der europäischen 
Völkerfamilie und des Abendlandes eine Wahr­
heit und Wirklichkeit . Jedenfalls Europa hätte 
Anlaß, Ihm ein Denkmal zu setzen. 

• Das Problem taucht erneut Im Zusammenhang 
mit einem atomaren Krieg auf. Es steht hier 
nicht zur Diskussion, ob und inwieweit eine 
atomare Aufrüstung politisch zweckmäßig Ist 
oder nicht, um eine balance of powers zu 
schaffen und damit eine Kriegsgefahr zu ban­
nen. Wohl aber wirft die Teilnahme an einem 
atomaren Krieg Widerstandsprobleme auf, wo­
bei der atomare Angriffskrieg ausgeklammert 
werden kann, da er wie jeder Angriffskrieg 
unter allen Umständen kriminell ist. 
Man kann einen atomaren Krieg als Verbre­
chen ablehnen, schon weil er feindliche Zivi­
listen In Mitleidenschaft zieht. Man kann dies 
In Kauf nehmen, aber die unvermeidliche Schä­
digung der Neutralen irgendwo auf dem Erd­
ball und die Schädigung ihrer noch ungebo­
renen Kinder durch die Verseuchung der Well­
atmosphäre für einen schlechthin unerträg­
lichen Eingriff In Ihre Menschenrechte hallen, 
die mindestens das Recht auf Leben meinen. 
Wem dies noch immer nicht genug Ist, mag sich 
an die Beeinträchtigung der eigenen Familie, 
der eigenen Nation und des eigenen Kultur­
kreises hatten, die wie die Neutralen und Ihre 
Nachkommen Opfer der Verteidigung sein kön­
nen. Bel der !)nmögllchkelt, die Wirkung eines 
atomaren Krieges räumlich und zellllch zu be­
grenzen, hat unter anderem der Göttinger Pro­
fessor Jullus von Giercke den begründeten 
Schluß gezogen: . In den Staaten, in welchen 
ein Widerstandsrecht anerkannt Ist, kann der 
einzelne jede Mitwirkung bei der Verwendung 
von Atomwaffen versagen ". 

• 
Die Diskussion über die Mittel des Widerstands 
steht seil langem unter dem unglückseligen 
Stern, daß Widerstand mit den .sedltlones" 
Martin Luthers und mit dem Tyrannenmord 
gleichgestellt wird . Widerstand umfaßt aber 
alle Formen des gewalttätigen und nicht ge­
walttätigen , des aktiven und passiven Verhal­
tens oder wie man immer einzelne Formen 
bezeichnen will . Auf die Worte kommt es wenig 
an, zumal Ihnen jede begriffliche Schärfe fehlt. 
Der Jurist vermag eindeutig nicht zu definieren , 
was aktiver oder passiver Widerstand ist. 

B~i de~ redaktionellen Kürzuni meines Beitrages Es 

fIT~ ~~1:fn f~tt;e:nt~~l~duf:n~e r• in Heft 819 des D0JS-

ich hatte nicht behauptet , d~8 Adalbert Weinstein es 
war , der om 2-4. S. 1961 geschrieben hat , Moslems wür-
t~l isrd:r ~~z'!::!:suen":~ .andt ' . Es muß ein andere r 

Allerdings blieb We inste in .in der Zwischenze it nicht un­
tC1t1Q• Am ~~- 10. 1961 schrieb er in der FAZ. E" • 
~ e'!:!~ pol. •!•sehe Gefangene (in Frankreich) wiss~n1~1~ 
,m ..x.iutz. e iner öffentl ichen Meinung die sie n"cht 
g,~1· . Es •sl, als wüßte We inste in ~icht d ß '· pve~-
':!.s~!end! ',G:;'~er, - es sind nul! sch0n Hund:rte~r~ 
Spur auftaucht . d, ah ne daß von ihnen je wieder eine 

Offen fre iheitsfeind lich wu d d E 
orn 27. 10. 1961, als s ie Ji: Os . ngagement d~r FAZ 
Nobe lpre ises an Luthuli fol V3rleihßng des Friedens­
.D ie Politik ist e in hei llos~:nGer~ 61•1n bko_mment1e~te: 
e inma l sicher ist da8 d . U es , ei dem nicht 
u~ d ,e Unterdrod:er lt et~eim ~e rd~ft~d !le ts im Recht 
In ihre, Darste llung des M 7;e sm · 
bre itete d ie FAZ d ie Venia osd~ '{,' t0 '!' 1. 11. 1961 ver­
,envidert·, als sie Dutze n, ie O 11e1 ~obe das Feuor 
st.ronten lötete, Hunderte ;~e von a lgerische~ Demon ­
n1cht a n die not iono lsozial is~~dt!; · "jen erinnert das 
tember 1939, H it dem frOh~n M,0 ,;~,, u~~rd~m.~~r~l: 

Sicher war auch Ghondi Widerstandskämpfer, und 
Widerstandskämpfer ist nicht minder der Frieden s~obel­
preisträger Albert Luthuli. nFreiheitskämpfer", he1Bt es 
in se iner Botschaft nach seiner V~rbonnung 19~9, _,.laßt 
mich euch daran erinnern, daß wir unsere Fre1he1_t nur 
durch den machtvollen Einsatz: außerfarlom!ntartsdl~r 
Mitte l gew innen können . Unser Kamp muß 1edod, mit 
den Mitteln der Gewaltlosigkeit o.usgetr .ogen werd_en . 
Wir hoben ke ine andere Wahl. Wir bes1li.en Beweise , 
daß die Regierung uns provai.i~ren ~ollte - aber geben 
wir Swort keinen Vorwand , seine truben Methoden an-
1.uwenden. Seine Waffen sollen verrosten. LoBt uns be­
weisen , daß Gewaltlosigkeit die höcf:iste Form der Tap­
ferkeit ist."' Der Widerstand muß immer der Rechts-
verleti.ung adäquat sein. • 

Durch einen Hinweis auf die Fülle der Wfder­
standsformen kann auch die Frage beantwortet 
werden, ob mit den Widerstandshandlungen 
abgewartet werden muß, bis der Rechtsstaat 
In den Unrechtsstaat umgeschlagen Ist, und 
der Kampf nur noch mit den schweren und 
schwersten Geschützen geführt . werden kann. 
Aber auch rechtlich ist zum Abwarten kein An­
laß. Mit der Gefährdung der Menschenrechte 
reifen die Widerstandsrechte der einzelnen. Es 
gibt also auch Widerstand Im - ständig gefähr­
deten - Rechtsstaat. 
Deutschland, aber auch die übrige Welt, die 
Gefahr läuft, nur noch aus Robotern, Auto­
maten und Plattenspielern zu bestehen, muß 
lernen, nein zu sagen. Widerstandspflicht heißt 
nicht Pflicht zum Tyrannenmord, nicht Pflicht 
zu Aufständen und Gewalttaten. Der Einzelne 
mag hlezu berechtigt sein, eine P f I i c h t zu 
Gewalttaten besteht nicht, wohl aber besteht 
efne Pflicht zur Gehorsamsverweigerung, wenn 
Verbrechen befohlen werden oder eine Ver­
letzung der eigenen Menschenwürde oder der 
Menschenwürde anderer gefordert wird. 
Kritik und Opposition sind keine leidigen Miß­
stände, sondern das Lebensprinzip eines de­
mokratisch organisierten Volkes. Demokratie 
ladet zu einem permanenten Widerstand ein 
und fordert die kämpferische Auseinanderset­
zung über die Ihr eingelagerten Gegensätze in 
allen Bereichen menschlichen Zusammen­
lebens. Im Kreuzfeuer von Kritik und Oppo­
sition bleibt sie gesund; es Ist Ihre Stärke, daß 
sie Ihre Menschen wach hält, so daß die Mehr­
zahl bei wirtschaftlichen Krisen oder polill­
schen Katastrophen nicht den Kopf verliert, 
sondern zu selbständigen und wachen Ent­
schlüssen fähig bleibt. Der große Widerstand 
fm Unrechtsstaat bleibt nur möglich, wenn der 
kleine Widerstand gegen das Unrecht Im staat­
lichen Alltag geübt und wie eine kostbare 
Pflanze gehegt und gepflegt wird. 
Das sind nicht nur theoretische Rezepte. Sie 
haben nach zwölf Jahren bundesrepublikanl­
scher Praxis eine aktuelle Bedeutung, denn 
wer sollte leugnen, daß es an Anläufen zur 
Beschränkung der öffentllchen Meinung, zu 
einer kurzsichtigen und eigensüchtigen Diffa­
mierung Jeder Opposition und zu einem per­
sönlich-patriarchalischen Regiment nicht ge­
fehlt hat und eine lebendige Anteilnahme wohl­
orientierter Bürger an dem politischen Gesche­
hen nicht eben ermutigt wurde? 

• 
Letzlllch meldet sich die entscheidende Frage 
nach den materialen Werten unseres Staates, 
deren Verletzung oder Gefährdung Wider­
standsrechte auslöst. Die Bundesrepublik Ist 
ein säkularer Staat. Sie Ist pluralistisch, sie 
umfaßt Protestanten verschiedener Färbung, 
Katholiken, Muselmänner, Gottgläubige, Un­
gläubige, Juden, denen allen die Gewissens­
freiheit und das friderizianische Seligwerden 
nach eigener Fa~on durch die Verfassung ge­
währleistet Ist. .Das Sittengesetz", das auch 
das Grundgesetz nennt, Ist nicht das Sitten­
gesetz e I n e r Religion, es ist nicht die eine 
oder andere Moraltheologie oder das System 
einer philosophischen Schule, dessen jeweilige 
logische Brüchigkeit sich zudem durch die 
Jahrtausende immer wieder gezeigt hat. Auch 
. das Sittengesetz", von dem das Grundgesetz 
spricht, Ist das eines pluralistischen Staates, 
und es Ist verfassungswidriger Gewissens-

geschossen ' J Denn wenn ein ,Zurückschieß.en' nötig ge• 
wesen wäre, wie erklä rt es sich dann , da ß der 1. No • 
vember 1961 ~ah l Dutz!nde algeri scher Todesopf er for ­
derte , ober kem fronzöstschesJ Reimar lenz , Göttingen 

Zu '8rack „Das bruchloH Vorwörtstreiben ", Diskus 6+7 /61 
Sehr geehrter Herr Brock, 
ges tatten Sie einem Brus tschwimmer eine Bemerkung zu 

:~~j~:rrut 1:ki1~t~~rw:;! stM~~~~e ~ iisf~i~ 6\~ tt~~~~i~ 
T_ot_olitot ols Hötschelname für Speku la tius, jenen app e­
~1tl1chen Bastar_d von Kochkunst und Bildha uerei. Waru m 
uber Spekul~llon und ~pekul onlen grei nen? Muß ich 
Ihnen Novells _unter d ie Nase reiben?: Perspek tive 
ko!"lro Spekulat1an, Komplex kont ra Tota litä t, Wir klich­
keit kontra ~oh~he it, ~hristus kont ra Hochstap ler. 
Wenn n~n wirklich keiner lache n will über Sätze wie 
~Wohr he1t auße rhal b des Ganzen gib t es nicht'" will 
ich gern de r Clown sein, der mit hochgeza~ene n A1uge n­
brauen und de r Behauptun g „es gib t kein Wirkliches 
ah!"e das ~n den Knöpfen hergezcihlte Alles• das ge­
neigte Publiku m zu poussieren versucht. Daß wir in d ie 
mahlende ~a hnrade r _hineinhei rat en müssen, sol l gelte n, 
wenn da mit. g~sag t 1st, daß .wir'" Hochstapler nur an 
solchem W,rkllcf:ien stapeln können. Dieses Wirkliche 
mag k'?mplett se in, tot a l ist es gewiß nicht. Total ist de r 
Ofterdingen, - wenn ma n ihn nicht beim Nomen nennt . 

zwang, andere Glaubensinhalte oder We rtvor ­
stellungen als die eines pluralisllschen S taate • 
zu oktroleren und etwa die Menschen au f den 
Vordermann eines Thomas von Acqulno , Kan t 
oder von wem auch fmmer zu bringen. oer ­
glelchen Versuche legltlmleren zum Widers tand 
zwecks Wahrung und Wiederherstellung der 
Grundrechte. 

Der Parlamentarische Rat war kein Koni.il; es g ehö r• 
weder 1.u seiner Zuständigkeit noch war es W ille _•r 
Mehrheit, uns auf eine Theologie oder Philosop hie ein­
zuschwören. • 
Gerade das geschieht heuh:utoge. Sicher benöt i g C!,n w •r 
eine Einheil des Rechtsdenkens und einer mora h_s~ •n 

i~:~~=~ssi:n~ 0te::::s n~~J d~~i~ 0:!:nG~:i~z~~ h~ih ;r; 

;;l~ i:::ir.~he;;;SEitt!J:~sab:~lit:~~.~~~ dJi. Ms :.b 's9.: 
bestimmung, das Recht zur Selbstverwirklichung des Man­
schen bejaht und die Freiheit nicht über der bio •• 
Ordnung vergißt und, die die Fülle des Lebens g •s ­
dos Schema verteidigt. 
Ich will nicht davon sprechen, daß Glaube Begegn ~n g 
des Menschen mit dem lebendigen Gott und kein• D •-! • 
seitsgröße ist, die vom Staat in seinen Aufgoben kr! as 
einbei.agen und als Referat des Justii.-, Innen- , E d e-

~ä~~:;, :~er sil 0 i~li;~~~;i:~:~~;:'s undeG:!!~ts:..: ;,, :: 
eines Bundesgerichtshofs niederi.usc:hlogen . Jedenf ol ~, 

=~t:~~: ~l!1i~da d:~~:st::e'tt 9:!d"::::i~k~ä°J.~rr:;t:J• : : ;~ 
Pluralität menschlicher Vorstellungen von dem, was se • 
und was nicht sein soll, zu widersprechen. 
Die billige Uniformien,ng der Moral und bequeme Ko n­
formierung der Mensd,en mit dem Zwang einer kon sta n­
tinisch-theodosionischen Geseti.gebung und Recht spr e­
chung ist auch gar nicht erforderlich. 

• Aufgabe derer, die es angeht, ist, die Eth ik d -
Plurallsmus zu begründen und zu ve rwirk ­
lichen. Nichts wäre falscher als die Anna hme . 
Pluralismus sei Relativismus, Neutralismu s, In ­
differentismus oder gar Nihilismus. Pluralis mu s 
heißt Ja-sagen nicht zu eln!'ffl abstrakten Men ­
schenbild, sondern zur Fülle der lndlv l d ua ll­
tälen, die - wenn man schon theologisch r ede n 
will - mit Ranke alle .gleich nahe zu G ott 
und seinen .Gedanken" sind. Pluralismus be ­
deutet- daher Toleranz - freilich ausgen om ­
men eine Toleranz gegenüber den Intole ran ­
ten. Toleranz fordert Leben und Lebenlas sen . 
denn Du sollst Deinen Nächsten lieben w ie 
Dich selbst. Das Ethos von Pluralismus und 
Toleranz gipfelt in der Nächstenliebe. 
Dies und nfchts anderes steht Im Grundge setz. 
Es gebietet Achtung vor der Menschenw ürde 
und ihren Schutz. In unser geliebtes Deu tsch 
übertragen heißt das, alle menschenwürd ig zu 
behandeln - ohne Rücksicht auf Glauben oder 
Unglauben, auf Abstammung, Herkunll und 
Stand. Die Grundrechte, etwa das Rech t au 
Leben, auf Gleichberechtigung, auf freie Ent­
faltung der Persönlichkeft sind lediglich Teil­
aspekte einer respektierten Menschenwürd e. 

Menschenwürdige Behandlung umschließt auch m it inn -­
rer Notwendigkeit jenen materialen Wert unsere s Staa ­
tes, der in dem Gebot des soi.iolen Rechtsstaat es zu ._ 
Ausdruck gelangt. Das Postulat des Soiialen f ü~ in 
Wahrheit nichts Neues, nichts Anderes ode,, wie ma nd,i e 
sogar behaupten, etwas Antithetisches hiniu. Men schen ­
würdige Behandlung ist ohne soziale Hilfe nid,t denk ­
bar. Schiller hat - mag auch sein Wort dem einen od •r 
anderen hier und heute anachronistisch klingen - d~ 

:~t:3: d::Mue~ 1;ch:~ . Nf m:se::::r !:'v~i~~ii'J; b::!~Z!; j 
Zu essen gebt ihm, zu wohnen. Habt ihr die Blöß e be­
deckt, gibt sich die Würde von selbst ... 

Pluralismus, Toleranz, Nächstenliebe kon sU­
tuleren den Wert und die Werte unseres S taa­
tes. In der Diskussion über den Obrigke its ­
brief von Bischof Dlbellus Ist mit vollem Re cht 
- leider nicht von juristischer, sondern von 
politlkwlssenschaftllcher Seite - der Satz for­
muliert worden .Widerstand Ist geboten , we nn 
etwas verlangt wird, was gegen dfe Nächs ten­
liebe verstößt". Das war ein beachtlicher B ei­
trag zur Auslegung unseres Grundgesetzes . 

Text stark g elc:ürxt 

So bes~hen zeugt _ es von allzu großer Delikat esse , w e 
man die Woh~he1t o ls un~ eheuer schmutz ige M ensct, n n 
t~ l~ierk~~b~ ; f 1t, wenn si e hier doch bes tenf a lls : r,; 
~u~t~~t. hob en auch Sie recht ; aber nur na türlich un d 

ü brigens grüße ich Sie Jochen Müller, Marburg / La hn 

Sehr Qee hrte Herren 1 
Ich _bitte, mich a us de, li ste der DISKUS-Beziehe 
st.re1die !"· Gr und : DISKUS 8/9 O kt.-No v. 1961. D orr ::Z:u 
S,e berid, te~, kann rryan fo lg en, wenn man a uch ein """'o 
and ere~ Me inung sein kann . Das Bild Seine r M 0-. ~ 1 
fizenz ts,t Z : m. seh r _ ung lücklid, gewäh lt. Ihr Ste~"' •­
pfe rd, d1_e. l1terar . Suite Seite 14 ist jammervoll J Eff e n _ 
haschere1 in Wort und Bild (Foto serie Der tote F · ekt -

:k:1 ~ ft~gW~n~ ~r:-~o-!~i!:~~~~s::d, : 1: r~~~e s~;~f ~ 
alt en Freunde nicht behalt en . 'or. Sch., Fr~~~h re 
• ~u~ 

Dem ~otografen lv cien Clergue , von dem die 
haften .__Fotos ~uf unserer letzt en Lyrik-Seile stom " eke, f_ 
wurd e 1ungst eme hohe Ausze ichnung zutei l. Das rnten 
York.er Muse um of Mod ern Art stellt e ein ige Arb ":-1 e~ 
von ihm a us (vgl. oben Spa lte 1). Die Redaktion . e-ue ,.. 



Wird das Grundgesetz verändert? Zu den Notstandsent­
würfen · Jürgen Seifert 

Am 24 Januar hat dar Bundestag den von der 
Bund i rung unter Federführung des Mint­
• ra H6cherl vorgelegten Entwurf zu einem 

• ungsindemden Notstandsgesetz (.Ent­
rf e nes Gesetzes zur Erganzung des Grund­

wu 12 •1 zusammen mit neun weiteren Ent­
rfen d n sogenannten einfachen Notstands­

an n der ersten Lesung beraten. Die 
gFrankfurter Allgemeine Zeitung" schrieb dazu: 
D r Bundestag hat die Notstandsgesetze so 

d ullert. als musse er eine ihm unbequeme 
Pfllc:htubung absolvieren • Es habe steh kaum 
der E ndruck ergeben daß hier eIn,9s der_ wlch-

G etze be~andelt wurde uber dte d_as 
Parlament in dieser Leg1slaturpenode beschlte­
Ben mu8 
Ote o tandsdebatte war in der Tat ntcht mit 
d 015 ussIon uber den Gesetzese~twurf des 
dama ,gen Innenministers Schroder am 
28. September 1960 zu vergleichen. Damals 
belo gten sich die besten Redner der Oppo­
s 1011 und brachten letztlich den Regierungs­
entwurf zu Falt Am 24. Januar haben zwar alle 
m Bundestag vertretenen politischen Parteien 
Knt k geubt aber alle Parteien erklärten s_lch 
bereit {die SPD nur hinsichtlich der Bestim­
mungen uber den außeren Notstand), auf der 
von der Regierung vorgelegten Grundlage über 
eine Verlnderung unserer Verfassung zu be­
raten Die Entscheidung über das Notstands­
gesetz wurde damit - zumindest vorerst ;-- d~n 
Augen der Öffentlichkeit entzogen und m die 
Ausschüsse verlagert. 
Diese Handhabung ist deshalb besonders frag­
wurdig weil die wesentlichen Fragen einer 
Notstandsgesetzgebung in der ersten Lesung 
uberhaupt nicht behandelt worden sind. Zu 
diesen Fragen gehört 

ob überhaupt eine zusätzliche verfassungs­
verandernde Notstandsregelung erforder­
lich ist 
welches Prinzip die zusätzliche Notstands­
regelung bestimmen müßte, wenn nicht 
Geist und Substanz des Grundgesetzes 
entscheidend verändert werden sollen 
was lur ein . Geist" aus dem Regierungs­
entwurf spricht 

Warum zusätzliche verfassungsrechtliche Not-
1tandsregelungen? 
Über diese Frage hat man Im Bundestag kaum 
noch diskutiert. Die ablehnende Haltung der 
Gewerkschaften gegenüber jeder zusätzlichen 
Notstandsregelung wurde entweder als psy­
chologische Reaktion auf einige .unglückliche" 
Außerungen Höcherls oder als Resultat einer 
Notstandspsychose• interpretiert. Dabei stüt­

zen sich die Gegner der Notstandsgesetz­
gebung auf eine verfassungsgestaltende 
Grundentscheidung. Denn der Parlamentari­
sche Rat hat in der 57. Sitzung des Hauptaus­
schusses am 5. Mai 1949 eine verhältnismäßig 
einschneidende Notstandsregelung - den Ar­
tikel 111 des Verfassungsentwurfes von Her­
renchiemsee - auf Antrag der Abgeordneten 
Dr. Zinn (SPD). Dr Dehler (FDP) und Dr. von 
Mangold! (CDU) gestrichen. Der Parlamenta­
rische Rat hielt die in den Artikeln 91, 37 und 
81 des Grundgesetzes vorgesehene Notstands­
regelung für ausreichend. Er hat diese Bestim­
mungen ergänzt durch die Vorschriften der 
Artikel 9 Absatz 2. 21 Abs. 2 und 18, die vor­
beugende Ma8nahmen gegen verfassungs­
teindliche Betatigung ermöglichen. Gerade die 
Mogltchkeit zum Verbot politischer Parteien 
und Verbande hat sich als äußerst wirksam 
erwiesen. Mit Recht stellte deshalb Adolf Arndt 
lest: .An gesetzlicher und technischer Aus­
riistung zum militanten Schutz ihrer Verfassung 
gleicht die Bundesrepublik einem mit Polaris­
raketen bewaffneten Atom-U-Boot. die Weima­
rer Republik dagegen einem Polizisten." 
Fur den Verte1d1gungsfall hat man 1956 durch 
die E1nlugung der sogenannten • Wehrverfas­
sung mit den Artikeln 17 a. 59 a und 65 a Vor­
sorge getroffen. Damals hielt man auch für 
diesen Fall eine Einschrankung des Grund­
rechts der Freizug1gke1t und des Rechtes der 
Unver1etzhchke1I der Wohnung zusammen mit 
dar allgemeinen Mog1tchke1t. die Grundrechte 
dun:h Gesetzesvorbehalt• und Inhaltsbestim­
mung• einzuschränken lur aus,;1chend. 
Angeslcflts dieser Rechtslage befremdet es 
daß ausgerechnet der M1ntster. der die Verfas-

ng sc:llOtzen soll, in der Bundestagsdebatte 
vom Ausfullen emer Lüd<e" sprach und da­
von daß o na zusätzliche Notstandsregelung 
die v rantwortllcflen Organe der Staatsfuh• 
rung• Im EmsUall" dem Kon01kt ausgesetzt 

sich ne falls .au f e nen ubergesetztichen 
otstand m t all ae,nen flexiblen Mögltchke,­

ten• zu berufen le der hat ke•n Bundestags­
abgeordneter dem lnnenm1n1ster unmißver-
s nd et, ent ngehallen daß die Anwen-
dung n .ubergese lzhchen No1stands-
rechll" den Prinz p n unserer Verfassung 
wld prlct11 und als Verfassungsverrat ,m Sinn 
von § 89 d Straf esetzbucfles anzusehen ,st 
d r m I Zuehthaus bestraft w rd ' 
Da • Wie" zusltzlidler Noi.tandaregelungen 
Oor Bund lag ha1 auct, d s • Wie· einer zu-

verf ngsr Chlllcflen Notstands-
ung n cflt von d r grundsllzllcflon Alter­

her d ut ert, d e In einer Demokratie 
n ldend Ist be t mmt den Eintritt des 
o I nd !alles e n partam n1arisct,os G e-

m um Od rd Ex r 

daß auch die römische Republik im G_efahren­
zustand alle Gewalt einem Dikta(or . ubertru~. 
Gerade diejenigen , die auf das rom1sche .. B~•­
spiel hinweisen, verschweigen jedoC!' hauf1g, 
daß die Wahl des Diktators .. durch ein dem~­
kratisches Gremium und daruberhtnaus nur fur 
begrenzte Zeit erfolgte. Eine zettltche Begren­
zung sah auch der Artikel 111_ d~s Herr~n­
chiemseer Entwurfs vor. Davon ,st tn. der Jet­
Ztgen Regierungsvorlage nicht mehr dte Rede. 
Sie ermöglicht es praktisch der Exekutive , den 
Notstandsfall festzustellen , Notverordnungen 
zu erlassen und andere Notsta_ndsmaßnahmen 
zu ergreifen , ohne dazu von einem _parlamen­
tarischen Gremium legitimiert zu sein. Mit an­
deren Worten heißt das: derJentge, der . die 
Macht im Staate innehat, könnte - wenn diese 
seine Machtposition bedroht ist - Notstands­
maßnahmen ergreifen, nicht um . den " Staat, 
sondern um seine Herrschaft zu bewahren. 
Die Diskussion über die Frage, ob eine ein­
fache oder eine Zweidrittelmehrheit den Not­
stand feststellen soll, ist solange relativ un­
bedeutend, als der Exekutive die Möglichkeit 
belassen wird , .,bei Gefahr im Verzuge" oder 
bei einem „Angriff auf das Bundesgebiet mit 
Waffengewalt " Maßnahmen zu ergreifen, ohne 
daß der Bundestag oder ein Notstandsaus­
schuß über den Eintritt dieses Zustandes ent­
schieden hat. Die Entgegnung auf einen Ab­
änderungsvo rschlag des Bundesrates und 
Höcherls Erklärung , das Notverordnungsrecht 
der Regierung sei „ unverzichtbarer Bestand­
teil " seines Entwurfs, zeigen, daß die Bundes­
regierung mit aller Macht darum kämpft, der 
Exekutive die Entscheidungsgewalt zu geben. 
Die gegen den . Spiegel " gerichtete Aktion hat 
offenbart , wie dehnbar etwa der Begriff „Ge­
fahr im Verzuge" ist, an den die Bundesregie­
rung ihre Befugnis knüpfen will. Auch die For­
mel „Angr iff mit Waffengewalt" ist nicht ein­
deutig . Kann man nicht auch jede Grenzstrei­
tigkeit und jede Knallerei an der Grenze dar­
unter subsumieren? Und haben wir vergessen , 

daß wir einst durch den überfall auf den Sen­
der Gleiwitz , der von Deutschen in polnischer 
Uniform unternommen wurde, in den zweiten 
Weltkrieg hineinmanövriert worden sind? 
Der . Geist" des Regierungsentwurfs 
Man hat im Bundestag am 24. Januar nicht nur 
diese Problematik nicht diskutiert , sondern 
auch Dinge nicht zur Sprache gebracht , die 
den „Geist " des Höcherlschen Entwurfs be­
leuchten können. Es handelt sich hier um die 
Einstellung der Bundesregierung gegenüber 
den Rechtsgarantien bei Freiheitsentzug und 
gegenüber dem Bundesverfassungsgericht. 

In der Sitzung des Bundesrates am 26. Fe­
bruar 1960 erklärte der hessische Ministerprä­
sident Dr. Zinn zu der im damaligen Notstands­
entwurf vorgesehenen Außerkraftsetzung des 
Art. 104 Abs. 2 und 3 des Grundgesetzes (die 
Vorschriften besagen, daß die Polizei jeden 
Verhafteten binnen 24 Stunden einem Richter 
vorführen muß): 
Der Träger der Notstandsvollmachten könnte - na 

sagen wir - Konzentrationslager einrichten, um po/1• 
tlsche Gegner zu beseitigen, ohne daß diese sidl auf 
die aus den bitteren Erfahrungen der Vergangenheit 

~g~~[:~_e Ja~i~e~~s3:~r~~ e1~~ d~irl~~~n~adle~~e~ 

~~~~1zr~";~~e o~~:r~:,:1 ~~8,!!e~,~~,~-~~~/d~1~ 
We~en des geltenden Freiheitsschutzes besteht Ja 
dann. da8 diese rlc:hterllc:he Oberprüfung Innerhalb be-

:~rr:cti~n!~~8:r.:J!s:1~s~rf~'3,~7z~l~~enN~:C:eNo:~:: 
ordnungen beseitigt werden, die rldlterliche Oberprü­
fung der Freiheitsentziehung kann also so lange hin­
ausgeschoben werden. daß sie mehr oder weniger 

d~Z~:J!~~t:!~~p~::t~. 1~fs1 :~'!l1r;•z.~::;~td!s 9~9u•s~ 
nahmezustandes nichl angetastet werden darf .· 

Man sollte meinen, daß dieser wesentliche Ein­
wand von der Bundesregierung berücksichtigt 
worden 1st. Zunachst scheint es auch so denn 
es heißt in Art. 115 a Abs. 2 Buchsl~be d : 
. Durch Bundesgesetz können für die Dauer 
des Zustandes der außeren Gefahr für Frei­
heitsentziehungen abweichend von Art ikel 104 
Abs. 2 und 3 Fristen festgesetzt werden, die 
Jedocfl die Dauer einer Woche nicht überschrei­
ten sollen.• Liest man die Vorschrift genauer. 
den~ sieht man. daß im Grundsätzlichen ge­
genuber dem Schröderschen Entwurf nichts 
verandert 1st. Der Jurist weiß. daß eine Soll­
beshmmung nicht zwingend Ist. Die Bundes­
regierung hat einen entsprechenden Ände­
rungsvorscfllag des Bundesrates mit der Be­
grundung abgelehnt, .ei ne Mußvorschrilt hätte 
zwangsläulig zur Folge. daß festgenommene 
Personen nach A_blaul der Wochenfrist In je­
dem Fall ohne Ruckslcht auf die Schwere der 
Tat und ihre besondere Gefährlichkeit in der 
gegebenen S1tuat1on - also u. U. auch Plünde­
rer, Angehörige von Sabotagetrupps , A enton 

Haftbefehle bei den genannten Straftaten aus­
gestellt oder bestätigt werden , kann man es 
nur als abenteuerlich bezeichnen, daß die Bun­
desregierung zu der Begründung Zuflucht 
nimmt, in sieben Tagen sei ein Richter nicht 
aufzutreiben. Man wird jedenfalls das Miß­
trauen nicht los, zumal Generalstaatsanwalt 
Dr. Fritz Bauer in diesem Zusammenhang fol­
gende Bemerkung notierte: 
Wir wissen auch einiges von den Träumen unserer 

Bürokratie. Ein kleiner Angestellter des Bundesinnen­
ministeriums Schröder fotografierte insgeheim Ent­
würfe für Notverordnungen , zu denen die Bundesregie­
rung für den Fall X damals durch Grundgesetzänderung 
ermächtigt werden wollte. Eine nach Pressemitteilun-

~=~s:aa~!~a~~1:f~6nt~a:,g~- ~:~~~~~~~gel~:e;e~i~er~ 
„polizeilichen Gewahrsam• zu nehm.en, wenn si~ a~f 

~~~d ,~h1ik~~ih~=~d~e;~:~te;: :;~~i~~~ ;irrlrC:~~~ 
oder' zu veranlassen, die als Hochverrat, Staatsgefähr­
dung, Landesverrat oder al~ Straft~t gegen ~ie Lan­
desverteidigung strafbar smd. Fuhru~gskratte der 
Schlüsselindustrie sollten nach der gleichen Verord­
nung abgelöst werden, wenn ihre staatsbürgerliche 
oder persönliche Unzuverlässigkeit zu befürchten 
stünde.• 
Offenbar denkt die Bundesregierung noch im­
mer daran, .,mißliebige Personen" im „Ernst­
fall" in ein Lager zu stecken, das man vielleicht 
vornehm „Quarantänelager" nennen wird, das 
aber letztlich mit einem Konzentrationslager 
identisch ist. 
Ein anderer „wunder Punkt " des Regierungs­
entwurfes ist die Stellung des Bundesverfas­
sungsgerichts. Die SPD hat in ihren „Sieben 
Punkten zur Notstandsgesetzgebung " gefor­
dert, die Funktionsfähigkeit dieses Gerichts 
müsse gesichert sein und jede Maßnahme 
müsse vor es gebracht werden können. Auch 
der heutige Bundesjustizminister Dr. Sucher 
hatte am 26. September 1960 von einer „Nega­
tivliste" gesprochen , die bestimmen sollte , daß 
.,etwa das Gesetz über das Bundesverfas­
sungsgericht im Notstandsfall nicht angetastet 
werden darf". 
Jeder Demokrat, der die rechtsstaatliche Struk­
tur der Bundesrepublik auch bei einem Not­
stand gewährleistet wissen will , durfte erwar­
ten , daß die Bundesregierung einer solchen 
begrenzten Forderung ohne weiteres nach­
kommen konnte. Der neue Entwurf hätte den 
Passus enthalten sollen: .,Während des Zu­
standes der äußeren und inneren Gefahr, so­
wie im Fall des Katastrophenzustandes kann 
das Bundesverfassungsgerichtsgesetz nicht ge­
ändert werden. " 
In der von der Regierung vorgeschlagenen 
Formulierung heißt es jedoch lediglich , daß 
dieses Gesetz durch Notstandsgesetz oder 
Notverordnung nur unter bestimmten Umstän­
den (Zustimmung des Gerichts usw.) verändert 
werden kann und daß die „verfassungsmäßige 
Stellung und die Erfüllung der verfassungs­
mäßigen Aufgaben des Bundesverfassungs­
gerichts und seiner Richter " nicht beeinträch­
tigt werden darf (Art. 115 e Abs. 1 und 2). über­
prüft man die Möglichkeiten , die bei einer der­
artigen Regelung bleiben, dann ergibt sich fol­
gendes: Die Regierungsmehrheit , die im Zwei­
felsfall entweder über die Feststellung oder 
aber zumindest über die Aufrechterhaltung des 
äußeren Notstandes und damit zugleich über 
die Verlängerung ihrer Wahlperiode entschei­
det, kann durch ein vom Bundestag beschlos­
senes Gesetz das Bundesverfassungsgerichts­
oesetz ändern. Dadurch könnte das Recht des 
Staatsbürgers zur Verfassungsbeschwerde ge­
gen einen Eingriff in Grundrechte abgeschafft 
werden. Ferner könnten neue Senate, neue 
Zuständigkeiten der Senate und neue Vor­
schriften über die Wahl der Bundesverfas­
sungsrichter qeschaffen werden. Mit anderen 
Worten: die Parlamentsmehrheit könnte einen 
neuen Senat mit „ ihren" Leuten besetzen und 
diesen Senat für alle .. Notstandsfraqen " für 
zuständig erklären. Ein Eingreifen desBundes­
verfassungsgerichts gegen Notstandsmaßnah­
men wäre damit praktisch unmöglich gemacht , 
ohne daß die „verfassungsmäßiqe Stellung des 
Bundesverfassungsgerichts und seiner Rich­
ter " formell angetastet würde . 
Die Bundesregierung ist also auf die Forde­
rung, eine Schutzbestimmung für das Verfas­
sungsgericht aufzunehmen, nur dem Scheine 
nach eingegangen. Die Begründunq . es sei not­
wendio. eine Möglichkeit zur .. Änderunq des 
gesetzlich festoelegten Sitzes des Gerichtes" 
und zum " Erlaß von der besonderen Situation 
angepaßten prozeßrechtlichen Vorschriften" zu 
schaffen, ist nicht einsichtio. denn derartioe 
Sonderregelunpen könnten bereits in ruhioen 
Zeiten in das Gesetz aufqenommen werden . 
Wer den Höcherlschen Entwurf bedenkt . kann 
den Verdacht nicht loswerden. daß ein Bundes­
verfassunosnericht. das im Ausnahmezustand 
wirklich . Hüter der Verfassung " und der 
~echt~staallichen Struktur der Bundesrepublik 
1st. nicht mehr in die Reoierunoskonzeption 
paßt. Warum aber fürchtet die Bundesreqie­
runq ein Gericht. das letztlich doch nicht mehr 
tun kann. ats darüber zu wachen. daß auf dem 
Weqe der Notstandsmaßnahmen das Grund­
oesetz nicht in der Weise außer Kraft gesetzt 
wird wie einst die Weimarer Verfassung durch 
den berühmten Artikel 48? 
Der Verdacht. den unsere Beispiele aufkom­
men lassen wird bestärkt. wenn man in der 
ottiziellen Begründung des Entwurfs folgen-

tz liest : 

Fesseln erweisen. Kommt es unter normalen Verhält­
nissen darauf an, die Freiheit des Einzelnen vor einem 

fa~~i:~eft d5~~ah~i~~~t ~~d scr~~~~dl~~~/~o~:~!~ 
Obermaß an Vereinheitlichung zu bewahren, so kann 

:!1n1~en~uß;;g~~~h~~~~ndi;a~~~tsi:-:~~ ~um~f:rk~~ 
und zusammenzufassen." 
Hier ist einmal dem Sprachgebrauch des 
Grundgesetzes völlig fremd im Sinne einer 
. völkischen" Terminologie von „Stämmen• die 
Rede. Hier werden auch die Grundrechte und 
die bundesstaatliche Ordnung dem Grund­
gesetz zuwider nicht mehr als Recht e, son­
dern als ein „Weniger " an Staatsgewalt be­
stimmt. Und erinnert man sich nicht an die 
verhängnisvolle Formel: . Du bist nichts, dein 
Volk ist alles", wenn die Urheber des Entwurfs 
eine „Umkehrung" der grundgesetzlichen Ent­
scheidung für den Menschen und seine un­
antastbare Würde zugunsten eines Über­
gewichtes der Staatsgewalt als . zwingend" 
fordern für die Zeit , die nicht .normal" ist. Da­
bei hat man doch im Parlamentarischen Rat 
die Grundrechte gerade für die Zeiten geschaf­
fen, in denen die Freiheit des Einzelnen und 
die Würde des Menschen gefährdet ist. 

:;~:i:~:~e •~~::'~!~ ~~~a~'::?:i~~•~o~:~!r:,n~ ::! 
zuge•, hin, In dem er die Problematlk der Notstands­
gesetzgebung auafOhrllch behandelt. Die Redaktion 

Fortsetzung von Seite 3 
Nicht anders stehen die Dinge bei dem unge­
heueren Investitionsbeitrag , den der Staat in 
Form von Subventionen oder Steuervorteilen 
zum Wiederaufbau der deutschen Industrie 
nach dem Kriege geleistet hat. Den Eigentü­
mern der Produktionsmittel sind hier unge­
heure Werte zugeschanzt worden, und man hat 
von ihnen keine Gegenleistung verlangt oder 
erhalten. Ja, nicht einmal die selbstverständ­
liche Anstandspflicht gegenüber dem Steuer­
zahler, der doch alle diese Mittel aufgebracht 
hatte, wurde von den Produzenten eingehal­
ten: die Preisdisziplin, um die der Mann, der 
jene Milliarden herbeizauberte, nun larmoyant 
und vergeblich bitten muß. Wie die Grund­
eigentümer wurden auch die Besitzer der in­
dustriellen Produktionsmittel durch die Regie­
rungspolitik einseitig bevorzugt. Es lohnt sich , 
am Hebel der Macht zu sitzen 1 
Sollen wir noch auf die Zollpolitik , auf die 
Förderung des Eigenheimbaus, auf die Miet­
preispolitik zu sprechen kommen? Sollen wir 
an Hand der Volksaktie zeigen, wie mit Hilfe 
der „ kleinen Leute" Kapital gebildet wird , 
ohne die Macht teilen zu müssen? Wie h\er 
die Illusion der Teilhabe am . großen Geschäft " 
geweckt wird, ohne daß man bereit ist, den 
Volksaktionär am großen Gewinn teilhaben zu 
lassen? Die Motive verschlingen sich: Mono­
polisierung der Macht, Ausbeutung, Manipu­
lation des Bewußtseins fallen in ein und der ­
selbe n Transaktion zusammen. Täglich ereig­
net sich „die Oper einer Privatbank". 
Studenten der Volkswirtschaft werden - falls 
sie sich überhaupt mit der Rechtfertigung ei­
nes Gesellschaftssystems belassen, das ihnen 
so natürlich erscheint wie Sonnenschein und 
Regen - nur milde und mitleidig lächeln und 
erklären, die Politik der Subventionen und In­
vestitionsförderungen komme doch allen zu­
gute , wie das „Wirtschaftswunder" beweise . 
Nun, das wird nicht bestritten. Behauptet wird 
nur, daß die Segnungen der volkswirtsch aft­
lichen Förderungsmaßnahmen in unterschied ­
lichem Grade den Besitzenden und den Be­
sitzlosen zufallen - den Besitzlosen als er­
höhtes Realeinkommen (so hoffen wir!) , als 
Anteil an einem steigenden Sozialprodukt , den 
Besitzenden dagegen als ungleich höherer 
Zuwachs an Realwerten und dazu als Voraus ­
setzung steigenden Mehrwerts, mithin als ein 
vielfacher Gewinn gegenüber dem des Lohn ­
arbeiters, der nur auf dem Umweg über die 
Prosperität zur Verbesserung seines Lebens­
standards kommt , nachdem er zuvor durch 
seine Arbeit und seine Steuerzahlungen den 
wachsenden Reichtum der Besitzenden ermög­
licht hatte. Der Gegensatz von Lohnarbeit und 
Kapital ist nicht aufgehoben , sondern eher 
verstärkt, und steigende Löhne heben diese n 
Ge~ensatz. nicht auf. Unsere These besagt ja 
zunachst nicht , daß das kapitalistische System 
funktionsunfähig sei , sondern daß es ungerech t 
1st. 
Fragen wir also nach dem Nutznießer der 
staatlichen Herrschaftsordnung in der Bundes ­
republik, so kommen wir nicht umhin , diese 
Herrschaftsordnung als eine solche der Be­
sitzer von Produktionsmitteln (einschließl ich 
des Grundbesitzes) zu charakterisieren . Wenn 
Jeder Staat als. Instrument der herrschende n 
Klasse zu definieren i~t, wie dies jüngst noct, 
Wtl_helm R. Beyer tn seiner .Staatsphilosophie " 
(Munchen_ 1959) getan hat, so ist die Bundes ­
repubhk_ 1!" strengen Sinn des Wortes al 
„ kap1taltst1scher Staat " klassifiziert , dess s 
Struktur durch die Dialektik von Herr u en 
Knecht bestimmt wird und sich in einem ~d 
schon verborgenen Klassenkampf manifest;~ -
w~lcher vor allem von der herrschenden Klass rt. 
m_,t allen M_,tteln des Raffinements get ·· h e 
wird. Daß diese Einsicht durch das Sch ~ rt 
wort von der „Antiquiertheit des Marxism ag_ 
v_?rdeckt und verdrängt wurde , ist ein I US:" 
~ft ~~~ 0:f~ If,;,~;';,~ .. ~~ ~:.'~~.chenden Klas~~,'~ 



IE Geheimhaltung der Ausschußberatungen 
~ber die Pläne zur Änderung der Verfassung 
u d zur Verordnung von Notstandsbestimmun ­
un n als Folge einer bewu~ten Entpolitisierung 
ge d Entmünd igung der Burger nach autoritä­
un m Schema hat den DISKUS veranlaßt, eine 
0mfrage unter den frankfurter politischen Stu­
dentengruppen einschließlich des AStA zu ma­
c11en. Die von der. CDU/CSU prakt1z1erte Me­
thode der Disquahf1zIerung außerparlamenta­
·scher Kräfte läßt die Berechtigung solcher 

~esetze in einem Staat , der sich als Demo­
kratie versteht, fragwurd1g e~schemen. Um sich 
•ner gründlichen D1skussron zu entziehen, 

!~11ten diese Gesetze . noch in dieser Legis­
laturperiode verabschiedet werden. Gegen­
argumente wurden als unsachlich abgetan. Als 
Ersatzunterhaltung pflegen dieselben Ver­
anstalter mit Eifer Daten anzubieten, die für 
Ablenkungsmanöver besonders geeignet er­
scheinen. 
Gedenktage, geschweige denn nationale Ge­
denktage mit hohlen akademischen Feiern 
scheinen politisch verntändigen Studenten mei­
stens nur M1ßvergnugen zu bereiten. Es zeigt 
sic/1 jedoch auch die Tendenz , durch nebulöse 
und wenig inhaltliche Aussagen solchen Ge-

~etfesmanipul_atio~en letztlich zu verfallen . Die 
e egenhe1t fur emen weiteren Tag zum Ge­

denken " .. un_d zu „w ürdigen Feiern" scheint 
recht gunstIg: ein Tag zum Nekrolog des 
Grundgesetzes . 
Wir danken den Vertretern der Gruppen für 
die ras_che. B_eantwortung der Fragen. Diese 
S_chneU1~ke1t 1st sicher auch ein gutes Zeichen 
fur pol1t1sche Aktivität. Keine Antwort auf un­
sere Fragen erhielten wir von Arbeitskreis ge­
ge~ Ato_mrüstung und Deutsch-Polnischer Ar­
be1tskre1s. 
Als aktivster und zunächst verantwortlicher Teil 
d_er Gruppen sollte der jeweilige Gruppenvor­
sitzende antworten. 

:t~{/tnde Fragen waren zur Diskussion ge-

1- Halten Sie politische bzw. unpolitische Ver­
anstaltungen oder Demonstrationen aus Anlaß 
des 8. Mai, 17. Juni, 20. Ju li für zweckmäßig; 
m welcher Art und aus welchen Gründen? 
2. Welche Grenzen sehen Sie für eine politi­
sche Betätigung der Studenten? 
3. Welche Bedeutung hat der 17. Juni 1965 
nach Ihrer Meinung? 
1· Sollte man sich zu den Notstandsgesetzen 
außern ; wenn ja, in welcher Form? s-w 

Student und Politik 
Eine Umfrage unter den Frankfurter Studentengruppen 
zu Nation und Notstand 

Studentenschaft der 
Johann Wolfgang Goethe - Universität 
1. Ich halte Veranstaltungen für zweckmäßig und er­
erforderlich , die in Irgendeiner Weise zur Demokrati­
sierung unseres Staatswesens und seiner Bürger bei­
tragen. Ole Art, wie dieses Zlel erreicht wird, ist dem­
gegenüber nicht von Bedeutung. Die Skala kann von 
einer Flugblatt-Aktion über Vorträge und Podiumsdis­
kussionen bis zu Kundg ebungen und Demonstrationen 
reichen. 
2. Studenten können sich, wie Jeder andere Staats­
bürger auch, politisch betätigen, die Grenzen sind für 
sie die gleich en, wie fUr diesen. Allerdings sollte die 

~~lg/:~~: =~~~~~n~e~''f i_ dJin~t~g~~~J~e~~~ätchi:~ve!'o 
Zeilen abhandeln. Für die evangelischen Bundesrepu­
bllkaner dürfte der 17. Juni 1965 ein wlltkommener zu­
sätzlicher Sonntag sein, die Katholiken haben an die­
sem Datum Ihren höchs ten Felertaq. Ob sich das Gros 

f;' Ju~1v~~~r~~~cti'ält 11gie:ag~~ ~ 1s~ebnez::r,:~~ - des 
4. Es Ist die _Pflicht und das Recht jedes verantwortli­
chen Staatsbürgers, darauf zu achten, daß die Grund­
sätze des demokratisch en Rechtstaates und die Verfas­
sung auch von der Volksve rtretung und der Regierung 
eJngehalten werden. Das gllt auch, und besonders , 
fur ~ie Notstandsgesetz e und die Ereignisse , die sich 

~:[1~hf:[sf; ~~nge~u&::;~ 9J;r 'b8eb~~kratle und wesent-
liche Grundrechte mißach tet werden , Ist es erforder-

~~ies~~~=~- ~o~~e k~no;g~1ee 1!~afech~i~w~::i~mau~~ 
genutzt werden . Man kann, wie ich bei der Frage drei 
sdlon andeutete. die In dieser zeltlichen und räum-

~:~~w~~~Z:, g:s~e~~~eenn ~:~~ ~i1~~~;1~~ S~ao/~~~~ 
Antworten entstehen, zumal sich einige von Ihnen sehr 

unterschledtich inter&~~~~Sdl~~~:~~Etrg, 1_ Vorsitzender 

Deutsch-lsraellsche Studiengruppe 
1. Polltleche Veranstaltunge n an diesen Tagen sollten 
keine Gedenkfeiern sein, die nur zur Reaktivierung 
n~tlonallstl schen Gedankenguts beitragen , sondern mit 
~~~~s!fnnb:rJ~~~atlonen ein kritisches polllisches Be-

2· Alle Studenten sind aufgefordert, sich mit polltlschen 

~:~ei:~e 1t~~a:!~~11~: ~a°'3r~~~:~ 1~~~äe~:rs~i~ 8~b~~: 
sehe Apathie. der überwiegenden Mehrzahl der Stu­~:b:f~ ~:~. Wirkung größerer politischer Aktionen er-

3- Die herrschonde politische Gesellschaftssc:hlcht be­
ri~tzt den 17. Juni zur Forclerung eines mllltanten An-

abfe~~~nl!~1Y:s, w1~r wi~~~n a~s d:~,;i:~;~,n ::~~e~~~ 
~;k~r:e~ 8~:~~i~I~~~~: n" l~u3:,,1t)DJRu~~~;:~:~e~~~,~=~ 
wurde. 
4- Die von der Regierung vorhel~ten Notstandsge-

}~~~~e/t"~~~S1u~1~~t~n~0 d:t~u 8r~n a~~ ;~~gJ~~~ga~~~ 
~1ktJonen versucht werden sollte, die Verabschiedung 

eses ~Ermächtigungsgesetzes" zu verhindern . 

Gewerkschaftliche Arbeits­
gemeinschaft 

Bernhard Ott 

~- Proklamationen und Bekenntnisse dienen nur der 
elbs!bestätigung der schon überzeugten . Politisie-

~~~~s1~:s~~;sf~'~::, dl~f~r'~~~~1~':1s~ ~ft~~oi~~s~e~n M~~= 
~~~-~di~n) 1 die di8 verschiedenen lnterpretatlonen der 
1M 

I
M re1gn1sse zu Wort kornmen läßt , um die Aklua/i- · 

U~dfu~t:isere labile Demokratie auch den Skeptischen 
Akf bM eachgültigen plauslbel zu machen: es fehlt an 
2 1~ urgern mit Zivilcourage . 
3· Die Gre~zen der Verfassung sind weit genug. 
d~ DW Jun,aufstand war keine nationale Erhebung für neg est~n. sondern eine soziale Erhebung der Arbeit­
In Umer fur eine innere Demokratisierung, die - wie 
Arb ngar~ und Polen - auf Wirtschaftsdemokratie und 
lei · elt!!rrate gegründet war. Der Aufstand zeigte zweier­
Arb ~ 18 schon in der Weimarer Republik, wagen die 
v8/ 1~ehmer als erste den Einsatz für die Demokratie; 
lieh an er!Jngen im Ostblock bedürfen nicht der west­
Wü en Einflußnahme. Ein Abbau des kalten Kriegs 
als'd~ den demokratischen Kräften drüben mehr nützen 
zen diel ~allsteindoktrin und auch die Offnung der Gren-
4 D~r e1chtern. 
Gru 1~ "f.otstandsgesetze untergraben die Substanz des 
un/ gesetz9:s, vor allem die Freiheit der Forschung 
Arb ~ehre, die Prinzipien der Freizügigkeit, der freien 
K 8! ~platzwahl, der Meinungsfreiheiten und der 
d~;luronsfreiheit. Die Universität sollte die Position 
inf ~rtassungsgeber mit detaillierten und historisch 
öff~r~!erten Argumenten verteidigen. Hierzu sind 
Be,-" •ehe Diskussionen, nach Möglichkeit mit <!en 
d urwortem der sehr umfangreichen Verfassu,ngsan­
s~ng~n. das beste Mittel. Jeder Abgeordnete sollte 

~:rense~~~.,;:~~~erße:~~eau~nz~:~~~~s:::,enerr~~~:g~ 
te; Udnlvers1tat, den Massenmedien, den Gewerkschaf­
Pr ' ei:1 Unternehmern. Angesichts der andauernden 
m·~spentäHt und der Normalisierung der Beziehungen 
d: den ostllchen Industrieländern erscheint die Be­
deohun,_g unserer Verfassungsordnung geringer als in 
sta~d~~~~~rz:j:~;:~in.in denen man auch ohne Not­

Gerllnde Peukert, Gerhard Vinnai 

Humanistische Studenten-Union 
1: Wir befürworten solche veranstaltungen, wenn durch 
sie d_le. geschlchtllche entwicklung, die In diesen tagen 
kulminierte, und vor allem die verblndungen zu den 
b~stehende,:i zuständen aufgezeigt werden, und wenn 
sre der kritischen auselnandersetzung mit diesen zu­
s.tänden dienen. Wir bedauern den mangel an histo­
nscherf! bewußtsein, der versuche notwendig macht, 
es_ wenigstens an besonderen gedenktagen zu wecken. 
Wir lehnen veransta/tungen entschieden ab, wenn nur 
pathetisches bedauern aus9esprochen wird, verbun­
den mit der üblichen best8tigung, wie angenehm in 
der BRD doch das leben ist. 
2. Die objektiven grenzen bestehen Im manget an zeit 
und/oder geld . Von der thematlk her sehen wir keine 

f ~~~rdl":~~~iu:cil"e g:fät'ro~1~;i~1t~~r s~/~e: ~nend:!rz~~ 
auf emotionale aktionen und reaktionen. 
3. Der 17. Juni 1953 Ist zunächst ein Indiz für den poli­
tischen zustand der DDR. Die weitgehende passivität 
des westlichen Deutschland hat deutlich gemacht, daß 
die Spaltung nach dem kriege nicht nur formal, son­
dern auch bewußtselnsmäßlg vollzogen wurde. Ver­
anstaltungen zum 17. Juni dürften sich nicht auf dek­
lamationen beschränken, sondern sollten vor altem 

~ö~i':1!~~!7r~i~gOebne~~~d~~/;t~~d~':~sne~~~ ~~~~ei~rn~ 
entscheidente begrenzung der grundrechte ; die pläne 
machen deshalb eine mögllchst breite öffentliche dls­
kusslon notwendig . Solange die Ins detall gehende 
dlskusslon durch unvollständige information nicht mög­
llch ist, bleiben demonstratlonen und a/liemelne er-

~\!rHi!fJ~~~8a~1d!~g d:~i~~~t~~~mfJ~e;.,~'~~n~~t:Wr~r 
Burkhard Blüm 

lsraela - Jüdischer Studentenverein 
1. Am 8. Mal sollte an sich von Staats wegen oder 
durch die Regierung in würdiger Form der Kapitula­
tlon und der Befreiung von der Nazi-Herrschaft gedacht 
werden. Zumindest wäre es angebracht, den Völkern , 
die mil Mißtrauen der Bundesrepublik gegenüber­
stehen, zu beweisen, daß die Deutschen aus ihrer 
jüngsten Vergangenheit etwas gelernt haben. Statt 
dessen bemüht sich die Bundesregierung krampfhaft, 
eine Deutschland-Erklärung bel den Westmächten zu 
erreichen. Die Deutschen scheinen aus den Erfahrun­
gen der Nazi-Zeit und des Krieges doch nichts gelernt 
zu haben (siehe auch Entwurf zum Notstandsgesetz!). 
Deshalb wäre es eine Aufgabe der Studenten, auch 
am 8. Mai, unter anderen Tagen, Veranstaltungen 
durchzuführen , in denen die tragische Rolle Deutsch­
lands im 2. Weltkrieg und die Konsequenzen, die 
daraus gezogef) werden müßten, diskutiert werden. 
In dem Sinne wäre es auch angebracht, des 20. Juli 
zu gedenken. Hier aber sollte vor allem der Wert der 
Zivilcourage betont werden, das Recht und die Pttlcht, 
sich geg_en das Unrecht aufzulehnen, auch dann, wenn 
es von der Regierung befohlen wird. Eine ganze Ge­
neration sollte In diesem Sinne erzogen werden, was 
allerdings etwas schwer sein mag, wenn man sich 
glelchzeitig gegen aufrichtige Demokraten polizei­
staatllcher Methoden bedient (siehe Heckenschützen­
methoden In der letzten Ostermarsch-Demonstration 
und das Verhalten der Polizei bei der Demonstration 
gegen den Vietnamkrieg). 
2. Es steht jeder Studentengruppe zu, ihre Tätigkeit 

S~?rt~ied~reTäti~k~\fs:rn!~tigt~~~~~~~~u~p~.es~~~m:~ 
oder unpolitisch, nicht durch sie selbst be9renzt wer­
den, so wird ihr dadurch ihre demokratische Frei­
heit auf Selbstbestimmung und Selbstentfaltung ent­
zogen. Damit ist ihr, meines Erachtens, auch die Vor­
aussetzung für ihre Existenz entzogen. 
3. -
4. Es ist doch verwunderlich, wenn der einfache Bür­
ger, wenn das Volk sich den Notstandsgesetzen ge­
genüber desinteressiert verhält. Der Umfang der Sache 
und auch nicht zuletzt die Geheimnistuerei der Poli­
tiker haben schon dafür gesorgt , daß ein einfacher 
Mensch sich in der Materie nicht auskennen kann. 
Es wäre eine große Aufgabe der Studenten, bei der 
Aufklärung der Bevölkerung mitzuwirken, ihr die Ge­
fahren der Notstandsgesetze bewußt zu machen und 
auf ihre Mögllchkeiten, diese abzuwenden, aufmerk­
sam zu machen. Gabriel Milter , 1. Vorsitzender 

ISSF 
L a) Da der Aspekt der Befreiung vom nationalsozia­
listischen Terrorregime erheblich den des Unterganges 
der nationalen Substanz überwiegt, halten wir Mahn­
und Gedenkstunden für zulässig. 
b) 17. Juni: Es hat sich in der Politik der fortgesetzten 

· CDU/CSU-Regierung und Anhängseln gezeigt , daß bei 
Zentrierung auf den Westen unter Vernachlässigung der 
Deutschlandpolitik eine Feier des 17. Juni jedem den­
kenden Menschen verlogen vorkommen muß. Des­
halb treten wir für eine vorherige Diskussion der Mög­
lichkeiten und Formen ein. 
c) 20. Juli: Hervorzuheben scheinen uns die Greuel, die 
sogar Menschen, die der altpreußischen Adelsclique 
angehörten, zum Widerstand veranlaßten. 
2. Im Wesenllichen werden die Grenzen der politischen 
Betätigung der Studenten durch die mangelnde Infor­
mation des Einzelnen (Geheimhaltungsvorschriften und 
dergleichen) gezogen. 
3. In Folge 1b sollte man auf Fackelzüge, Fürbittgottes­
dienste und dergleichen Geschmacklosigkeiten ver­
zichten . 

4. Solange die Demokratie In Westdeutschland nicht 
selbstverständlich geworden Ist, stellt Jede Art der 
Notstandsgesetzgebung eine Unterminierung des zar"­
ten Pflänzchens Demokratie dar. Man äußere sich auf 
jede Art und Weise negativ dazu. 

M. Forschner Jr., 2. Vorsitzender 

Liberaler Studentenbund 
Deutschlands 

~-e~: E~/t r'f!~~,~~r~~~g~~~n~ae;ilu~a~~~~f!~~\~: 
sondern auch als Tag der endgültlgen Zerschlagung 
des NS-Regimes eine Grundvoraussetzung für einen 

?ee~~k~~::t~lr~er:ea!~n öf:~nti?Ji~t~~~i~Ssi~~es:i 
wenig beachtet, seine Betonung Ist deshalb für eine 
demokratische Vereinigung eine Notwendigkeit . 
17. 6: Mit Einschränkungen Ja. Aktionen wie oben. Als 
Feiertag sollte der 17. 6. wieder aufgehoben werden . 
Die Bundesrepublik hat an den VerhAltnissen nichts 
geäntlert, das Ist eine traurige Tatsache, gi~t aber 
keinen Anlaß zu Nationalhymnenpathos. Dennoch slnd 
Demonstrationen sachlicher Art am Platz, um Immer 
wieder auf die Notwendigkeit einer beweglichen 
Deutschlandpolitik von seilen der BRD hinzuweisen. 
20. 7.: Ja. Aktionen wie oben. Demonstrationen sollten 
weiterhin als Bekenntnis zur Freiheit des Einzelnen 
und gegen Faschismus und Totalltarlsmus stattfinden . 

i~urue,~n;v~~~u~rssdleunns~ehEenr's~ulf ig~~PJiakJ~~:~ !?; 
nicht benutzt werden. Die Motive der Widerstandskämp­
fer sollten einer kritischen differenzierenden Betrach­
tung unterzogen werden. 
2. Keine, solange wir einer fortschreitenden Enlpo/ltl-

~~e{~nju~~~gl{~n~l~~7e~:~i~~~ ~~ie~r: ~~::;:,n~inung 
auf ~gehelllgte Rechtsansprüche" getrimmt wird, über 
deren Verwirklichungsmöglichkeiten man Rechenschaft 
abzulegen tunlichst vermeidet. 
4. Ja, man sollte. In allen Formen, die mit dem Rechts­
zusland v o r Inkrafttreten dieser Gesetze noch mög­
lich sind. Bernd Koch, 2. Vorsitzender 

Ring Chrlstllch Demokratischer 
Studenten 
1. Der 8. Mal sollte ein Tag der persönlichen Besinnung 
sein; er eignet sich nicht für lautstarke Demonstratio­
nen. Gleich, ob jemand feiert oder trauert , er !'.lerät 
damit leicht In die Versuchung, einem einseitigen 
Aspekt zu huldigen oder eine Geschmacklosigkeit zu 
begehen. Der 17. Juni und der 20. Juli soll1en als ~=~e::i~ d:;g~~u!::r'd\nn.Oemokratle mit großer Anteil-

2. Wer sefn Studium ernst nimmt, hat nur noch wenig 
Zelt für Politik. Hier liegt die Grenze seiner Beteili­
gungsmöglichkeit. Bevorzugt sind deshalb die unter­
haltsamen „SpektakelM; sie fordern nur ein geringes 
zeitliches Opfer. 
3. Der 17. Juni war seit Kriegsende das wichtigste Er­
eignis In Deutschland. Es hätte ohne die Intervention 
der sowietlschen Besatzungsmacht zur Wiedervereini­
gung geführt. An diesem Tage sollte gearbeitet werden. 
Der Tageslohn oder der 365. Tell des Gehalts bzw. 
Jahresgewinns sollte an das Kuratorium Untellbares 
Deutschland abgeführt werden. 
4. Die von den Parteien des Bundestages angestrebte 
Änderung des Jetzt geltenden Notstandsrechts (Inter­
ventionsrecht der Allilerten) ist keine Angelegenheit, 
die ein spezielles studentisches Interes se berührt. Die 
Aktivität an den Universitäten kommt daher, daß eine 
Reihe linksgerichteter Verbände die Notstandsgesetz­
entwürfe als geeli:inetes Material für Ihre Agitation 
betrachtet. Jeder Staatsbürger sollte zwar sehr hell­
hörig sein, wenn eine Grundgesetzänderung bevor­
steht, aber er sollte andererseits auch seinem Parla­
ment vertrauen. wenn sich zwei Drittel der Abgeordne­
ten für eine Änderung aussprechen. Am besten wäre es, 
wenn einige Abgeordnete an die Universität kämen, um 
Rede und Antwort zu stehen. Die propagandistische 
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kratisch bedenklich und dem akademischen Leben un­
angemessen abgelehnt werden. 

Gutermuth, 1. Vorsitzender 

Sozlallstlscher Deutscher 
Studentenbund 
1. Wir halten grundsätzlich nur politische Veranstal­
tungen für zweckmäßig. VeranstaltunAen aus Anlaß 
historischer Ereignisse sind nur sinnvoll , wenn sie 
mehr als nur bloße Gedenktage werden. Das heißt, die 

~~~c:.:~~t~~ ~r:~i~~1=~ ;e0ss:11~~ft~~~~hus1~u:.Y~ng1~ 
der BRD gebracht werden. 
Zu allen drei Anlässen hatten wir Vorträge oder 
Podiumsdiskussionen für am besten geeignet. 
Zum 8. Mal und 20. Juli bietet sich ein Vergleich der 
Forderungen der Widerstandskämpfer (nicht nur der 
Offiziere) mit den Plänen aller Parteien nach 45 und 
der heutigen bundesrepublikanischen Wirklichkeit an. 
Pure Deklamationen gegen die DDR und die Feststel­
lung, daß dort keine Demokratie besteht, haben keine 
politische Wirkung. 
Veranstaltungen zum 17. Juni sind nur zweckmäßig, 
wenn man die Entwicklungstendenzen in der DDR und 
Ihre Abhängigkeit von der Entwicklung in der BRD auf­
zeigt. 

Foto : Ablsag TOllmtJnn 

2. Keine . Studenten haben noch mehr als andere 
Menschen die Pflicht , sich um Ihre Gesellschaft zu 
kümmern, weil sie relativ gute lnformatlonsmöglich­
kelten haben. 
3. Der 17. Juni 1965 hat dieselbe Bedeutung wie der 
17. Juni 1964. Am 17. Juni ging es dagegen nicht um 
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Stimmung der Arbeitnehmer ausschloß. 
4. Zu den oder gegen die Notstandsgesetze sollte man 
sich In Jeder nur möglichen Form äußern, weil sie 
einen so einschneidenden Eingriff in die Grundrechte 
jedes Einzelnen bedeuten, daß Veranstaltungen nur 
im Universitätsrahmen nicht mehr genügen . 
Wir haben bisher ziemlich alle MOgllchkelten, von Vor­
trägen und Diskussion en in der Universität, über Ver­
öffentlichungen und Flugblätter bis zu Veranstaltungen 
in einer breiteren Offenttlc:hkeit auf lokaler und auf 
Bundesebene genutzt. Wir sind auch bereit, auf die 
Straße zu gehen (2. B. am Montag, den 24. 5.). 

Helmut Richter 

Sozlaldemokratischer Hochschulbund 
1. Die von Ihnen genannten geschichtlichen Daten sind 
m. E. ein Anlaß zur Durchführung von Informationsver­
anstaltungen. 
Ich möchte aber dabei den Informatorischen Charakter 
dieser Veranstaltungen , seien es Diskussionen, seien es 
Kundgebungen oder Vorträge, betonen und sie stark 

X°mn ~e~~rs~i. 11j~~,n inb3r;r,z~~i1 sollten wir uns be-, 
mOhen, ernsthaft mit den damit zusammenhängenden 
Problemen uns auseinanderzusetzen. 
2. Keine 
3. Am 17. Juni 1953 haben Menschen für die Freiheit 

ß1!ä~J~utung der Freiheit In der Enge von ein paar 
Zeilen abzuhandeln, wäre sinnlos. 
4. Jeder Student hat das Recht, sich zu polltlschen 
Komplexen zu äußern. Die verschiedenen Studentenver-

~e~~~~~bseo~ 1?e0 r:rd~~e F~~~chetin;~n:t:l~~~gen~e;:,~u~~:; 
In Form von Diskussionen, wie 2. B. auf dem am 
30. Mal In Bonn stattfindenden Kongreß, zum Ausdruck 
kommen. Nlcos A. Athanassladls, 1. Vorsitzender 

Unabhängiges Colleglum Polltlcum 
1. Polltlsche Veranstaltungen zum GrOndungstag der 
Bundesrepublik sollten dem 8. Mal vorzuziehen sein . 
Politische Veranstaltungen zum 17. Juni sollten unserer 
Meinung nach Im Rahmen einer neuen Deutschland­
Politik überdacht und geändert werden, sollten Im 
Grunde aber selbstverständlich sein. 
Der 20. Juli sollte der Tag sein, an dem den Deutschen 
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Gewaltherrschaft zu verhindern. 
2. Polltische Betätigung von Studenten sollte Im Rah­
men des Grundgesetzes In Jeder Art stattfinden; sie 

i~t D~~e;1f.gJ~~r~~fn~n J~:~ r~:~t:;:b!~~hd~n Kelten 
Krieg zu verlängern, und wie unter erstens bereits 
angedeutet, einen anderen Charakter bekommen . 
4. Das Problem der Notstandsgesetze Ist so zentral für 
unsere Junge Demokratie , daß an den deutschen Uni­
versitäten eine Klärung deniber In sog .• teach-ln" nach 
dem Vorbild der USA stattfinden sollte . SIike Jahn 

Wehrpolltlsche Hochschulgruppe 
1. Nur polltlsche Veranstaltunqen sind der adäquate 
Rahmen für eine fundierte Würdigung dieser außer­
gewöhnlichen Jahrestage, da die Ihnen zugrundelie­
gende Problematik primär polltlsch-phllosophischer 
Natur Ist. Sogenannte wertfreie erkenntnistheoretische 
Implikationen dieser Ereignisse ohne ein Im Sinne der 
Verantwortungsethik statthabendes politisches Engage­
ment mit dezidierter Zielsetzung unterliegen opportu­
nistischen und autoritären Tendenzen . Intention dieser 
Veranstaltungen ist, keine bloß historischen Remi­
niszenzen, sondern der Stimulus zur staatsbürgerlicheP 
Katharsis und die Forderung an die politisctien Füh­
rungen zur Oberwindung der Gewalt zu humanem 
und vernünftigem Handeln. Trotz ihres teils positiven 
Gehaltes sollten die Ereignisse des 8. Mal und 20. Juli 
nicht in freudiger Stimmung begangen werden, da sie 
nicht nur zur Jahrmarktsgaudl ausarteten, sondern auch 
zur Verdrängung von kollektiven Schuldgefühlen ver­
leiteten. Personellsierende Glorifizierungen sind zu 
vermelden. An diesen Tagen sollten trotz gewisser 
sozialpsvchologischer Bedenken Dokumentarfilme Ober 
~~~J~~~lltär en Regimen inszenierte Greueltaten gezeigt 

2. Disproportionalität der ökonomisch-geistigen Zweck­
Mittelratlon; bestehende Machtverhältnisse. 
3. Der 17. Juni wird als Konsumentenfestival im Grünen 
mißbraucht. Die institutionallsierte Deklamation einer 
pseudopolitlschen Phraseologie sollte einer friedfer­
tigen, aktiven Ostpolitik Platz machen. 
4. Die Fragestellung erinnert an den Slogan „ Man 
geht nicht mehr ohne Hut". Als Politikum ersten Ran­
ges müssen wir uns zur Notstandsgesetzgebung nicht 
nur äußern, sondern auch nüchtern-sachlich uns in 
diesen verworrenen Komplex hineinarbeiten. In öffentli­
chen kontradiktorisch zu veranstaltenden Diskussionen 

~~lrlt~~J!/rch:~ß~rnb~::1~~/~l~~kS~u~~~~e~:~:1f~n kg,~~ 
frontiert werden. Jedoch gelten die unter zweitens ge­
machten Bemerkungen auch hier . Wido Mosen 
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DER Hessische Auss_chuß der Ostermarschierer 
tte in Frankfurt fur Samstag , den 27. März, 

ha einer Protestdemonstrat ion gegen die ame­
~i~anische Politik in Vietnam aufgerufen . Kund­
ebung und Demons_tratIonszug waren recht­

g 'tig beim Polize1pras1d1um angemeldet wor­
~~~- Die Geneh",'igung wurde ert".ilt , je_doch 

.1 zwei Emschrankungen , wovon eine mmde­
:i~n s gegen da,s Gr~ndrecht . freier Meinungs­
äußerung vers toßt. Die Polizei schr.1eb mit dem 
Hinweis auf die Verkehrslage fur den Zug 
inen Weg vor , der an der Peripherie der ln­

e enstadt entlangführt, wodurch die Wirksam­
~eit dieser Demonstration wie so mancher zu­
vor erhebli ch reduzi ert werden sollte . Man 
hätte dagegen wenig machen können . Die Po­
lizei machte aber den Oster":arschierern auch 
politische Aufl agen : '.,Durch die Demonstranten 
dürfen die außenpo li tischen Belange der Bun­
desrepublik Deutschland und insbesondere 
ihre sich aus internationalen Verträgen er­
gebenden Verpflichtungen nicht gefährdet 
werden. Eine sol che Gefährdung würde ein­
treten, wenn die Demonstrant en durch Wort 
oder Schrift einseiti g gegen eine der am Viet­
nam-Konflik t beteili gten Parteien Stellung neh­
men würden. Es wi rd Ihnen daher aufgegeben , 
dieser Lage durch entsprech ende Vorbeugung 
Rechnung zu trage n." Dies war ein eklatanter 
verstoß gegen das Grundgesetz , den die Ver­
anstalter der Protes tkundgebung nicht hinzu­
nehmen brauchten. Sie künd igten an, sich an 
keine der Auflage n zu hall en, weil sie „ ver­
fassungswidrig und daher für uns unverbind­
lich" seien; das Polizei präsidium ließ dagegen 
verlauten, die Polizei beamten hätten Anwei ­
sung, eine Mißachtung der Verfügung „ mit 
allen gesetzlichen M itteln zu unterbinden " . 
Damit waren die Fronten für eine kleine Probe 
auf Demokratie im Notstand abgesteckt. Inter­
essant, welche Rolle die ortsansäss ige Presse 
in der vorbereiten den Phase spielte . Die für 
die klugen Köpfe wo llt e ebendieselben nicht 
verwirren und brach te daher keine einzige Zei­
le über die geplan te Demonstration. Ihre Ab­
sicht, dieser möglichs t wenig Echo zu verlei­
hen, kam noch in dem hinterher an die Beam­
ten im Polizeipräsi d ium gerichteten Vorwurf 
zum Vorschein, sie hätten wenig politisches 
Fingerspitzengefühl gezeigt, mit Ihrem Auf­
lagebrief nur den Widerstandswillen der Oster ­
marschierer kräftig angeheizt und „einer Ver­
anstaltung, die man nicht hochspielen wollte , 
ein weltweites Echo gegeben " (FAZ vom 
30. März 1965). Die Frankfurter Rundschau da­
gegen rief noch am Freitagabend ihre Leser 
dazu auf, sich für die Erhaltung der demokra -
1ischen Rechte ein zusetzen : ,,Im Polizeipräsi­
dium soll man den Antragstellern für die De­
monstration ... ges agt haben , jenseits der Zo­
nengrenze sei es ja auch nicht möglich , mit 
sowjetfeindlichen Parolen zu demonstrieren. 
Wird von den Frankfurter Behörden etwa eine 
Angleichung an das totalitäre Ulbrlcht-Aegime 
angestrebt? Wir wollen aber gerade auf den 
Unterschied zwischen demokratischer Freiheit 
und kommunistis cher Unfreiheit stolz sein. Sor­
gen wir dafür, daß wir es auch in Zukunft kön­
nen" (FA vom 27. März 1965). Ob solche Rede 
im Ernstfall soge nannten Notstands noch durch 
die Zensur ginge ? 
Die Polizei sorgte auch weiter dafür, daß in 
eine Demonstra tion gegen die Kriegspolitik 
der Vereinigten Staaten zunehmend sich Züge 
einer Demonstra tion gegen die ungesetzlichen 
Maßnahmen der Polizei mischten . Den knapp 
fünfhundert Tei lnehmern an Kundgebung und 
Umzug standen drei Hundertschaften Schutz­
und Landespol izei gegenüber; Dutzende von 
Funkstreifen- und Mannschaftswagen , beritte­
~e Polizei und ein Ungetüm von Wasserwerfer 
m der Kulisse schufen bei den Marschierern 
die letzten psychologischen Voraussetzungen 
dafür, daß sie bereit waren , nach der Auf­
lösung des offiziell zugelassenen Demonstra ­
tionszuges „wild" weiter zu demonstrieren -
diesmal in der für sie verbotenen Innenstadt 
und am amerikanischen Konsulat. Was weder 
die Plakate noch die Handzettel vermocht hat­
ten: die mehr oder weniger große Gleichgültig­
keit der Passanten bei einigen zu durchbre­
chen, gelang der Polizei. An vier zentralen 
Stellen griff sie publikumswirksam ein, pro­
vozierte Sitzstreiks und Pfui-Chöre. Da waren 
dann doch auch einige arbeitsam dem Kon­
sumgeschäft nachgehende Bürger empört: 
einige Polizisten - der Einsatzleiter weigerte 
~ich übrigens, Namen preiszugeben - kamen 
ihrer professionellen Pflicht und den Befehlen 
der sie Kommandierenden in einer Weise nach, 
die es ihnen erlaubte , eine offensichtlich be.­
achtliche Aggressivität abzureagieren. Man 
konnte bei einzelnen Schlägern derart von der 
Wut entstellte Gesichter sehen , daß sie - hät­
te __ man sie photographiert - ihre Eigentümer 
spater kaum selbst wieder erkannt haben 
dürften . Allzu viele Beispiele für Unmenschlich­
keit einzelner, wenn sie von Amts wegen dazu 
~elegenheit erhielten, haben wir in unserer 
eigenen und in der Geschichte anderer Län­
der erlebt, um bei solchen Szenen nicht zu 
erschrecken. 
Daß die brutalsten Büttel der herrschenden 
Ordnung sich aus der Schicht der zumeist Be­
herrschten rekrutieren - wer weiß das nicht. 
Aber nur eine hohe Dienststelle dieser Ord­
nung kann die Anweisung ausgeben: mit allen 
gesetzlichen Mitteln durchzugreifen. Daran 
Sind schließlich auch diejenigen Beamten ge­
b_unden, die ohne besondere Härte lediglich 
„ ihre Pflicht tun". Ohne es zu wissen, sind 
natürlich auch sie verlängerter Arm der etab­
lierten Machtverhältnisse. Ob sie sich je Ge-

danken d~rüber machten, daß auch in unserer 
Demokratie stets bei zwar demokratischen 
aber politisch oppositionellen Kundgebunge~ 
erheblich behindernde Polizeiauflagen ge­
macht werden - nicht Innenstadt , keine Laut­
sprecherwagen_ - nicht aber bei solchen, die 
mit der Regierungspolitik übereinstimmen 
oder unpolitischer Natur sind? 
Für di.e Polizei schien es sich um nicht mehr 
und nicht :,veniger zu handeln als eine Übung. 
So wie . s1~- der Verteidigungsminister jetzt 
~cho~ m1lltansche Gerichtsbarkeit wünscht, um 
1m Frieden zu üben für den Ernstfall , so wollen 
~1elle1cht auch die Strategen der Schutzpolizei 
ihre Mittel m „Friedenszeiten" für die Zeit nach 
der_ N_ot~_tandsgesetzgebung überprüfen. Die 
P_ol12e1 hatte nämlich, wäre dies nicht ihre Ab­
sicht gewesen, besser überhaupt nicht einge­
griffen. Sie allein hat mit ihren Wagen und 
Absperrungen den Samstagverkehr behindert 
statt ihn zu schützen, wie sie vorgab. Der Ver~ 
kehr gab jedoch für sie die erschwerten Ma­
növerbedingungen ab. Und hätten die Demon­
strierenden sich nicht dazu verleiten lassen 
aus der City heraus zum Konsulat zu ziehen' 
wo ihnen die leeren Straßen keinen Schut~ 
boten , so hätten für Übungszwecke noch bes­
sere Bedingungen - Tumulte auf der Haupt­
~ache , ~asserwerfereinsatz - geherrscht; 
diesmal gings mit quergestellten Mannschafts­
wagen und dem gewöhnlichen Einkreisen und 
Abdrängen . Wäre es nicht um Einschüchterung 
und Demonstration von Macht gegangen und 
um die Probe dazu, warum ließ man nicht die 
Ostermarschierer mit ihren Plakaten auf der 
Hauptwache unbehelligt stehen und mit den 
Menschen diskutieren, die dazu Lust hatten? 
Zu Tumulten wäre es dabei gewiß nicht ge­
kommen. Vielleicht zu einem Schritt vorwärts 
zu größerer Selbstverständlichkeit demokrati­
scher Gepflogenheiten . 

Der unschuldige Passant, der wissen wollte, 
was da vorginge, und, weil er auf einer Aus­
kunft insistierte, kurzerhand im Mannschafts­
wagen abtransportiert wurde ; das unbeteiligte 
Mädchen , das geschlagen wurde ; die fassungs­
lose Hausfrau, der die Martinshörner und die 
rohen Faustschläge , das Getümmel und Hand­
gemenge Angst vor dem „ was kommt denn 
da wieder auf uns zu!" einjagten, und vielleicht 
noch ein paar der Zuschauer, die sich auf Dis­
kussionen einließen , mögen nachdenklich ge­
worden sein. Aber, und das war das eigent­
lich Beängstigende an dem ganzen Samstag , 
von einer spontanen Beteiligung der Passan­
ten , die auf deren Sympathie mit den Parolen 
der Demonstranten und auf ihre Ablehnung 
der „ polizeilichen Vorkehrungen " hätte schlie­
ßen lassen, konnte keine Rede sein. Man ließ 
jene so allein wie damals die Studenten, die 
sich für den „ Spiegel" auf das Hauptwachen­
pflaster gesetzt hatten. Dabei konnte diesmal 
kaum so sehr wie damals das Ressentiment 
gegen die Intellektuellen , die sonst nichts zu 
tun haben , eine Rolle spielen: es beteiligten 
sich Gewerkschaftsjugendliche , junge und äl­
tere „Naturfreunde", Hausfrauen geradeso wie 
Studenten (auch auf gute Rasur hatte man 
Wert gelegt). Nicht wenigen scheint es einfach 
ein lustiges , jedenfalls nicht alltägliches Schau­
spiel gewesen zu sein, wenn Polizisten nach 
Jugendlichen schlugen , sie jagten oder im Po­
lizeigriff abführten . Die Haltung der Masse der 
Zuschauer könnte am ehesten mit freundlicher, 
im Grunde aber gleichgültiger Toleranz be­
zeichnet werden. Ihnen schien nicht nur Viet­
nam so weit abzuliegen wie einst das ferne 
Türkenland, auch die hiesigen, innenpoliti­
schen Verhältnisse und gewisse darin sich ab­
zeichnende autoritäre Entwicklungstendenzen 
dürften den meisten fremd, unbekannt und un­
problematisch erschienen sein. Solch ein gewiß 
nur oberflächlicher Eindruck beim Beobachten 
der Reaktionen im zufälligen Publikum einer 
Demonstration wird durch jüngste Unter­
suchungen zum politischen Bewußtsein der 
Deutschen allerdings bestätigt. Zur Politik hat 
die große Mehrzahl ein indifferentes Verhält­
nis. Der politische Status quo wird hingenom­
men, weil und insofern er die einzelnen von 
Politik verschont, sie in ihrer Privatsphäre nicht 
stört. Nur wenn unmittelbar konkrete Interes­
sen verletzt werden (bei Arbeitern etwa durch 
Einschränkung des Streikrechts), ist mit grö­
ßerem Engagement zu rechnen. Im übrigen 
aber ist von einem emotionalen Verhältnis der 
einzelnen zur Politik generell nicht zu spre­
chen. Bewußt antidemokratisch und dezidiert 
autoritär verhalten sich wenige. Aber ebenso 
sind diejenigen eine Ausnahme, die ein kri­
tisch-waches demokratisches Bewußtsein ha­
ben. Die Entpolitisierung ist soweit fortge­
schritten , daß an die Stelle von Überzeugun­
gen ein unverbindliches Meinen getreten . 1st, 
Ausdruck von Hilflosigkeit und Reflex obJek­
tiver Ohnmacht. 
Will man in den Vorfällen jenes Samstags eine 
Probe auf die Demokratie im Notstand sehen , 
so darf man über den unmittelbar Beteiligten, 
der Polizei und den Protestierenden, nicht 
dieses Publikum vergessen. Schwer zu sagen, 
wie es sich verhielte unter weniger gesicher­
ten wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen 
als sie augenblicklich bestehen . Demagogische 
Politiker könnten dann wahrscheinlich mit Er­
folg Ressentiments für ihre Zwecke ausbeuten 
und mit Hilfe der unpolitischen Mehrzahl der 
Bevölkerung demokratische Elemente der Ge­
sellschaftsordnung zerstören. Soweit sich eine 
Einschränkung demokratischer Rechte jedoch 
innerhalb einer Entwicklung relativen Wohl­
stands vollziehen sollte , und dies scheint wahr­
scheinlicher , ist mit der Apathie der meisten 
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Demonslratlonen finden vorzugsweise stau, wenn die Verantwor:ung, die Polltlker haben, auf der Straße getragen 
wird. Offlzlell mißt eine entpolltlslerte Offentllchkell die Erfolge politischer Demonstrationen an Gummlkn0ppel 
und Wasserstrahl. So selbstverständlich wie die Pollzel z. B. In Frankfurt wieder einmal polltlsche „Ordnung" 
zu schaffen versucht, so unverfroren machen Politiker zur Kallen Kriegszelt keinen Hehl daraus, den staatsb0r• 
gerllchen Interessenten nur reines Interesse und Wahren der W0rde zuzubilligen. Wenn bei einer Demonstration 
der Kampagne fOr Abrüstung der hessische llndllche Verfassungsschutz hinter den Maglstralsfenstem durch die 
Blume fotografiert, was an Verfassungsschutz auf dem Römerberg geschieht, dann verteidigt lnnenmlnlster Schnel• 
der (SPD) das als Kommunlstenjagd. Die Frankfurter CDU, stalt sich zu wundern, daß ein OOR•Fernsehteam nlchl 
hinter Fenstern filmt, mimt Erstaunen Ober des Demokraten Ple8, Landtagsabgeordneter, Offenheit , auch mitzu­
reden, wenn Grundrechte gefährdet erscheinen. 
Die polltlsche Demonstration Ist ein legitimes Mittel, die Politiker an Rechte, die sie mit F0ßen treten, durch 
Protestmlrsche wieder zu erinnern ; In Seoul , In Salgon , In Madrid, In Montgomery, In Frankfurt. 

Demokratie im Notstand 

Sebastian Herkommer 

Bemerkungen zu einer Kostprobe 
Menschen zu rechnen. Die kleinen politischen 
Gruppierungen vor allem in den Jugendorga­
nisationen der Parteien und Gewerkschaften 
und an den Universitäten haben unter diesen 
Bedingungen zusammen mit einer demokra­
tischen Presse eine Chance, politischen Druck 
auszuüben und jeden einzelnen auf die Kon­
sequenzen aufmerksam zu machen, die auto­
ritäre Maßnahmen für ihn selbst ganz hand­
fest haben können. Die Mittel sind öffentliche 
Diskussionen, Resolutionen, Appelle an das 
Parlament und - Demonstrationen. Daß sie 
erfolgre ich sein können, beweist unter ande-

rem auch die eindeutige Distanzierung des 
Oberbürgermeisters Professor Brundert vom 
Verhalten der Frankfurter Polizei. Allerdings : 
wenn die Polizei ihren letzten Großeinsatz in 
Frankfurt als Übung auffaßte , vielleicht sollten 
dann auch die Veranstalter und Teilnehmer 
dieser alles in allem erfolgreichen Demonstra­
tion der Ostermarschierer „Manöverkritik" ab­
halten. Sowohl die Strategie wie vor allem das 
Bewußtsein davon, was die einzelnen ohne 
größeres Risiko tun dürfen, sdleinen noch un­
terentwickelt. Überlegungen derart sind legal 
und demokratisch . 

Foto: UPI 
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DISKUS IM 15. JAHR 

um die 
Verfassung 
~~utscher Bundestag - 4. Wahlperiode - 190. 

zung . Bonn, Mittwoch, den 16. Juni 1965, vor­
~lltags . Bundesminister Höcherl beendet seine 

otstandsrede - an die SPD gewandt - mit 
den Worten : " Und wenn gezögert wird, 
Wer trägt die Verantwortung? - Nur Sie 
~11•1 In." Das Protokoll vermerkt über das 
o gende: 

t"(Lebhalter Beifall bei den Reglerungspar­
;ii9n . - Auf der Zuschauertribüne ertönt eine 
Dr ilerpfe lfe . - Unruhe - Abg . Dr. Wuermellng: 
8~• Hilfstruppen der SPD! - Bewegung bei der 
d D - Gegenruf des Abg. Wehner: Wollen sie 

88 zurücknehmen? Abg. Schmltt-Vockenhau­
senh [zur Mitte gehend]: Wollen Sie das zurück­
ne men? - Weitere Zurufe von der SPD. -
~bg . Wehner: Sie Strolch! - Fortgesetzte leb­
n""he Zurufe von links : Wollen Sie das zurück-
e men! - Stehen Sie auf! - Nehmen Sie das 

zurückl Große Unruhe - Glocke des Präsi­
denten .)" 
Dieser Zwischenfall kennzeichnet die Not­
standsdebatte am Ende der Legislaturperiode 
des 4. Deutschen Bundestages: Die Regie­
rungsparteien machen die Notstandsfrage zum 
Wahlkampfthema . Für sie Ist Jedes Mittel er ­
laubt . Die SPD verhält sich " verantwortungs­
bewußt ". Sie grenzt sich - um Ihre Lauterkeit 
zu beweisen - von den Gewerkschaften , Pro• 
fessoren und politischen Studentenverbänden 
ab und reag iert letztlich - weil alles nichts 
hilft - emotional. 
Das Erschreckende aber Ist: die Auseinander­
setzung um die Gewährleistung der Prinz ipien 
des Grundgesetzes , der Kampf um die Verlas• 
sung wurde überhaupt nicht geführt . Es war 
nicht die Rede davon , daß es um eine grund­
legende Änderung des Grundgesetzes, um 
eine einschneidende Verfassungsumwandlung 

ging . Selbst das, was In zähem Ringen Im 
Rechtsausschuß Im Sinne eines Kampfes um 
die Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit geleistet 
worden Ist (auch die Gegner Jeder zusätzlichen 
Notstandsregelung müssen das zugeben) , 
wurde vom Verteidigungsminister von Hassei 
abgetan als „ verwaschene, papierne und für 
den Notstandsfall unpraktikable Lösungen " , 
als „ Kompromisse ", die das „ Alleräußerste " 
seien , ,,was aus mflftärlscher Sicht zugestan­
den , was gerade noch hingenommen werden 
kann " . So sind wir - wie Karl-Hermann Flach 
In einem Kommentar bemerkte - ,,in die per­
verse Frontstellu~g hineingeraten , daß sich die 
Opposition dafür rechtfertigen muß , wenn sie 
die Rechte des Volkes (noch) verteidigt , . . . In 
der die Regierenden nicht darum werben und 
um Verständnis bitten müssen , wenn sie eine 
Freiheitseinschränkung für unumgänglich hal­
ten , sondern wo die Regierenden auf die ein-
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schlagen, die das Grundgesetz wenigstens 
nicht überhastet ändern wollen " . 
Wo waren die Verteid iger des Rechtsstaates 
als Rainer Barzel und der Verteidigungsmini­
ster, der geschworen hatte das Grundgesetz 
zu wahren und zu verteidigen , bei der Ver­
fassungsänderung davon sprachen , diese Ein­
schränkung der Verfassung diene der " Glaub­
hafllgkelt der Abschreckung " ? Wer wandte 
sich gegen die demagogische Dlllamlerung der 
Gegner einer Notstandsgesetzgebung durch 
den Bundeskanzler , der „ In aller Offenheit " 
seine „ Sorge " betonte , ,,daß demokratische 
Kräfte unseres Staates - gewiß ohne Ihren 
Willen - äußerlich In einer Phalanx mit den 
Propagandisten In Pankow und Moskau zu 
stehen scheinen " ? Wo waren die Verteidiger 
der Rechte der Arbeitnehmer als Bundesmlnl-

(JQ "f/tzung Seite 2 



Berlin 
bleibt 
Berlin 
Von den Litfassäulen herab fordert es auf: 
.,Trefft Deutschla nd in Berlin." Der Gesamt­
deutsche Minister wiederholt: .,Man muß neue 
Wege wagen, um aus der Sackgasse gesamt­
deutsdler Politik herauszukommen." Der so­
genannte Staatsratsvorsitzende hetzt: .. Die 
DDR ist ke in Währungsgebiet, sondern ein 
Staat. " Die Allgemeine Zeitung für Deutschland 
mahnt: .. Im Umgang mit Hysterike rn ist dop­
pelte Vorsicht geboten." 
Berlin bleibt Berlin. Berliner Luft wird von 
Hubschraubern (Ost) mißbraucht , annektiert 
gegen jedes Völkerrecht. Aber Berlin bleibt 
Berlin. Bleibt „die Hauptstadt der Deutschen 
Demokratischen Republik ." Bleibt „fester Be­
standteil der Bundesrepublik Deutschland" . 
Gesamtdeutsch bleibt gesamtdeutsch. Mende 
bleibt Mende. Ulbricht bleibt Ulbricht. FAZ 
bleibt FAZ. DDR bleibt DDR. DDR bleibt so­
genannt. DDR bJeibt Währungsgebiet. 
Deutscher Sommer 1965. 
Die gesamtdeutsche Salami wird kürzer und 
kürzer. Alles hat ein Ende. Auch die Wurst wird 
einmal eins haben. Die Ostberliner Sogenann­
ten verstehen zu schnipp eln: Im August '61 ei n 
kräftigeres Scheibchen, davor (Passierscheine 
für Westdeutsche) ein dünneres , danach (Pas­
sierschei ne für Westberliner) wieder ein be­
scheideneres. Heuer (Annektion des Ostberli­
ner Luftraume s) e in weiteres Scheibchen oder 

Fortsetzung von Seite 1 

ster Höcherl - Im sicheren Vertrauen auf die 
Unkenntnis seiner Gegner - die vorgesehene 
Einschränkung der Rechte der Arbeitnehmer 
und Ihrer Gewerkschatten pries als „eine Lö­
sung , die In Ihrer UberalHit Oberhaupt nicht 
überboten werden kann"? Wer erinnerte da­
ran, daß Höcherf die Streichung des Begriffs 
" Notstand " als einen „ klelnen psychofoglschen 
Trick" bezeichnete hatte, den er angewandt 
habe „ um die Nerven zu schonen " und wer 
deckte an Hand dieses Zitates auf, daß das 
Verschwinden der Begriffe " Notstand " und 
„Zustand der Inneren Gefahr " keineswegs die 
Streichung der unter diesen Titeln vorgesehe­
nen Einschränkungen bedeutet? Wer trat für 
die Kritiker der Gesetzesentwürfe ein die 
(durch die unnötige Gehefmhaltung daz~ ge­
zwungen) ihrer Kritik die von der Regierung 
eingebrachten Entwürfe zugrunde legten? 

Die Opposition blieb In der Defensive. Sie war 
die Gefangene Ihrer eigenen Taktik. Sie hatte 
den Geheimberatungen zugestimmt - und 
wurde nun von der Regierungsseite dafür be­
achuld/gt. Sie hatte das Argument, bei der 
Notstandsgesetzgebung gehe es nicht um eine 

Leserbriefe 

Sehr geehrte Herren! 
1hren Beitrag „Drainage eines Sumpfes • über den 
bundesdeutschen_ Neo-Nationalismus im allgemelnen 
u'!d den der National-Zeitung Im besonderen habe ich 
mit Interesse gelesen, scheint er doch In manchen 
Passagen treffende Charakterisierungen einiger un-

$~rh~~;:1fd, Pzhu~nä~:t"~o~e:11:~g~~~a~b:~n~~ thl~~e~. 

~~gl~~t,d~r ~ltr ~~l!e~~rd~~er:'~e~~~o~S:~11:~~: ~a-~ 
m Leserbriefen so schön sagt. 
~iutz!~f~~de Ich Jedod"!, als Ich mir einmal überlegte , 

nt e andere Seite mit dem gleid'len Recht in 
~~na~ der gleichen Art ebenso treffend polemisieren 

nn e, - was dann mir und wohl auch Ihnen gewiß 

~~!Y:~h~~~8,{'~rk~l~'!,.,g~dne ~~~~n e~anr:~tfn~r besagte 
Allein die sd'llechte Gesellschaft in die unsere 
Vlln~lnte\lektue\len" geraten , we0n sie für einen 

erz d'lt auf die Ostgebiete eintreten der Regle­
":n~spartel Atomwaffensucht unterstel1erl die Todes­t r':t,e :lehnen , zur restlosen Klärung' aller Nazi-

e . re an und zur Entfernung aller ehemaligen 
~ 8 ?.!9 aus öffentlichen Ä.mtern aufrufen - allein die 

ln ~j~~~~;~~~~s!eä~!~~~n~l~e~~~- ~~~rl~~R:~/,~~ 
~~~d:~~~!~~:"s~~~!:'e:~ .' die Gefährlichkeit solcher 

~:~,m~~e~ann noch de_n Satz hinzu, der sich etwas 
findet; In der gleichen Spalte Ihres Beitrages 

dUrd~urhUnk.s~ntellektuellen aller Schattierungen sind 
bO d ren aß • • . so unlösbar miteinander ver­
üb~r ~ dg~:1:r~ 1v•1 rsd'lledenen Motive für das Urteil 
zihlt ," gu t g sind. Allein die Wirkung 

~~nd;:e~~ mg:~Ö~eb mand wll11 odR er nicht , Runversehens 
-z Ich n un m t echt als lacherlld'l be-1! ei:!:ro:aroli9-halle Llnkslntellektuellen , egal wo sie 
„n0 tzllc:he ld?o,:: ... en, seien Moskaus bzw. Ulbrid'lts 
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eine Scheibe. Und das Wurstmesser geht a~f 
Reisen, blinkt in Ägyptens Sonne, kappt dre 
diplomatischen Beziehungen zwischen Arabern 
und Bonn: Und der Ulbr icht hat ein Messer, 
doch das Messer sieht man nicht. 
Wie groß ist eige ntl ich noch der verbliebene 
Wurstzipfel? Wie müßte eine Politik zur Ret­
tung der Salami beschaffen sein? Ist Rettung 
überhaupt noch möglich? . . 
Deutschlandpolitik aus der Wurstperspektrve 
betrachten: Das führt nicht weiter. Deutschland­
polit ik: Innenpolitik oder Außenpolitik? Ober­
haupt Politik? Das Gesamtdeutschland Bonns 
gleicht einem Hühnerstall . Die Hennen wiegen 
sich in Geborgenheit der Schutzgarantie ihres 
Halters. Trotzdem kommt immer von neuem 
der Fuchs auf nächtlichen Besuch. Die Zahl der 
Hennen nimmt ab, das Gegacker der übrig­
geb liebenen zu. Morgens klagt der Besitzer 
über die wieder einmal geschrumpfte Zahl der 
Hühner . Aber schließlich muß er nachts schla­
fen um überhaupt gegen Füchse anzukommen. 
Das Bild stimmt nicht. Es stimmt nur teilweise. 
Die Bundesrepublik ist der DDR ökonomisch 
und außenpolitisch überlegen. Aber die Über­
legenheit ist die des Achill , der bekanntlich 
eine Ferse hatte . Diese Ferse heißt Westberlin 
und macht die Position der Bundesrepublik 
gegenüber der DDR zu der beschriebenen . 
Ohne Westberlin gäbe es zwei sauber geschie­
dene deutsche Staaten mit einer simplen un­
durchlässigen Grenze . Westberlin ist der He­
bel , der vom ostdeutschen in den westdeut ­
schen Staat ragt. Es ist der Balken im ost­
deutschen Auge. Es Ist die allzeit einsatz ­
bereite Zwickmühle Ulbrichts . 
Im l aufe der Zeit und mit Hilfe Moskaus hat 
Ulbricht diese Zwickmühle von allen Schön­
heitsfehlern (Viermächtestatut) befreit. Sie ist 

Verfassungsumwandlung , sondern um eine Ein­
schränkung all/lerter Vorbehaltsrechte erst po­
pulär gemacht , - und wurde nun von der Re­
gierungsseite beschuldigt , sie verhindere die 
Ablösung. Sie hatte sich über die Sachein­
wände der Gewerkschaften - belsplelswelse 
In der Frage der Dlenstverplllchtung hinweg­
gesetzt - und wurde nun beschuldigt , dem 
Druck der Gewerkschaften nachgegeben zu 
haben . Sie hatte „ Kompromissen " zugestimmt 
- und wurde (als sie beispielsweise , vorsichtig 
fn efn Zitat des ehemaligen CDU-Abgeordn 11ten 
Hoogen verpackt, die Frage stellte, ob eine 
rechtsstaatlichen Gesichtspunkten Rechnung 
tragende Notstandsregelung nicht zeitlich be­
fristet sein müsse) beschuldigt, ,,neue Gründe 
nachzuschieben ". 
Die zweite Lesung eines Gesetzes soll nach 
der Geschäftsordnung eine Sachberatung sein . 
Doch es wurde nicht beraten . Es wurde agi­
tiert. In der Agltatton waren sich sogar die CDU 
die FDP und die SPD In einer Frage einig: /~ 
der Ablehnung derjenigen , die (nicht aus einer 
Gegnerschaft gegen „ den " Staat oder gegen 
,,die " Bundesrepublik) die Verfassungsum­
wandlung grundsätzlich ablehnen oder die die 
bisher vorgelegten Entwürfe deshalb bekämp­
fen , welf sie die Im Grundgesetze bisher ge-

Kann i:nan mit gutem Gew issen, wie sie es doch wohl 
tuMn, einerseits fordern , die national denkenden Mit­
burger aller Schattierungen in einen Topf zu werfen 

~~~~ a~~=~~rsr~~t~~s z~e'e1~t~:nvge;~~s~re z~g~~~ ~~~ 
„ Lin~e aucf! nur etwas differenzierender betrachten 
als dies gewohnll~ zu g!3Sd'lehen pflegt? ' 
Diese Frage bereitet mir, da sie mein eigenes Den­
ken in Frage stellt, doch einiges Unbehagen. 

GDnter Franzmeler 

„ eh . Instrument, das nur 
nunmehr ein pra t,~es zu werden . Die 
noch darauf wartet, e_rn~esetz!u bestimmt , der 
Zwickmühle Westberlrn ~st: die Bundesrepu­
DDR die Anerkennung ur Ulbricht ohne Ge­
blhik ei_nzu~r~~~~?g· :~e:c~f:t~on inszenieren , die 
ta r eine seines Staates 
z.ur schließ~ch;~ A;:;,~~~;u;~nd estagssitzun? 
r~h'X;rt~ai wieder einmal gezeigt ,1 ~re ; e~'. 
die DDR-Behörden den __ Verkeh~h~ue d=~ der 
fahrtswKeg_en hledmemr ewn e~fC::~:te in Aktion tritt . 
große nuppe b · kte 
Das durch diese Verkehrshemmung en etrr 
E ebnis ist relativ harmlos: Der Bun estag 

(gd wahrscheinlich nicht mehr in B_erlin tagen . 
W{chtigere Ergebnisse könnte Ulbrrcht erzwl~ ­
gen, wenn er etwa mitten in der ~auptrels eze1t 
einen Visumzwang für den Trans_rt nach West­
berlin einführen würde. Es rst nrcht anzuneh ­
men daß ein solcher Schritt vom Westen an­
ders' beantwortet würde als der 13. August 
1961. Wie sollte er auch. Und wenn ern der ­
artiger Schritt . Ulbricht sel_bst a_ls zu gewagt 
erschiene , so könnte er lercht er~e Zwischen ­
stufe ein Zwischen-Salamrscherbchen , ein­
schalten. Etwa : Technische Schwledgke lten 
bei der Abfertigung verlangen dre Ein­
führung eines neuen Abfertigungsmodus . 
Etwa: Um übermäßig lange Wartezeit en 
zu vermeiden , sollen die Reisenden schon 
vorher Durchreiseantr äge stellen . Etwa : Bei m 
Außenministerium in Ostberlin . Wegen Einfall s­
losigkeit in dieser Beziehung brauchte man Ul­
bricht und seinem Braintrust bisher noch keine 
Vorwürfe machen. Die ersten Schritte In dieser 
Richtung sind getan : Kündigung der Reichs­
bahn-Tarife , neue Wasserstraßenb esti mmun ­
gen und -gebühren, Drohung mit Erhöhung der 
Autobahnabgaben . 
Die Dinge geraten In Fluß. Die DDR hat d ie 
jahrelange Nachkriegsdurststrecke überwun­
den. ist aus ihrem Schattendas ei n neben der 
Bundesr epublik herausgetreten , Ist dabei, die 
internationale Schallmauer zu durchbr echen. 
Die weiland sowjetische Besatzung szone hat 
sich als Staat etabliert. Ihr Verhäl tn is zu Mos­
kau, lange Zeit das einer Satrapi e, w ird Immer 
mehr zu einem solchen , Wie es zwischen Bonn 
und Washington herrscht : Der Kleine Ist so 
selbständig, daß er dem Groß en Ärger machen 
kann, ohne daß der sich viel dagegen zu ver­
wahren weiß . Selbst also Im Falle, daß Moskau 
an einer ruhigeren mltt eleuropälschen Front 

zogenen Grenzlinien verschieben. Wer heute 
um die Aufrecht erhaltung der Prinzipien des 
Grundgesetzes kämpft , muß es In Kauf neh­
men , diffamiert zu werden . Wer aber den Ver ­
fassungsbruch unter dem Tarnwort nUberge­
setzllch er Notstand " off en propagiert oder für 
nlegltlm " erklärt, findet - wie der Autor der 
am 15. Jun i eingeschobenen Sendung des 
Deutschen Fernsehens zur Nol standsfrage -
alle Unterstützung . 
Der Pfiff von der Tribüne des Bundestages am 
16. Juni Ist keine adäquate Form des " Kampfes 
um die Verfas sung ". Er Ist ein Zeichen Jenes 
Ohnmacht sgefü hl es, das auch am Ende der 
Weimarer Republik viele Demokrat en bestimm­
te und das wesentlich zur Niederlage der re­
publikanischen Kräfte beitrug . Die Vertagung 
der Verfassungsänderung schafft nun die Mög­
lichkeit , den Kampf um d ie Verfas sung, die 
Auseinandersetzung um die Gewährleistung 
der Prinzipien des Grundgesetzes auch Im Not­
standsfall mit noch bessere n Argumenten zu 
führen . Wissenschaftliche Kritik kann die 
Leichtfertigkeit der Behauptung entlarven, die 
der Sprecher einer „ liberalen " Partei, Wolfram 
Dorn Im Bundestag aufstellte: dfe letzte Vor­
lage verkörpere "ein Höchstmaß an Freiheit 
an Recht und Souver änit ät für unseren Staat": 

Sehr geehrte Her ren! 

Mit seiner Juni ausgabe dürft e das Niveau des DISKUS 
einen weiteren Tiefstand erreicht heben. Obwohl d ie 
Artikel zumeist . die .Initialen oder Namen der Ver­
fasser tragen, dre „ nicht unbedingt " d ie Meinung der 
Redaktion wiedergeben , blelben - Insgesamt gesehen 
-:- Herausgeber und Redaktionsmitglied er des DISKUS 
t9r das le.tztli<;he D!ucken dieser Artikel verantwort­
~~end:or~:r ~~~z~~~~kelt haben, das Beste vom 
Somit trifft Herausgeb~r lind Redaktion smitgli eder _ 
~~~e~0J:;rs: 1~ 9\:itJ,~tl~~ die Verfasser sind, in dop-

1. w~nn sich der ~ISKUS zu einem klein -west deutsch 

~~~~~l,e~,~ns!~u~~~eJ~~a~~aenn~ti~~IÜn4!!r~ttät Ejpdru~ 
stlge Hochburg In der Welt , und ihr unerrelcheb ge,­
Burggraf. der Herr Ad(?rno, z_. B. .,Spießermoral " 8:ci~ 
H. Adam ... ~ls dahin gilt uneingeschränkt das Diktum 
:~~f~~:s „iciornoi:~tl~~~ ver:ytaltete Gnade" von H. J . 

5i~~~~io~erm~~~~~i5 w~'7~rorum der studentischen 
wir~; vielmehr wird 1einseltlg ~~~ ~:i:~ ~r~~r~gen 
dos1erung an Sarkasmus noch strapaziös und I er-
~:i~e~~~l~~8,,~~~:~rd~~e Liundesrepublik : . ang-
welter a~f Dauer gebaut " {The9ae s1):1b~~ok)isonum wird 
geg.en die Bundesregierung : 

k~i;icJ!~~~~~:/~!l(~sj_r s~:fv!~)ungsstil" und „Gefällig -
gegen die CDU: 
.. Die CDU will am 17 Juni den B d b"· . 
Meditation versunkeri sehen " (F )° (es urptr in Stiller 

!ch~f~17Jnvi~al!~~z!~t N~~t ehe~ · Penn~~!~hRaf/a~ :=~~! 
soziologischen Begrltt pole~~1~~ogr~ -- A~egen. einen 
mlerte Gesellschaft (großes F) 1 t w ! · ., so dre ForR 
nicht_ zu wls~en wie man wissen~ch"a~~r~wf~. twf scheint 
Begriff zumindest versuch 1 • einen solchen 
~=~~n oder wollte er für efn"e s~~~~ev~li!;t~u~~ ;~ 1iet 
:·e~:~~edner w~~~~~Sk~~lte~ln auch nl_?lt me_hr ernst 
zwischen KonservativismUs ~~~ ~ tt:Aullr einerseits 
sehen Vertrlebenenorganl II a 1ona 1smus, zw1-
nlcht unterscheiden will ~~done~ und N~tional-Zeitung 
sieht , wo das eine das a d an ererse,ts Gegensätze 
und Nationalbewußtsein (K, ere ~edlngt: Weltbürgertum 
Weltbürger, Lessing war a:nde Y war Amerikaner und 
und Weltbürger) . eutschen Nationaltheater 

Interessiert Ist, kann Ulbricht sich . 
tritte gegen Westberlin erla uben ~erne F1ia 
wicklung wird weitergehen. Am· rese Ern 
wahrsch einlich das genaue Gegent Ende Wi,° 
ein tr effen, was sich gewisse westd erl •on de 0 

litlker erträumen: Der sowjetis ch-ci',tS<:he Po 
Konflikt wird nicht dazu führe n, da rn~si'<lle 
im Zuge einer .Frontbegradi gung "ß dre Doi 
spannung dem Westen gesche nkt ~nd Ent. 
dern Ulbrlcht (und seine Nachfolg w)rrd, so,,. 
von Moskau als Bundesgenosse n er 
und immer mehr In Ihrer Stellu ng al 
kommunlsten gestärkt werden. s 
Dieser wachsenden Bedeutung der 
spricht eine Entwicklung , durch die DDR •nt­
desrepublik Ins Hintertreffen gerätdre _Bu~ 
konnte die DDR Ihren Trumpf Westbe· r 81s.he, 
ungehemmt ausspielen, weil sie Re r rn "'Chi 
(lnterzonenhandel) von selten der Bu~~essalier, 
bllk zu fürchten hatte , die sie noch n;°srep~ 
kraften konnte . Inzw ischen aber ist dd:it '"· 
schal t Ostdeutschland s nicht mehr so ~\ Wrrt. 
die der Bundesrepublik angewiese n e _r '~ 
entweder eigene Abhilfe gescha ffen ~t•rl sie 
delsbezlehungen zu anderen westlict,."; ~ 
dern aufgenommen hat. Die Schneide 
deutscher Gegenmaßn ahmen Ist stOmpf 9 West. 
den und wird Immer schartige r. Es ist•~r­
Frage der Zelt , daß es lächerli ch wird m·"t r_ne 
zu drohen . ' 1 rhr 
In der Deutschlandp olitik, wen n man d 
Oberhaupt reden kann , Ist ein kräfti ger Ds~von 
aufgekommen . Die Wel se, wie der Westen .'nd 
besondere die Bundesr epubli k, In Ihren r~ 111• 

sentativen Vertretern darauf reagiert sti~,. 
trübe. ' mt 
Anstatt die nüchtern e, auf Facts beruhend 
Berechnung In den ber eits geschehenen ode'. 
Jederzeit möglichen Akti on, ·n der DDR zu e,. 
kennen, beharrt selbst ein ges amtdeutsdler 
Minister wie Mende darauf, .. daß weder de 
Jure noch de facto eine An<>rkennung der so. 
wjetlschen Zwei-Staat en-The orie In Frage 
kommt" - spricht die FA? vo n der notwende 
gen „ Abkühlung kommu nl•,t •;eher Heißsporne· 
und davon , .daß sich die M.•c.hthaber der Zon, 
gegenwärtig In eine Hystc•· e hinei nsteigern. 
gegen die „ der Bunde srey, .. rung nur die De­
monstration von Ruhe , Fe ,tiq kei t und Besoo 
nenhelt übrig" bleibe . In d< Tat, etwas and• 
res wird kaum übrig bleib en. 

Wolf<iang Schlvelbusdl 

Kleines Notst änd chen 
von Reimar Lenz 

Als die Queen kem , ließ ich rc ;h entschuldigen 
Ich beute am elnlechon Grun d chutz 
mit niedriger Atom schwell e 
Es ist nicht dlo Zelt für Emp, nge. 
Ich bereite mich für den Au ,r ohmezustand vor, 
das Versammlungsverbot 
Ich weiß : nur wenn Ich me ine Pflicht getan 

habe, 
tröstet die Queen mich Im En .tfa/1 
über den heißen Draht . 
Nur wenn Ich auf Nlke-Zeu s Raketen bestehe, 
bet et das Notp ar lament unt o, Gerstsnmaler 
Im Spannungstal/ auch für m!clJ. 
Denn ziehen sich Bunde sweh und Volksarmee 
aus den Schützengräben von Langemarck 
zurück . 
Unser Hauswart , der alte Ortsgrup penleiter, 
legt die Feuerpat sche weg 
und das Zyankali . 
Und der Presserat setzt die Gasmasken ab. 

5. wenn unter „kurz notiert* einfach keine sachUdle 

~g~ofr~\:~~re, M3~d~1~ es~;n~~n~nahme des stArks~r-
polltischen ~tudentenverbandes In der BundesreP\ 1ig 
des ACDS Ignoriert wird: unsachgemäß und unnsidl 
wertend , da die katholJschen Verblndungen, ile son­
dagegen ausgesprochen haben , nicht als sol 8• rden 
dem als reaktlonAre Korp orationen bezeich net ~rsKU~ 
Es wundert deshalb auch kaum noch, daß der Jnum· 
z. B. an der Mainzer Un iversität , obwohl els Fre 81egt 
mer (Irrtum: Studentenpr eis: 20 Pfg, Red.) ausgbsaJ 
auch am vierten Tag noch keinen vollständl gen 1iegen 
gefunden hat Altere verkäufliche Exempla re 

f~11 J'!~n~~ff n8uu~g, daß di eser Leserbrief übeFra~t~ 
nächste Ausgabe einem größeren Kreis der nehme 
furter Studentenschaft zu Gesi cht kommen w1rdAechten. 
Ich an, daß diese von Ihren demokratischen 01 den 
nämlich Ober die entsprechenden lnstitutronend:O und 

~~~~~d~sr 1n:rn~lr\~~jü~g~~raM'ft 9r~:fte~~a h18 rerreichSß 
werden . 

Kerl Knedlltl 

FRANKFURTER 
BÜCHERSTUBE 

SCHUMANN u. cosET 

FFM · BORSENSTR. 2-4 · TEL, 21494 

Bellagenhlnwels : Tr!bUS _. 

Einem Teil der Auflage liegt ein Prospekt der " eh 'df},, 
_ Sports _we~r" Erwin Schulz, 2 Hamburg~ • pos~:dltun9 

bei. Wir bitten unsere Leser um freundlich~ 

Bel Leserbriefen beh ält sich die Redaktion das Recl<' 
auf KQrzungen vor . 



fs ist alles gek?m~en , wie 7s kommen mußte . 
ber erzählen wir die Geschichte von der Ber­

i;ner Agit-Pop-Kunst der Reihe nach. 

* 
Oskar lernt Axel 1951 i~ Hamburg kennen . 
1955 bittet Axel Spnnger ihn : Malen Sie Ham­

i,urg. Koko schka nimmt den Auftrag an . Ate­
lier ist das Dachgeschoß 1m Axel-Springer­
Haus." 0) 
Oskar bek ommt Spaß an Dachterrassen und 
den ober en R_ängen der Politik . Er malt Kon­
rad und Ludw ig . 

skar•<::.Axel·Heinrich• Wa 

sorgt - , nicht die „Autorität derer, die öffent­
liche Verantwortung tragen " , zu untergraben. 
Und er fordert seine Mitbürger auf, ,,die Be­
mühungen der Presse ernst zu nehmen " -
angesichts von BILD eine sicherlich notwen­
dige Mahnung . 
Hans (Lilje) bezeichnete in einem Glück­
wunscht e legramm Axels Haus als „symbol­
kräftiges neues Arbeitszentrum an schicksal­
hafter Stelle ", - nicht ungeschickt auf den 
Baugrund anspielend , das Gelände des ehe­
maligen nationalistischen Scherl-Verlages. -
., Das alte Ber liner Zeitungsviertel feiert Auf­
erstehung ", jubelt Axels BZ . 

Familient reffen an de r Mauer 

Acht Jahr e später, 1966, geht das neue Ver­
lagsgebäude Spring ers i_n Berlin seiner Vollen­
dung entg egen. Von seiner Dachterrasse aus 
reicht der Bl ick w eit über die Stadt, von West 
nach Ost, getei lt durch die M_~uer ." 
Ein Blick , der gete ilt wird, hatte mehr auf den 
Maler Picasso sch li eßen lassen , aber da die­
ser dem Vernehmen nach , auf Bitten eines 
einflußreichen nord yie tnamesischen Verlege rs , 
die ruinierten Vo rstadt e von Hanoi malen wird , 
fällt Axe ls Wah l doch auf Osk ar. 
Axel Spr inger schr e ibt an Oskar Kokoschka · 

Malen Sie von d iese m Haus aus Berlin ." Oska; 
gehorcht. Noch a lle rding s fürchtet er sich vor 
der gro ßen Schö pf er tat. .. Im Flugzeug von 
Genf nach Berli n sagt e r zu Walter Schultz­
Oieckmann, dem Bea uftragten des Verlegers 
Axel Spr inger : ,Ich we iß nicht , ob ich Berlin 
malen kann . Sei t Wochen schlafe ich kaum 
und mache mir So rg en um das Bild . Vielleicht 
reise idl nach zwei Tagen wieder ab ." 
Aber Oska r harrt aus . 
. Noch am glei chen Tag steht er zum ersten 
Mal auf dem Dach des Axel-Springer- Hauses. 
Er ist ganz stu mm . Wo rtkarg steigt er nach ei­
ner hal ben Stu nde w ieder nach unten ." 

* Oskar ist verzwe ife lt. Wird er Axels Herzens-
wunsch er füllen, de n Auftrag ausführen kön­
nen? ,.Der näch sJe Tag ist der 13. August 1966. 
Kokoschka Kommt o hn e se ine Malertasche 
wieder nach ob en . Glüh ende Hitze liegt über 
dem Tag des de utsch en Unglücks ." 
Noch immer ;1at de r Mal er keine Inspiration. 
„ Kokosch ka ist noc h unschlüssig . Die große 
leere, wei ße Lein wa nd , die für ihn aufgerichtet 
word en ist , s<.,tleint ihn zu erschrecken ." Aber 
Oskar gib t nich t auf . Er hat Axel Hoffnungen 
gemacht , er da rf ihn n icht enttäuschen . Doch 
leider sin d d1e schö pferischen Energien noch 
immer auf dem Nu llpunkt. Da kommt , im ent­
scheidend en Mo me nt, d ie Zone zuhilfe: ,.Ober 
die Leipzi ger Straße parad iert eine Kompanie 
graugr üner So ldate n. Rote Fahnen wehn ... " 
Grün und rot, Kompl ementärfarben , das muß 
den Maler inspi riere n. 
,.Der Osten feie rt den dunklen Tag der deut­
schen Geschicht e. Kokoschka schaut lange auf 
die Szene. Dan n ho lt er aus der Tasche seines 
Wolljacke tts ei ne k le ine abgegriffene Dose mit 
Olkreide und be gi nnt zu skizzieren ... " 
Endlich! Oskar ha t rot gesehen . Die Vision 
kommt ingang. 

* 
Oskar, der stets „ vom Drange besessen " war , 
„ hinter d ie Di nge zu sehen ", hat nun sogar 
hinter di e Ma uer geschaut. Und er äußert sich 
progra mmgem äß: .. Als ich zum ersten Mal auf 
den rote n Sek tor Berlins hinuntersah, wurde 
mir bang e."" Oska r hatte also schnell kapiert . 
,.Zwanzig Stoc kwe rke hoch , fast achtzig Meter 
über der Stadt, erlebt und malt Oskar 
Kokosch ka se ine Vision vom 13. August 66." 

Ernst Bloch: Notstand 
Rede auf dem Römerb erg 

Wir komm en zusammen , um den Anfängen zu 
wehren. Diese ke nnen wir bereits aus den er­
sten Sätz en de r Notverordnung ; die weiteren 
sollen uns ers t später ble ich machen. Absicht 
und Tenor de r Sache sind so klar wie unheim­
lich, auch we nn , ja gerade wenn die Ausfüh­
rungsb estimm ungen, die ergänzenden, noch 
geheim e Rei chssache sind. Hier kann auch 
Wehner nicht beruhigen, nicht abwarten u~d 
den bisher üblichen Tee trinken lassen . Die 
~~i:. ist n icht danach , daß sie uns so viel Zeit 

Dagegen scheint und droht es , als würde schon 
vieles dem Wurm und seinem Loch in der Wei­
marer Republik ähnlich. Der Art. 48, den der 
Demokr at Hugo Preuss damals , halb naiv, halb 
taktisch, in die Verfassung einfügte : wird er 
post festum Notstand feiern? Er wollte doch 
gleichfalls die bürgerliche Demokratie den 
Worten nach im Notfall schützen , und sie wur­
de am Paragraphen, der sie im Notstand ge­
rMe aufhob, juristisch aufgehängt , bis die Na­
zis si~ wirklich aufgehängt haben. Um der Not­
zeit willen , die ja von der wirklich dirigierenden 
Macht im Staat so rasch ausgerufen werden 
kann, wie es ihrem Interesse entspricht, und so 

A_uf ausge~to rbene Städte scheint er speziali­
siert zu sein ; abe r dieses hier, Ost-Berlin, ist 
doch etwas Besonderes. Sagt Oskar zum Be­
auftragten von Axel: ,.Noch nie habe ich eine 
so ausgestorbene Stadt gemalt ". 
Oskar kommt in Fahrt . Am Abend des ersten 
Arbeitstages _ bekennt _ er dem Stenographen : 
.. Wie werde 1dl den Eindruck los , den ich heu­
te von der ~lagemauer hatte, die Europa von 
der Barbarei trenn t?" - Für den Künstler gibt 
es nur eine Antwort. Er kann keine BILD­
Zeitung herausbringen . Er kann nur sagen : 
„ Ich unterneh me den schüchternen Ve rsuch 
es im Bild zu bewahren ." ' 

* Oskar kämpft gegen Wind und Wetter . Er ar-
b~itet „ jeden Mo rge n bis zum frühen Mittag -
hingeb~ngsvoll , verlore n an seine Aufgabe; zu­
erst be1 glühender Hitze, später in eisig-schnei­
d_endem Wind, der in das Atelier des Achtzig­
Jahnge n hoch über der Stadt bläst und seine 
nack ten Arme fast erstarren läßt. " 
Wa rum haben Axel und Walter nicht zunächst 
fü'. Schatten , später für Windschutz gesorgt , 
mochte der Laie fragen . Aber so räso n­
nieren wollte , hätte nur gezeigt , daß er vom 
Wesen künstlerischer Großtaten nichts weiß . 
Sie wollen erlitten sein . 
Erst „ nach zwölf Tagen ist Kokoschka erlöst " . 
„ Er hebt die nackten Arme, die müde sind von 
der Anstrengung ." 6s war „se ine Berliner Pas­
sion ". Aber Oskar sagt nicht , wie nun eigent­
lich zu erwarten : .,Es ist vollbracht " ; er sagt : 
. ,Es ist geschafft " . ,.Nach zwöl f Tagen uner­
müdlicher Arbeit signiert er das Bild mit den 
berü hmten Buchstaben OK. " Okey, that's done . 
Der erste Teil von Oskars Berliner Mission ist 
beendet ; aber der wichtigere steht noch bevor. 
- ,.Berlin , 6. Oktober 1966 : Zwei Ereignisse 
verbinden sich auf glückliche Weise. " (Natür­
lich rein zufällig.) ,.Das neue Haus des Axel­
Springer-Verlages in der Kochstraße wird ein­
geweiht. Und Oskar Kokoschkas Bild ,Berl in, 
13. August 1966', das in diesem Haus ent­
standen ist, wird der Öffentlichkeit vorgestellt. " 

* Oskar und Konrad kannten sich von den Stun-
de n her , da Oskar Konrad portraitierte . .,Maler 
und Modell wurden Freunde " . Oskar schreibt 

bunkergemäß , daß selbst unserem Bonner Par• 
lament Hören und Sehen vergeht. Die subjek­
tiven öffentlichen Rechte, Meinungsfreiheit , Ko• 
alitionsrecht , Streikrecht und so fort, können 
dann, das geht leicht in Deutschland , eliminiert 
werden ; ein Notstand ist immer bei der Hand , 
sobald ihm nichts fehlt als ausgerufen zu wer­
den. Wobei die richtige Macht auch über keine 
noch so scheinklug gesponnenen juristischen 
Zwirnsfäden stolpert , wie man damals mit be­
stürzender Aktualität sagte , über oppositionelle 
Sid"lerungen also. Die sind auch heute pure 
Selbstberuhigung , bevor Notverordnung erst 
einmal ein Tor zum rechtsleeren Ausnahmezu­
stand legal geöffnet hat. Es war ahnungslose , 
zum Teil ahnunglose Kurzsichtigkeit beim Art. 
48 damals ; nicht so viel verändert wird sie sich 
wiederholen , wenn wir das dulden , doch wir 
wollen es nicht dulden . 
Eine andere warnende Ähnlichkeit mit der ge ­
habten Weimarer Demokratie 'und ihrem dikta­
torischen Ende drängt sich gleichfalls auf . 
Nämlich die Geringfügigkeit der Achtung, worin 
(mit Recht) die vorhandene Regierung , doch 
auch das Parlament , ja die Einrichtung des 
Parlaments selber jetzt steht. Das kann gewiß 
günstiger Boden für eine endlich linke, zeitge­
mäße Auswechslung von Regierung und eben­
solcher Parlamentsmehrheit se in ; wir alle hier 
hoffen das. Doch sollte über ein bisheriges , 
überwiegend unorientiert gehaltenes Konsum-
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an an Konrad , er solle zur Einweihung nach 
Berlin kommen . Vergebens . Doch etwas anderes 
ist aus dem Tag des Briefschreibens hervorge­
gangen , etwas Bleibendes . 
„ In der Stunde , in der Kokoschka an Adenauer 
schreibt , wird der Zufall zur Fügung . Axel 
Springer erinnert sich eines anderen Briefes 
aus Berlin über Berlin ." Axel liest Oskar aus 
einem Brief des verstorbenen Hans Zehrer 
vor, in dem ein Berliner Weihnachten besd"lrie­
ben wird : 
„Zur gleichen Zeit strömten die Menschen mit 
ihren Paketen nach drüben . In allen Fenstern 
standen die Lichter. Und dann kam der Schuß 
an der Mauer , der wieder einen Achtzehnjäh­
rigen niederstreckte . Das sind hier keine Ge­
gensätze . 
Das gehört hier alles zueinander und zur Wirk­
lichkeit , in der wir leben. Und auch dieser tote 
Junge hat seinen Platz in der göttlichen Ord­
nung , selbst oder gerade in diesen Weih­
nachtstagen , die immer in Gefahr stehen , der 
Sentimentalität und damit der Lüge zu ver­
fallen . Jener verkrampfte Handschuh im Sta­
cheldraht rückte manches wieder zurecht. " 
„ Als Axel Springer zu Ende gelesen hat , ist 
Kokoschka tief bewegt. Dann sagt er: ,Sie 
sollten die se Worte in Stein hauen lassen .'" 
Oskars Wunsch wird erfüllt. Bei der Einwei­
hung von Axels Haus kann Oskar tatsächlich 
die Sätze dieses Privatbriefs, in Stein ge­
hauen , lesen : .,Jener verkrampfte Handschuh 
im Stacheldraht rückte manches wieder zu­
recht .'' Es war alles in göttlicher Ordnung . 

* Oskar und Axel müssen auf Konrad bei den 
Feierlichkeiten verzichten . Dafür kommt der 
Bundespräsident. Er attestiert Axel eine „ noble 
Haltung ", lobt den „ Geist der Publikationen , 
die hier Tag für Tag erscheinen " . .,Hier springt 
eine ganz klare Quelle ", sagt er im Springer­
Haus . 
.,Bewegten Herzens ", so beginnt Heinrich Lüb­
ke seine Rede , .,bin ich soeben hierher in das 
alte Zeitungsviertel Berlins gekommen, in dem 
ich vor 1933 für unsere Bauernzeitung häufig 
zu tun hatte .'' 
Des weiteren ermahnt Lübke d ie Journalisten, 
- offenbar aus gegebenem Anlaß recht be-

volk wirkliche Wirtschaftskrise kommen , ein im­
manenterer Notstand als der durch die diver­
sen kalten Kriege und ihre Zündung erzeugte : 
dann steht vermutlich nicht nur die bisherige 
Opposition (die so lange keine war) ante por­
tas. Sondern daneben lebt immer noch oder 
immer wieder oder auch neufrisiert ein schär­
fer Erinnerndes im Kleinbürgertum. Sucht sich 
Memoiren auch ohne, gar mit dem symptoma­
tischen , dem skandalösen Spandau-Verdienst­
orden mit Stern . Und wie wohltuend unter­
scheidet sich für jede NPD das sichere Million­
geschäft einer anderen Illustrierten, mittels der 
Lebensgeschichte Emma Sonnemann-Görings , 
vom überhaupt nicht vorhandenen Interesse 
an der Todesgeschichte der Rosa Luxemburg . 
Die wirkliche Macht könnte schließlich merken , 
daß mit Neu-Faschistischem im Bund noch so­
lidere Geschäfte zu machen wären ; der Schoß 
ist fruchtbar noch, aus dem das kroch , sang 
Brecht. Und da nicht einmal sicher ist , daß 
selbst das große C bisheriger Ordnungspar­
teien vor so etwas behüten kann , so mag auch 
eine noch so vorsorgliche Aufhebung bürgerli ­
cher Grundrechte uns nid"lt beruhigen , uns viel­
mehr entsetzen , mit Erinnerung und Ahnung 
zugleich . Mit Erinnerung daran , daß hierzu­
lande noch kein Ausnahmegesetz gegen radi­
kales Rechts gerichtet war , immer nur gegen 
Links , gegen d ie Seite , wo in Deutschland oh­
nehin das Herz nicht oft geschlagen hat. Und 

Nach dr e imaliger Anrufung Gottes bekennt 
Axel selbst in dieser unvergeßlichen Feier­
stunde : ,.Der 6. Oktober , das Datum dieser 
Einweihungsfeier , fällt mit dem Geburtstag 
meiner Mutter zusammen . - Ihr Geist war an 
Goethe or ient iert ." So wird eine Brücke ge­
schl agen vom auferstandenen Scherl über den 
Geist Gottes und den Geist Goethes bis zum 
.,Geist der Publikationen " wie BILD , den Hein­
rich Lübke be schwor . 
Unter den Ehrengästen sieht man Franz Josef, 
Rainer, sowie als Renommierprominenz Gün­
ter (Grass) , Herbert (von Karajan) , Maxe 
(Schmeling) . Axels WELT spricht von vielen 
anwesenden „ Wirtschaftsführern " {Wehrwirt­
schaftsführern?) 

* 
Oskar kann s ich am nächsten Morgen über-
zeugen, wie präzise Axels Zeitungen informie­
ren . Er hat keinen Unwürdigen unterstützt. 
Mehreren Springer-Blättern liegt die bunte 
Ausgabe einer Werbe-Illustrierten bei , in der 
Oskar die Hauptrolle spielt. Oskar darf sein 
Martyrium noch einmal erleben . Seine golde­
nen Worte sind von Axels findigen Journali­
sten interpretiert : 
„ Oskar Kokoschka klagt nicht nur an; er hält 
gerade in Berlin die ,heilige Flamme der 
Menschlichkeit' hoch , von der er so oft sprach . 
Sein Berlin-Bild ist auch ein Bekenntnis zu 
den Menschen drüben , die still ausharren und 
eine Stellung halten, für Deutschland und für 
die Freiheit . . . " 
Oskar betrachtet sich wohlgefällig auf ganz­
seitigen Fotos : Oskar mit der Zigarette ; Oskar 
mit Handwerkszeug (nicht umsonst hatte Willy 
(Brandt) vom „ Begnadeten Pinsel " des Malers 
gesprochen); Oskar , in den Ostsektor lugend; 
Oskar an Konrad schreibend . 
Oskar ist beeindruckt. Bewundernd steht er 
vor Axels Druckerei , dem Haus mit der größ­
ten Rotationskapazität auf dem Kontinent. Os­
kar versucht , die unübersehbar zahlreichen 
blitzblanken Lieferwagen zu zählen , die , in 
allen Farben leuchtend , in militärischer For­
mation aufgefahren sind . Da glänzt das ewig 
junge Malerauge . Die treuen Laster bringen 
täglich 800000 Berliner Exemplare von Axels 
Blättern an den Mann! 

* 
Aus Genf schreibt Oskar an Axel : ,.ich habe 
Sie lieb gewonnen und gleicherweise unseren 
Freund Walter " (nicht Ulbricht , sondern Walter 
Schultz-Dieckmann, den Sonderbeauftragten 
Axels für Oskars Passion . Oskar: ihm ist „al­
lein das Gelingen des Bildes zu verdanken. " ) 
Das Bild wirkt unpolitisch : eine Stadt im Mor­
genrot. 

je diskreditierter parlamentarische Demokratie 
in bürgerlicher Gesellschaft , desto leichter kann 
deren Selbstausschaltung in das Land führen, 
es wenigstens berühren lassen, woraus noch 
kein Demokrat zurückkam , lebend , unbeschä­
digt. Worin von einem Ermächtigungsgesetz 
wirklich ein ausgedehnter Gebrauch gemacht 
worden ist und nicht nur die Schornsteine der 
Industrie geraucht haben . Auch eine weniger 
mörderische Perspektive reicht schon für ge­
brannte Kinder aus und für die Welt , die den 
Brand austrat . 

Die Spuren also schrecken, wir wollen uns von 
ihnen endlich aufschrecken lassen . Hegel sag­
te einmal : das einzige, was aus der Geschichte 
gelernt werden könne, sei, daß man nie etwas 
aus ihr gelernt hat ; soll das auch jetzt so blei­
ben? Darum Schluß mit dem bereits mehr als 
durchsichtigen Notslandsplan : er ist selber der 
sichtbarste Notstand geworden, sein Anlaß ist 
an den Haaren herbeigezogen, seine Begrün­
dung lauter Nebel machende Ideologie. Wir 
Wissenschaftler , die den Aufruf gegen den 
Skandal unterschrieben haben, rufen mit dem 
einsichtigen überwiegenden Teil der Gewerk• 
schatten zum Protest auf, ehe es zu spät ist. 
Die a lten Herren mit ihrem Artikel 48 haben 
bereits die Vergangenheit versp ielt , die neuen 
Herren mit ihrem Notstandsunrecht sollen nicht 
unsere Zukunft verspielen . 
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DE R NOTSTAND WURDE PROKLAMIERT 
Septemb er wurde in Frankfurt ein Kurato­

lrtl Notstand der Demokratie" gegründet. 
nurn 30·_ Oktober veranstaltete das Kuratorium 
A_rtl n Kongreß , der die bisher größte Mani­
ein~ation der Oppos ition gegen die erlassenen 
fesd eplant en Notstandsgesetze war . 
u~e,9 es hand elt sich um eine außerparlamen­
A ·sehe Opp os ition , die einmal mehr laut und 
tar; sagte, daß der Verfassungsschutz seine 
gu sten Anh änge r in den Reihen derer hat , vor 
'~en er die Verfassung zu schützen wähnt ; in 
~e n Reihen derer, wie Prof . Ridder meinte, die 
d:s Grundg ese tz nicht nur unter dem Arm Ira-

n sond ern auch gele sen haben . Der Not­g:O~d der Demok rati e, d ie Mis ere des Versa­
s ens allzuv ie ler Pa: lamentan~~ • die autoritären 
fendenzen der Reg Ienmgspoltt1k machte d ieser 
Kongreß deutl ich . Er _löste das Adenau~r-Wort 
vom Ernst de r. ~a~e e1~, die das Ergebnis ei_ner 
verfehlten Polit ik 1st ; e ines Bankrotts , der nicht 
dadurch ve rschleie rt werden kann , daß Gesetze 
zur ausbrechen den Panik in Schubladen ver­
steckt worden_ si_nd ... Alles Ger ede , die Oppo­
sition sei „ weit links , werde zu dem von Ge­
werkschaften finanz ie rt (als ob die Vertretung 
legitimer Interes sen .. sträflich wäre) - das 
fälscht nicht nur tatsachl 1ches Bestreben und 
die Zusammensetz ung des Kuratoriums , es ent­
hüllt auch, wie we nig Argumente außer Ver­
leumdung und infa mem Kommun ismusverdacht 
vorgebr acht werde n kö nnen von „ Bunkerlei­
chen" (Enzensberge r) . 
Mit Teil nehm ern aus der ganzen Bundesrepu­
blik und dem Ausla nd begannen in sechs Foren 
am Sonntagmo rge n Referate und Diskuss ionen 
über Aspek te, Aus wirkungen , zusammenhänge 
der Notsta ndsg ese tzgebung . Prof . Aretin sprach 
über „ Histor ische und politische Belastungen 
der Ausnahmegese tzgebung " ; er verglich ver­
schiedene No tstan dsverfassungen ander Län­
der und kritisi erte d ie Minister ialbürokratie in 
der Bundesre publ ik als dem Geiste des totali­
tären Staates noch verhaftet. Aret in befürchtet , 
die Verabschi ed ung der Notstandsgesetze 
würd e eine Militar isierung Westdeutschlands " 

~nd verst ärk tes Mißtrauen gegen die Republik 
bedeuten. Je de r Abbau unserer Demokratie 
verändere so auch unsere außenpolitische Si­
tuation. 
Rechtsanwalt H. Hannover ging scharf mit den 
schon ge ltend en Notstandsgese)zen (die Selbst­
und Zivilsch utz betreffen) ins Gericht. Den Ab­
geordneten habe n die Entwürfe nur wenige 
Tage vor de r Abs timmung vorgelegen. Für Ab­
geord nete - von Staatsbürgern , den Betroffe­
nen, gar nich t zu reden - sei alles überstürzt 
geschehen. Bedrohlich genug , wenn die Kon­
sequenzen de r weithin unbekannten Best im­
mungen auch noch überraschend für den Bür­
ger sich ein stelle n. 
Die Folg en für Beruf und Privatleben umfassen 
den Abbau der Rechte auf freie Wahl des Ar­
beitsp latzes, auf Streik , l~formationsfreiheit , 
freie Meinungsä ußerung , Versammlungs- und 
Vereinigungsfre ihei t. Das Alltagsleben, so H. 
Hannover, spiele sich unter Führung von Re­
gierung, A rbeit gebern und Befehlshabern pa­
ramil itär ische r Verbände ab. Es ergebe deut­
lich eine Tendenz zu einer „ hierarchischen Ge-

sellschaftsstnuktur ". Das Ergebnis Prof. Hof­
manns Analyse , nämlich zusammenhänge von 
Notstandsplanung - Wirtschaft - Arbeitnehmer­
schaft , wies in dieselbe Richtung. Man würde 
an Gruselgeschichten erinnert , wenn nicht dle 
belegten Erklärungen solche fast überträfen. 
S_o etwa die Darstellung der Interessen der 
fuhrenden Teile der Privatwirtschaft die sich 
schon weitgehend mit denen des St~ates dek­
ken, weil diese Wirtschaft fast den Staat selbst 
ver_körpe:1 und die Notstandsgesetze voran­
treibt. Ein deutlicher innenpolitischer Zweck 
stehe dah inter , die Gefahr eines Angriffs von 
außen sei ein bloßer Vorwand angesichts der 
augenblicklichen internationalen Lage . Damit 
werde die . Notstandsgesetzgebung ein Instru­
ment zur Überwindung sozia ler Konflikte . Die 
drohende Gefahr einer Zentralis iervng öffent­
lichen Lebens , einer „ Durchschnittsmi litarisie­
rung " schon in Friedenszeiten sieht auch Hof­
mann. Bundesgrenzschutz und Bereitschafts­
polize i haben bereits Übungen von „ bürger­
kriegsähnl ichem Charakter " abgehalten. 

Sc:hluBkundgebung Foto: G.-W. Sehellenberg 

Olaf Radke (vom Vorstand der IG Metall) griff 
scharf die Behauptungen der Regierung an , 
eine „l egale Basis " für die Schubladenverord­
nungen finden zu wollen durch Übertragung 
alliierter Rechte . Den Alliierten ist nichts davon 
bekannt gewesen . Es gehe , so sagte Radke , 
um das Grundgesetz und nicht um fremdes, 
alliiertes Recht. Eine Bundesregierung , die so 
operiere, handle verfassungsw idrig. Die Vor­
bereitung der Schubladengesetze beruhe je­
denfalls nicht auf alliierter Ermächt igung . Das 
sage genug über die Pläne der Bundesregie­
rung, einschneidende Änderungen der Verfas­
sungs- und Gesellschaftsordnung anzustreben. 
Einen überblick über Notstandsgesetzgebung 
und Gewissensfreiheit gab Prof. Stein . Er cha­
rakterisierte die Gewissensfreiheit als grund­
sätzliches Freiheitsrecht und lehnte scharf die 
Meinung ab , ihr komme keinerlei Außenwirkung 
zu. Prof. Stein: .,Auch ein Mißbrauch der Not­
standsbefugnisse läßt sich nicht durch einen 
weiteren Ausbau der Gewissensfreiheit be­
kämpfen , sondern nur durch_ die Bereitschaft 
Einzelner, notfalls für ihre Uberzeugung ins 
Gefängnis zu gehen. " 
In allen Referaten wurde sachkund ig demon­
striert , was von Notstandsgesetzgebung zu hal­
ten sei. Und immer wieder kamen Hinweise auf 
die verheerenden innen- und außenpolitischen 
Auswirkungen der Notstandspläne als Konse-

Notst and in der Universität ? 
Dem Lokaltei l verschiedener Frankfurter Zei­
tungen war am 4. 11. 1966 zu entnehmen, der 
.. Rektor der Frankfurter Universität , Prof : Dr. 
Rüegg", habe am 3. 11 . .,vor dem Lehrkorp<>r 
der Hochsch ule bestätigt , daß die Urnvers1tat 
unter Umstä nden gezwungen sein ~erde, e:inen 
,numerus cla usus ' für Studienanwarte.r einzu­
führ en" (FAZ) . Begründung (laut Bencl.11 der 
FRANKFU RTER RUNDSCHAU): das fur den 
Ausbau vo rg esehene Ge lände am Rebstock sei 
zu klein , um den erwarteten Anstieg der Stu­
dentenza hlen - von jetzt ca. 15000 a_uf min­
destens 23 000 im Jahre 1980 - genugen zu 
könn en. . 
Erschrecke nd war diese Nachricht aus zwei 
Gründ en. Einmal konnte man nach den hoch­
schulpo li t ischen Diskussionen der letzten Zeit 
annehmen , daß keine Universität mehr ern~t­
hatt d iese reaktionäre und formal sehr angreif­
bare (und mehrfach angegriffene) .,Notmaß­
nahme " gegen aktuelle, allmählich n_ur z_u be­
kannte Engpässe im Universitätsbetneb in Er­
wägung ziehen würde. Zum anderen h~~e ge­
rade der Senat der Frankf urter Univer _s1tat erst 
im Sommersemester 1966 durch serne~ Be­
schluß in keiner Fakultät Zwangsexmatnkula­
tionen ' nach dem Berliner Vorbild vorzuneh­
men, bessere Lösungsvorschläge erwarten las­
sen. 
Schon in seinen ersten Empfehlungen zum 
Ausbau der wissenschaftlidlen Einridltunge:1 
(1960) hatte der Wissenschaftsrat in eine_!ll _ei­
genen Kapitel sich mit der Frage . beschatt1gt, 
ob die Ausbildungsmöglichkeiten _in der Bun­
desrepublik erweitert oder restriktive Maßna~­
men zur Beschränkung der Studentenzahl wre 
der ,numerus clausus ' ergriffen werden sollt .e~. 
Er referiert dann die gleichen z. T. offen ellt'3-
ren Argumente , die auch heute noch daf_ur 
bemüht werden. Sle reichen von d~r ~es?rg~is , 
die Hochschulen könnten gegenwartIg fur eine 
angemessene Ausbildung aller Studenten nicht 
mehr garantieren über die Furcht vor ?er Pro­
duktion eines akademischen Proletanats un_d 
dem Gespenst der „ ungeeign1>ten " Vielen _b1_s 
zu der Akzeptierung der schlechten Realttat 
(.,es [ist] unmöglich , in angemessene~ Fr~s~ 
Ausbildungseinrichtungen zu schaffen , d ie d 

Erfordernissen entsprechen " ). Die Gründe , die 
den Wissenschaftsrat damals zur Ablehnung 
des ,numerus clausus ' bewogen , sind kurz vor 
der Anwendung neuer alter „Sofortmaßnah­
men " um so aktueller. Die Auswahl der Stu­
dienanfänger bleibt willkürlich, ob sie nun 
durch Los oder aufgrund von Abiturzeugnissen 
vorgenommen wird. Beschrän .~ungen dieser Art 
verstoßen , wie Urteile und Außerungen maß­
geblicher Rechtslehrer belegen,. gegen <:las 
Recht auf freie Wahl der Ausb1ldungsstatte 
(Art. 12 Abs . 1 GG) und im Bereich der Z~­
ständigkeit der Hochschule gegen die Lernfrei­
heit des Studenten (nach Art. 5 Abs. 3 GG). 
Darüberhinaus - so der Wissenschaftsra~ -
ist die damit intendierte Berufslenkung nicht 
mit einem demokratischen Gemeinw~s~n ve.r­
einbar , wie es denn überhaupt . schw1~ng sein 
dürfte , den Bedarf an Akademikern eines _be­
stimmten Fachs vorauszuberechnen. Schlleß­
lich haben die bisherigen Absolv~nten _der 
Hochsdiulen nicht nur ohne Schw1engke1ten 
Anstellungen gefunden, sondern der Ruf von 
Staat und Wirtschaft vor all7m nach mehr Leh­
rern und Ingenieuren hat die steigende Nach­
frage nach w issenschaftl ich qualifizierten __ Ar­
beitskräften deutlich genug vor A_ugen gefuhrt . 
zweifellos ist die hochschulpolitische D1s~us­
sion unterdessen weitergegangen . Sie hat nicht 
nur die Interessen der Beteiligten seh~ viel 
deutlicher gemacht , s~mdern au~ neue Losu~­
gen vorgeschlagen . Doe sog . befnstete _ l~matn­
kulation ist scheinbar viel wen1gerw1llkurlldl und 
autoritär als der ,numerus clausus ' oder spek­
takuläre „ Zwangsexmatrikulatione~ ~• und we­
gen des geringeren Reibungskoefflz1e~ten ver­
mutlich auch „ effektiver ". Weil restrik _t1ve Maß­
nahmen dieser Art allein auf dem Rucken der 
Studenten ausgetragen werden , haben sie auch 
noch den Vorteil, billig zu sein. 
Da d ie Hochschulen offensichtlich den Spar­
maßnahmen der staatlidlen Verwaltungen zu­
vorkommen wollen , ist nur zu hoffen ,. daß diese 
über der Freude die Einsparungen Im J.~hre~­
haushalt das langfristige Verlustgeschaft fur 
die gesamte Volksw irtschaft rechtzeitig be­
merken. 

Karin Mo nte 

quenz einer Regierungspolitik , die nur noch 
mit Gewaltdrohungen und Panik den eigenen 
Notstand zum Ende der Demokratie zu machen 
geneigt scheint. Prof. A. Mitscherlich fragte im 
Forum „Folgen der Notstandsgesetzgebung für 
den Alltag " welches Menschenb ild wir offen­
baren , daß wir uns solche Gesetze vorsetzen 
lassen. Wir müßten an unser Bewußtsein d ie 
Frage stellen , ob wir zu den Konsequenzen un­
serer Ablehnung bis hin zum gewaltlosen Wi­
derstand bere it seien. Gösta von Uexküll fügte 
hinzu , es verstärke die Einübung des Hasses , 
e in Klima der Aggressivität nadl innen und 
außen , wenn erst einmal alle mit der Ausfüh­
rung der Notstandsanweisungen und Vorberei­
tungen nach den Gesetzen beschäftigt se ien. 
Das Argument der Regierung, .,das haben uns 
die Kommunisten eingebrockt ", habe eine dop­
pelte Wirkung , a lle die bei den einfachen Not­
standsgesetzen nicht mitmachen , zu Helfers­
he lfern des Kommunismus zu stempeln und 
nach außen den Kreuzzugsgeist gegen die an­
gebliche sowjetische Bedrohung zu verstärken . 
Wenn der Kongreß als linkes Gewerkschafts­
unternehmen abgetan wurde , dann untersch lägt 
diese Behauptung , daß zu einem großen Teil 
der Kongreß nicht nur von Arbeitern und An­
gestel lten (die immer noch die größte Bevölke­
rungsgruppe bi lden) , d. h. auch Gewerkschaft­
lern , getragen wurde , sondern in Erkenntnis 
der Gefahr auch von einer für dieses Land 
überra schend hohen Zahl Professoren unter­
stützt wu rde . Grußbotschaften mit Erfolgswün­
schen kamen in nidlt aufzählbarer Menge von 
verschi edenen Personen , Gruppen , Inst itutio­
nen. 
Die Entsch lossenheit zu weitergehendem Wi­
derstand über Appelle hinaus wurde oft genug 
und deut lich betont. Zahlre ich waren die Mah­
nungen an die SPD, Verfassungsklage beim 
Bundesverfassungsgericht wegen der Schubla­
denverordnungen zu erheben. Noch war d ie 
Zahl der Abgeordneten des hessischen Land­
tags gering , ebenso wie der teilnehmenden , 
beobachtenden Bundestagsabgeordneten . Um­
so erfreulicher, wenn sie gerade in einer sol­
dlen Situation s ich n icht den Mut zur Informa­
tion und zur unabhäng igen Diskussion nehmen 
ließen . In der FDP und in der SPD gibt es auch 
Leute , die das Gerede eines Pressesprechers 
der Bundesregierung als Stärkung der Demo­
krat ie nicht ansehen , wenn er den Protest als 
kommunistisch inspiriert hinstellen möchte . 
„ Die Sicherung des Rechtsstaates " mit den 
Gesetzen eines Unrechtsstaates planen, hieße 
die Demontage der Demokratie endgültig rea­
lisieren zu wollen. Daß der Deutsche Gewerk­
schaftsbund abseits stand und keine Empfeh­
lung zur Teilnahme am Kongreß aussprach , 
entfernt ihn von einer guten demokratischen 
Tradition. Die Schlußkundgebung mit ungefähr 
21000 Demonstranten verlief „ruhig u. Prof. 
Ernst Bloch , Prof. Ridder, Georg Benz und H. 
M. Enzensberger attackierten die Notstands­
pläne unter großem Beifall. An Deutlichkeit 
und Schärfe ließ kein Redner zu wünschen 
übrig. Es wurde in einer Schlußerklär ung der 
.,Notstand der Demokratie " proklamiert. 

Theoretische Kritik 
und praktische 

R evolution 

D. H. W. 

Als eines der interessantesten und überra­
schendsten Dokumente des Proteste drucken 
wir im folgenden die Erklärung einer Gruppe 
junger Dominikaner ab , die aus verständlichen 
Gründen anonym bleiben möchte. 

Eine Gruppe junger Dominikaner erklärt: .. Wir 
würden gern viel offener auftreten, wenn es 
möglich wäre. Doch der Terror sublimer Totali­
tät in Kirche und Gesellschaft läßt vorerst kei­
nen anderen Weg zu ... 

Dann heißt es weiter : .,Zwar entfalten die Or­
den heute - im Zuge einer vom Konzil inspi­
rierten mehr und mehr rationalen Kritik - eine 
tota le Mobilmachung für eine steigernde Pro­
dukt ivität der Arbeit an den Seelen, wobei je­
doch die gesellschaftlich-soziale Di_mension i"'!­
mer noch nicht in ihren Horizont ruckt . Um _mit 
Hege l zu sprechen: ,Die Orthodoxie ist nicht zu 
erschüttern , so lang ihre Profess ion , mit welt­
lichen Vorurteilen verknüpft , in das Ganze des 
Staates verwebt ist. Dieses Interesse ist zu 
stark als daß sie so bald aufgegeben werden 
sollt~ .. .' (Br ief an Schelling , 1795). Die neuere 
Theologie , die einer ästhetisch~n Geistigkeit 
entspricht , zieht sich, ebenso wie der bu~ger­
liche Privatier in der Praxis, auf das private 
Verhältn is von Einzelpersonen zurück , ohne zu 
bedenken daß die Lebensverhältnisse durch 
die allge,;,einen gesellschaftlichen und wirt­
schaftlichen Verhä ltnisse der Welt im voraus 
best immt sind . Es kommt also darauf an , die 
dem Menschen entfremdete Welt durch theore­
t ische Kr itik und prakt ische Revolut ion zu ver­
ändern . 
Da die Verantwortlichen der Kirche und der 
Orden diese Überzeugung nicht teilen, müssen 
wir noch vorerst anonym , als „ Gruppe junger 
Dominikaner " getarnt , unseren Protest gegen 
d ie Notstandsgesetzgebung zum Ausdruck 
bringen . Weil unsere Hirten Furcht haben und 
sdlweigen , bitten wir , unsere Stimme zu Gehör 
zu bringen ." 

Notstand der Presse 

tm Festsaal des Studentenhauses sprach Prof. 
Walter Fabian in dem von Prof. Jürgen Haber­
mas ge leiteten Forum II über die „ Presse- und 
Meinungsfreiheit in der Notstandsgesetzge­
bung " . Am Beispiel der Verhandlungen zwi­
schen dem Bundesinnenm inisterium und dem 
Deutschen Presserat über e in Pressekommis­
sionsgesetz versuchte Fabian Taktik und Pläne 
der Bundesregierung bei der Vollendung des 
Notstandskomp lexes darzu legen . Bereits im 
Oktober 1960 hatte der Deutsche Presserat in 
einer Reso lution seine Posit ion festgelegt: ,.Der 
Deutsche Presserat hält die Aufhebung oder 
Beschränkung der in Artikel 5 des Grundge­
setzes verbürgten Pressefreiheit bei e inem Not­
stand weder für zulässig noch für zweckmäßig. 
Er ist der Auffassung , daß das Grundrecht _der 
Pressefr e iheit in seinem Wesensgehalt nicht 
angetastet werden darf ". Nach Ansicht von Fa­
bian der selber als Presseratsmitglied an den 
Verh 1andlungen teilgenommen hat , z ielten die 
Pläne von Bundesinnenminister Höcherl für 
das Pressekommissionsgesetz darauf ab , die 
Presse „ auf d ie sanfte Tour gleichzuschalten " . 
Der Bundesregierung kam es auf die Zustim­
mung des Presserates zur Errichtung ein~r 
staatlichen Pressekommission an, die - wie 
Prof. Ridder in der Diskussion bemerkte - als 
ein Instrument im Rahmen totaler Notstands-
planung gedacht war . .. 
Die Kritik des Presserates an den Planen der 
Bundesregierung richtete sich vor allem gegen 
folgende Punkte: 
1. Die vorgesehene Pressekommission s.ol.lte 
als ein von Regierungsvertretern mehrheitlich 
besetztes staatliches Organ geschaffen werden 
mit der Befugnis , bei der Veröffentlichung „ mi­
litärisdler Nadlridlten " eine Vorzensur auszu­
üben , sowie bei Verstoß dagegen, ein Berufs­
verbot für Journalisten oder das dauernde Ver­
bot einer Ze itung auszusprechen . 
2. Der Begriff der „ militärischen Nachrichten" 
wurde in den Gesetzentwürfen derart ausge­
dehnt , daß man weite ß,ereiche des zivilen Le­
bens damit hätte erfassen können. 
3. Die Informations- und Meinungsfreiheit soll­
te nicht erst im Kriegsfall , sondern bereits im 
Spannungsfall, wie zum Beispiel i.n der . Ver­
gangenheit während der Kubakrise, ~mge­
schränkt werden können . Dieser Gummitatbe­
stand ist auch in den bereits verabschiedeten 
Notstandsgesetzen enthalten . . 
4. Die Pressekommissionen sollten unmittelba r 
nach Verkündigung des Pressekommissionsge­
setzes ihre Tätigkeit aufnehmen , um - nach 
Begründung der Bundesregierung - sich be­
reits in Normalzeiten „einüben zu können " . 
Fabian hielt es für bedenklich , daß der von 
Bundesinnenminister Lücke neuformulierte Ent­
wurf eines Bundespressekommissionsgesetzes 
von der gleichen Konzeption ausgeht wie d ie 
insgesamt acht Entwürfe, die ~öcher/ i~ den 
Beratungen mit dem Presserat in de r Zeit von 
1963 bis Mai 1965 vorgelegt hatte. Der Presse­
rat hat aus diesem Grund im September 1966 
einstimmig und entschieden gegen die geplan­
te Einschränkung der Pressefreihei t genom­
men. 
Fabian wies darauf hin , daß darüberhinaus 
heute schon die Pressefreiheit d urch die ein ­
schlägigen Bestimmungen des politischen Straf ­
rechts eingeschränkt werden könne. Weiterhin 
ermögliche das bereits in Kratt gesetzte Wirt­
schaftssicherstellungsgesetz zum Beispiel eine 
Beschränkung der Lieferung von Papier für 
Zeitungsbetriebe. Die Schubladen- ,. Verordnung 
über Sicherheitsmaßnahmen " erlaube die Fest­
nahme von Personen, die ihrem früheren Ver­
halten nach verdächtig erscheinen. Nach der 
.,Verordnung über das Informationswesen" 
könnten die Rundfunkanstalten zur Ausstrah­
lung von regierungsgelenkten Gemeinschafts­
programmen verpflichtet werden . 
In seinem Diskussionsbeitrag nannte Harry 
Press die gesamte Notstandsgesetzgebung ein 
innenpolitisches Manöver, das dazu diene, ge­
schwädite Herrschaftspositionen zu festigen. 
Auch ohne Notstandsgesetze stelle die zu­
nehmende Konzentration der Presse einen An­
griff auf die Pressefreiheit dar. Prof. Scheuch 
bemerkte, daß die Presse einseitig über Stel­
lungnahmen der Befürworter einer Notstands ­
gesetzgebung berichte, kritische Stimmen da­
gegen kaum zu Wort kämen . Aufschlußreich 
war seine Behauptung , daß die Mehrzahl der 
Bundestagsabgeordneten über das Frischeige­
setz besser unterrichtet ist als über das Not• 
standsverfassungsgesetz . Karl Hermann Flach 
von der Frankfurter Rundschau wandte sich 
gegen die von dem früheren FDP-Bundestags­
abgeordneten Oswald Kohut angesichts der 
Regierungskrise in Bonn geforderten Neuwah­
len . Diese würden - jedenfalls in Bezug auf 
die Pläne für die Notstandsgesetzgebung -
kaum eine Änderung der politischen Situation 
bringen . 

D. S~ 
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Verteidigung der Wölfe. Oder: Deutsche Notstandsrufe 
zusammengestellt 
von Gert Schäfer 
Notstandsgeg ner sind wir alle . Außerdem gibt 
es Gegner von Gesetzen, die der Oberwindung 
von Notstände n dienen sollen (Fritz Erler) . 
Das BIid eine s Krieges muß In Dimensionen 
einer Apoka lypse gesehen werden ... Er muß 
deshalb verh ind ert werden durch glaubhafte , 
sinnvo lle und perfekte Abschreckung . . • Die 
Abschreckung muß glaubhaft sein und glaub­
haft bleiben, d. h. daß kelnerlel Zweifel darüber 
bestehe n darf , daß sie an 365 Tagen eines 
Jahres fur. ' ~lonl ert , daß keine Lücken, keine 
schwache Ste lle , kein schwaches Glfed In die­
ser Kette sei n d ürfen, die der Konzeption der 
Kriegsv erhin deru ng durch Abschreckung die 
Glaubw ür<ilgkelt nehmen (Kai Uwe v. Hassei). 
Rechtzeitige Ge setzgebung Ist notwendig, da­
mit nicht nur die Bürger Bescheid wissen, son­
dern auch die Verwaltung Bescheid weiß und 
üben kann (Fr itz Erler). 
§ 35 : Zu r Teil na hme an Ausbildungsveranstal­
tungen sind alle Selbstschutzplllchtlgen Im 
Alter von 16 bis 65 Jahren verpfllchtet (Selbst­
schutzgesetz). 
Wenn Ich Zah le n nennte 1 würde Ihnen das kalte 
Grusel n Ober den Rücken laufen. Wenn Sie 
Karten Nhe n, In denen man gewisse Annah• 
men, Ich möcht e sagen kartographisch festlegt, 
so sähen Eie Todeszonen mit unerhörtem Aus­
maße . .. Nach den uns zugänglichen Erkennt­
nissen müss en wir damit rechnen, daß sich In­
mitte n eines Chaos nur noch Inseln einer 
wirkli chen Rech tsordnung hallen können . Dar­
auf muß sich unsere Planung einstellen (Her­
mann Höche rl) . 
§ 23: Inhabe r und Angehörige eines Betriebes 
sind zum gem elnschaltllchen Selbstschutz Im 
Betri eb verp lll chtet., .; die Teilnahme am Be­
trieb sselbs tsch utz Ist Plllcht aus dem Dienst­
und Arbeits verhältnis ... Leiter des Betriebs­
selbs tschut zes Ist der Inhaber des Betriebes 
ode r sein gesetzlicher Vertreter (Selbstschutz­
gesetz). 
Sind es (die Ablehner aller Notstandsgesetze. 
Red.) Roma ntiker und llluslonlsten, oder 
äußert si ch hi er eine Negation der demokrati­
schen Ordnu ng . .. Die Delegierten des Berli­
ner Kong resses müssen sich allerdings darüber 
klar sein , da ß die Debatte über die Notstands­
gesetze die Frage nach dem Verhältnis von Ge­
werk schaften und Staat wieder aufwerfen wird 
(FAZ) . 
Sie werde n sicher aus meinen bisherigen Wor­
ten trotz mancher kritischer Anmerkung ent­
nomm en haben, daß Sie heute hier nicht vor 
einem Gremium der Ablehnung stehen, son­
dern vor Unternehmern, die bereit sind, die 
Nutzanwendung aus der einmal gegebenen 
Lage zu ziehen, ja, Ich möchte sagen, Ihnen, 
Herr Minister, Im gemeinsamen Interesse zu 
hellen und Ihnen Jn Ihrem Bemühen beizuste­
hen, das , was von uns allen verlangt werden 
muß, aus dem Gezänk der Alltagspollllk her­
auszulösen und zur Sache des ganzen Volkes 
zu machen. Bleiben wir uns doch der Tatsache 
eingedenk, daß Notstand nicht nur Innen- oder 
'außenpollllsche oder kriegerische Ursachen 
haben kann , sondern daß uns ... die Natur 
ihre Macht über den Menschen fühlen läßt (Al· 
wln Münchmeyer, Präsident des Deutschen 
Industrie- und Handelstages). 
Polltlk Ist begrifflich nicht denkbar ohne die 
Bereitschaft zum Äußersten. Der totale Friede 
bedeutet das Erlöschen der Menschheit. Es be­
ilarf nicht des Krieges, um jenem Frieden zu 
ehtgehen, der die menschlichen Kräfte In einer 
erhabenen und auf den Höhen des Geistes 
wohnenden Gegensatzlosigkeit zum Erschlaf­
fen bringt. Es bedarf auch nicht des ewig wie­
derkehrenden Notstandes In einem Staate und 
der laufenden Verkündung des Notstands­
rechts, um den Menschen die Not Ihres pollll­
schen Daseins nahezubringen. Wenn aber die 
Menschen bewußt daran gewöhnt werden, den 
Notstand und das Äußerste als etwas Undenk­
bares zu betrachten und dieses Äußerste nur 
als Mittel autoritärer Macht anzusehen, wird 
eines Tages das Äußerste über die Gemein-

,.Innerer Notstand"' 

schalt kommen (Professor Michael Freund). 
Der Berliner Kongreß hat die Gewerkschaften 
zurückgeworfen ... Sie haben den guten WIi­
ien, der Ihnen In weitem Maße entgegen ge­
bracht worden Ist, enttäuscht. Sie haben In der 
Abstimmung über das Notstandsrecht eindring­
lieh demonstriert, daß eine große Mehrheit die 
Ideologische Befangenheit nicht Oberwinden 
kann . Nicht ohne Bitterkeit bleibt festzustel­
len, daß eine mächtige Gruppe bereit Ist, Frei­
heit, Wohlstand, Sicherheit Ihren vermessenen 
Illusionen zu opfern • .. Heute manövrieren sich 
die Gewerkschaften an den Rand des Staates 
und schließen sich von der polltlschen Einwir­
kung aus. Werden sie morgen zum Sturm bla­
sen? (FAZ) 
Der Streik Ist der gefährlichste Notstand. Jeder 
große Streik muß auf die Dauer das Wirt­
schaftsleben einer lndustrlenatlon zum Erlie­
gen bringen, was Immer zu diesem Streik ge­
führt haben mag ... Der Ausnahmezustand Ist 
dadurch gekennzeichnet, daß die ansonst legl-

timen Interessen der sozialen Gruppen zu­
rückzutreten haben, wenn es um das Dasein 
der Nation und der Freiheit an sich gehl (Pro­
fessor Michael Freund) . 
Der Präsident der Bundesvereinigung der Deut­
schen Arbeitgeberverbände , Paulssen, hat ... 
eine härtere Haltung der Unternehmer gefor­
dert. " Wir müssen Oberlegungen zur Tarifauto­
nomie, zum Streik- und Notstandsrecht anstel­
len , ohne allerdings die demokratische Ord­
nung anzutasten" . Auf die Frage , warum 
die Unternehmer zu den Forderungen der Ge­
werkschaften nicht einfach " nein " gesagt hät­
ten, antwortete Paulssen , Arbeitskämpfe hätten 
eine solche Belastung dargestellt, daß man sie 
ohne Notstandsgesetz und ohne Elngrlffsmög­
llchkelten des Staates nicht habe riskieren kön­
nen (FAZ) . 
Die Bedrohungen, denen wir uns gegenüber­
sehen , basieren nicht allein auf militärischen 
Konfllkten. Wir müssen Immerhin damit rech­
nen, daß die Kommunisten entsprechend Ihrer 
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Taktik versuchen werden, zu einem Ihnen gün­
stig erscheinenden Zeltpunkt massive Innere 
Unruhen anzuzetteln (Ludwig Erhard). 
Wenn sich die zuständigen Staatsorgane ! 
diese Unterwanderung zur Wehr setze 
steht dabei - richtig gesehen - nicht 
Staatsgewalt Im Kampf gegen die Kräfte 
freien Gesellschaft, sondern eine frelheltll: 
Demokratie gegen ein totalitäres Staatswesttn 
(Begründung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Ergänzung des Grundgesetzes). 
Meine Damen und Herren, nur als Randbe­
merkung zu einem Punkte, In dem Ich dem 
lnnenmlnlster, trotz der Lockerheit der Sprache, 
Im Inhalt Recht geben möchte: Er meint, man­
che Punkte seien so formuliert, daß sie elgent ­
lich nicht ganz der Sprache des Grundgesetze, 
angemessen seien. Jawohl: s wird notwendlt 
sein, bei Aufrechterhaltun der sachlicher 
Obereinstimmung ... doch s Ganze In di, 
Sprache unserer Verfassun zu gießen (Frlt 
Erler). 
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Rationalität der Notstandsgesetzgebung 
Nalionalsozlali~mus . 

N ronalso ziallsmus war eine gesellschaft­
oer ~~wegung , die sich gegen den bürger-
1ich8 Staatsapp arat richtete, eine Bewegung 
I,c11enMassen ruini erte n Mittelstandes. Diese 
von II chaftliche Herkunft bestimmte auch den 
ges~ ~en Hor izont des zur Macht gekomme­
politi:aschismus. Er hatte sich gegen den bür­
nenrchen Staat gewandt, weil dieser wegen 
ge_r I r Zerspli tterung jene brutale Vereinheit­
•:• g der antagonistischen Interessen nicht 
11. ~;n konnte , die dem gesellschaftlichen Be­
~~~nis der Fasch iste n und des Großkapitals 
entsprach. . . . 
Ab r der ruin ierte Mittelstand griff die Zentren 
d 8 gesellschaftlichen Macht, die großen Kon­
erne nur bürokr atisch, nicht terroristisch an, 

~:il Ihm mit jener Großindu". trie das Führer-
·nzip und der Gegne r gemeinsam waren. So 

~~'nnte der büro kratisch e Angriff abgeschlagen 
werden. . . 
Stattdessen äußerten die Faschisten ihren 
Herrschafts_ansp ruch in vorkapitalistisch~n Ka­
tegorien. Die fas chist ische „ Herrenrasse woll­
te sich Macht du rch Ero berung neuen . Lebens­
raums" versch aff en. Ihre einstige gesellschaft­
liche Schwäche fa_nd Ih re Kompi:nsation i!' der 
Ideologie des Star k<;ren, dE;r mit den_ Mitteln , 
die staatlich e und öko nomische lnst1tut1onen 
bereitstellen mußlen, seine Stärke durch per­
manente Vern icMu ng eines zum Schwächeren 
und Minderw ert ige n bestimmte n Elements be­
wies. 
Aus diesem feh lgele nkte n Herrschaftsanspruch 
entstand die ras~:ose Vernicht ungsenergie des 
Nationalsoziali smus, die blinde Aggressivität , 
die nie zur Ruhn ka m. Weil im eigenen Land 
nur die polit ische Macht Ins Auge gefaßt wurde , 
die Urheber de Pau perisierung des Mittel­
standes aber nie gese hen wurden, blieb die 
Vernichtungswu1 de r Nazis ziellos. Der Anti­
semitismus ist die Weltanschauung dieser 
Blindheit , de r fikti ve allmächtige Feind , der 
vom wahren c.em d und von den wahren 
Abhängigkeiten unter kapitalistischen Herr­
schaftsverhält niss<1n ab lenkt. 
Die ökonom isch he rrsch enden Klassen erwar­
teten vom Fasct11smus langfristige politische 
Stabilität. Aber aor Faschismus war vom ersten 
Augenblick an a,,, Krieg aus . 
Gegen den Kn,·g als Ziel der Nazis gab es 
unter der Großir•dustrle zwar keine OppositioA , 
aber die Mod i ~~iner Vorbereitung und Orga­
nisation stie ßen auf Widers pruch. Die Rüstungs­
finanzierun g no,ttels obsk urer Malo-Wechsel, 
die keine Rück: icht auf die vorhandenen Geld­
mittel, Rohsto ff• und Arbeitskräfte nahm, mußte 
die Partei sell:st in die Hand nehmen, weil 
Schacht und m t ih m ein flußreiche industrielle 
Gruppen für eine Ver langsa mung der Aufrüstung 
eintrat. Der Konfl ikt brach aus, als sich Hitler 
trotz Rohsto ff und Devisenknappheit, trotz 
Mangel an qu .,lif izie rten Arbeitern entschloß 
die Rüstungsa.,sg abe n von 9 Mrd auf 15,5 Mrd 
(1938) steig en zu lasse n. Die Organisation war 
kopflos. Bis zum Frühja hr 1942 gab es keine 
zentrale Wirtschaf tsverwa ltung sondern ein 
Gewirr von Korn pete nzen, die sich gegenseitig 
widerspr achen. In diese m systemlosen System 
gab es kei ne ge nü gende vorsorge (außer bei 
Nahrungsmittt ,ln), weil Hitler einen langen 
Krieg nie ins Au ge faßte; die Information der 
Regierung über Bes tände und Absatz war 
mangelhaft. Die irra tionale Willensanstrengung 
des Krieg es war auch irrational vorbereitet. 
Obwohl die Aufrüs tung die vorhandenen Mög­
lichkeiten be i wei tem überstieg, obwohl das 
Ende des Kr ieges bei rationaler Kalkulation 
der Kräftev erhält nisse schon vorher abzusehen 
gewesen wär e, stürz te sich das faschistische 
System in einen blinden Vernichtungskrieg, 
durch den es auch selbst vernichtet wurde. 
Auch die herr sch ende Klasse wurde empfind­
lich geschwächt. Die Teilung Deutschlands und 
die politis che öko nomische Abhängigkeit von 
den Siegern , insbes ondere den USA, verklei­
nerten rig oros ihren Herrschaftsbereich. Das 
Experimen t der herrschenden Klassen, die ge­
sellschaftlich en Widersprüche zu befrieden, in­
dem sie die politische Macht einer irrationalen 
gesellschaftlichen Bewegung überließen, war 
durch der en Erfolg losigkeit (eine Funktion ihres 
wirtschaftsfernen Irrationalismus) diskreditiert. 

Konsequenzen 
Nach dem verlorenen Krieg waren die Rahmen­
bedingungen der Bundesrepublik wesentlich 
verändert. 
Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft , _die 
der Faschismus mit den Mitteln des impenall­
st1schen Angriffskrieges etablieren wollte, ~m 
sich eine unabhängige Rohstoff- und Ernah­
rungsbasis zu verschaffen, wurde notwendig 
zum Ziel friedlicher Integration. lnt1;>ressen _an 
n~t,onaler deutscher Hegemonie traten zuruck 
hinter dem Interesse, die internationale Hege­
monie des Kapitals ats ganzem gegen . den 
Kommunismus zu behaupten. Eine weit~~~ 
F~lge des verlorenen Krieges war die Europai- . 
sierung der deutschen Armee. Auf Grund der 
gewaltigen Unterschiede der Kräfteverhältnisse 
Zudem ist ein „nationalistischer Alleingang_", 
die Wiedervereinigung mit militärischen Mit-
te.In zu erzwingen, aussichtslos. .. 
Die Posttaschistische Gesellschaft erklarte den 
Faschismus mit der Zersplitterung der bürger­
lichen Gesellschaft. Die Folgerung daraus lau-

tele : einsichtsvolles Z 
noch einmal wollte di u_sammenstehen. Nicht 
aus eigener Schwä~ b~rgerllch 7 Gesellschaft 
Politik aus der Hand e ~e Best1m_mung ihrer 
legung, Hindenburg habe ~n. ~chroders Über­
a~ch den Aufstieg Hitler: ~~ m~ ~m Artikel 48 
kennen, ist durchaus ernstzi a t ab~enden 
standsgesetze d' N nehmen. Die Not­
sollen den St' ,e achfolger des Artikel 48, 
links und reC:t:t ge~en den Radikalismus von 
schaftliche Unruh~bsbch;rn, gegen i7de gesell­
ten Parteien ni . a e1_ wc1:rten die etablier­
überrascht we~~~eh_r,,b1s s10 von einer Krise 

, v1e mehr schaffen sie in 
vordsolrgender A:ntizipation sich Repressions-
un enkungsm,ttel. 
A_ber die Notstandsgesetzgebung ist nicht nur 
eine Lektion gegen den klassischen Faschis­
mu_s, sondern auch seine verbesserte und er­
weiterte Neuauflage. 
Innerhalb_ dies~r erzwungenen internationalen 
Kooperat1on, die erneute bewaffnete Beseiti­
gung der Folgen der Niederlage unmöglich 
m_~cht, e_ntw1ckelte sich nun in der Ministerial­
burokrat1e urid den mit ihr sich beratenden 
1n9u_stneverb~nden ein neues Konzept kriegs­
maß1ger Mobilmachung, das wesentliche Män-

D~r bürgerliche Staat bringt die Mittel zur 
Losung von Konflikten selbst unter seine 
Kontrolle. 
4. Die faschistische Bewegung kulminierte im 
Krieg nach innen und außen . Der Notstands­
~taat zielt auf die Verhinderung von Krieg , 
uberhaupt Ko~flikt durch totale Abschreckung. 
In beidem schießt Repression über das gesell­
schaftlich notwendige Maß hinaus und wird 
dadur~ irrational. Die Nazis , die reale gesell­
schaftliche Macht besaßen konnten ihre totale 
Aufrüstung auch in die Wirklichkeit umsetzen 
die postfaschistische Ministerialbürokratie abe~ 
scheitert mit ihrem totalitären Konzept der 
totalen Abschreckung an der ökonomischen 
Vernunft derer, die die Politik bestimmen weil 
sie keine gesellschaftliche Basis hat. So i;t das 
~-ahnsinnig kostspielige Schutzbaugesetz zu­
ruckgestellt worden, aus finanziellen Gründen 
soll das Zivilschutzkorps jetzt nur noch 20 000 
Angehörige , nicht mehr 200 000 haben . Das 
Selbstschutzgesetz, dessen neue bürokratische 
Zwangsstruktur einen riesigen Verwaltungs­
apparat gekostet hätte, soll auf die Basis der 
Freiwilligkeit gestellt werden usw. (s. Frank­
furter Rundschau vom 21. 10.). Das Göringsche 

~~~ ~otata ndsoppo1ltlon. 1olange •I• bloß Jurl1tlach argumanllart und •Ich· Im ROc:ken dH GrundgeHtz 
und e.~~rtl~~::t n~1~ •:i')~~le Feld geHIIIChaftllcher Reflexion. Ja, die Ge.;,erklchaftaoppo,lllon Innerhalb 
8 er e auldrilckllch gerade da 1tehen, wo •I• zu denken anfangen müßte Ihre fatalen 
1 HC:hlO•n :•lten eine zualtzllche Not,tandsgeHtzgebung nicht fOr notwendig , da die ba,teh~nden Rege-

guai~i:'.~:~d=~~:~"::':i'm•::. ~r:~::•:i::tz.:er:~:~i'!it~ernchenden Klaue fOr IO ungeheuer notwendig 

Bevor man den ungeheueren AepreHlonHpparat de• Not1tandHtaatff um,tand•lo• auf die organisierte 
Arbeiterschaft bezieht , mOßte er,t dl1kuUert werden, welche Gefahr von der Arbeiterschaft Oberhaupt au,gehl 
und welche In einer Krlae von Ihr au,gehen kann. Bevor man die projektierte Represalon al, der Gefahr 

==~=t l~ln:1:! 1• :~~o~e:ea:.~,::~ct;1..::;:::.•~r:,:~~,:~~no~5:r:• ~:~.r:n ~~tj~~~:::t~~~rs~I~•:.:~ 
Gewerklchatten Opposition In der Arbelterachaft entfalten kann, welche 1pezlftlchen Schwlc:hen Streik,, 
ln1ba1ondere wllde Streik• haben, ob sie systeer.gellhrdend sein k5nnen, welc:hea Yerhlltnla die Gewerk­
schaftsbürokralle zum Streik, auch dem pollU,c:hen , hat usw . DH wlre u. a. an hl,torttchen Bel1plelen wie 
der WeltwlrtsdlaftakrtH und der Nachkrleuelt zu unter1uchen . DH kann hier allea nicht geachehen. 
Zu warnen l•t Jedenfalla von einer unreflektierten Mythologie der machtvollen Organlaatlonen der Arbelter ­
klaase, deren Unabhlnglgkelt durch die Not,tandagesetze angetaatet wilrde. 
Sie lat ala ldeallsllache Revision der faktlachen Machtloslgkelt der Arbeiterschaft zu begreifen. Abstrakt wird 
der UnterdrOckungaapparat der Exekutive auf ,le bezogen, damit von deuen Macht auch ein Schein auf die 
Organlutlonen der Arbelterachaft lalle. Nach diesem Muster verflhrt auch die gewerkschaftllche Notatand•­
oppoaltlon, wenn sie die Elnschrlnkung dea StrelkrechlH als die wahre geHllachattllche Stoßrichtung der 
NotatandageMtzgebung unt4tfltellt. Daß die Gewerkachaften alc:h taktllch den Streik selbat versagen, 1181 die 
jurlatllche Metaphy,lk außer acht. ,,. 
In den glnglgen, kritischen Interpretationen der Not,tandagesetze geht u. a. die hlatorttche Dlmenalon unter. 
Im Gegensatz zu Jenen Anal)'lien, die Punkt fOr Punkt den Wlderapruch der Regierungsvortagen zur papiernen 
BHtlon du Grundgeaetzea und zur lhnllch papiernen der Gewerklchaften nachweisen , aoll also hier der 
Yerauch unternommen werden, modellhaft Afflnltlt und Differenz der Notaland,geaellldlaft" zum klaaslachen 
Faschl1mua zu akluleren. 

gel des faschistischen Vorbildes zu vermeiden 
sucht. 
1. Soll die Verteidigungswirtschaft nicht in 
aktuellen Engpässen improvisiert, sondern 
im vorhinein geplant werden. Die Rechtsgrund­
lagen, auf die der Ausnahmezustand gestellt 
wrid haben vornehmlich diese Funktion; Kom­
pete0nzen zu klären und Improvisationen zu 
vermeiden. 
2. langfristige Planung bedeutet auch Syste­
matisierung. Vor allem die Sicherstellungsg~­
setze sind wesentlich umfassender und we~~­
gehender als die Wirtschaftslenkung de_s Go­
ringschen Vierjahresplans. Besonders die Be­
vorratung mit lebens- und v~rte1d1gung.sw1ch­
tigen Gütern ist vervollständigt, auch die Me­
thoden der bürokratischen Erhebung von In­
formationen über die Leistungsfähigkeit der 
Betriebe sind verbessert. 
Wie ungeniert die Mlnisteri~lbürok~atie ~n das 
faschistische Vorbild anknupft, ze1~t die d~­
malige Begründung der Bundesr~g!erung fur 
die Zwangsverpflichtung d_es Z1v1l~1enstge­
setzes, sie sei deswegen eine herko_mmltche 
Dienstleistung d. h. nicht ~erfassun~sand_ernd, 
weil schon derNationalsoz1al1smus eine D1e~st­
pflichtverordnung kannte. Sie. sprach weite! 
von einer „orga nischen We1terentw_1cklung 
dieser Gesetze, die man nu! .,den veranderten 
Verhältnissen" anpassen musse. . -
3 Das Zentrum der Vorbereitung - totalltarer 
M bilmachung liegt heute i_n der burg~rll"!'en 
St~atsapparatur selbst. Die Min1stenalburo­
k alie ist das Hirn der postfasch1~t1sche~ Krl­
s~nlösung ihre Gesetzesvorschlage mussen 
d' lntere~sen der Parteien , ihre eigenen und 
d!e der ökonomisch herrschende~ ~lasse aus­
d '': cken (Daraus sind die langwierige V~(ab­
s~iedu~gsprozedur und die vielen Mod1f1ka­
t1onen zu erklären.) . • 

tsstaat" und der „ Parlamentarismus 
Der „ Reet:, hr von außen zerstört, sondern 
werden nicht me höhlt Wie die bürgerliche 
von inne~ ausgr Fas~ade am Leben erhalten 
Demokr~t,e n~fea ~ntmachtung des Parlaments 
wird, ze!ge~r archie des Gemeinsamen Aus­
durch die d'~weitens der Ermächtigungscha­
schusses un . n Bestimmungen, die somit 
rakte~ der m~,~~~ Herrschenden kalkuli~rbar 
nur tur die po 1 !_ ste Vorschlag zur Krise~ 
sind. Da_ß der JUnJem Banner der Vernichtung 
lösung nicht udnter bürgerlichen Demokratie an· 
der Formen er dem ihrer Sicherung " ge­
tritt , sondern unb":ren Fall refl'ektiert , daß die 
gen jede~ttd~~~s totalitär~n Staates jetzt aus 
zwangsm1 e der bürgerlichen Interessen 
dem zentr~m den Der Staat hat den 
selbst entw1ck~IIC:.~~ ;elbsl in Regie ge­
Faschismus g e, 1 n auch an die Stelle der 
nommen . So tre e for anisationen vom Staat 
faschistischen Ki3m~ar~mllitärlsche Verbände 
selbst verw~lte ~ tzkorps gesellschaftliche 
wie das Z1v1ls ·~t mehr mit der organi­
Konflikte soll~ntät faschistischer Selbsthilfe 
sierten Bruta, werden , sondern durch 
niedergesch,1.';jl.enverstärkten Polizeiapparat. 

einen wesent 1 

Prinzip: ,.Es darf nicht kalkuliert werden, was 
kostet es?" entstammte der Wirtschaflsferne 
der Nationalsozialisten. Heute herrscht wieder 
die Vernunft des ökonomisch Möglichen, weil 
wie Hofmann richtig sagt, sich der führende 
Teil der Privatwirtschaft „ in einem Maße wie 
nie zuvor in Deutschland" sich des Staates 
bemächtigt hat. 

lrratlonalltät 
Die Irrationalität des universalen Schutzes, die 
intendierte Ausdehnung der Verteidigungsbe­
reitschaft und des Wehrwillens auf das ganze 
Volk sind das der brutalen Aggressivität des 
Nationalsozialismus entkleidete Negativ des 
Dritten Reiches . Auf die extreme Verunsiche­
rung des gesellschaftlichen Lebens reagieren 
die überlebenden gleichfalls extrem: mit pa­
thologischer Angst vor gesellschaftlicher Er­
schütterung, die den erfahrenen vergleichbar 
wäre. 
Dieses ungeheuer sensible Krisenbewußtsein 
spricht zum Beispiel aus den Aussagen ver­
schiedener Abgeordneter und Ministerialbe­
amter, nach denen die Kuba-Krise 1961 und 
die Berlin-Krise 1958 schon die Ausrufung des 
Kriegszustandes nach sich gezogen hätten, 
wenn damals die Notstandsgesetze verfügbar 
gewesen wären. 
Indem sie über den Ausnahmezustand verfü­
gen will will die Staatsapparatur den . Souve­
ränitätsdefekt" (Guttenberg) beseitigen, die 
Machtlosigkeit als Folge des verlorenen Krie­
ges. Aber die Mobilmachung wird i_nnerhalb 
der festgelegten internationalen Abhang1gkel­
ten betrieben, nicht gegen sie. Sie macht bei 
der Mobilmachung des Parlaments in Bereit­
schaftsorganen und der Bevölkerung durch 
Luftschutzma8nahmen halt und schließt nicht 
die Reorganisation der Rüstungsindus _trie ei~, 
die nach wie vor international kooperiert. Die 
Fesseln, die der Bundesrepublik angelegt sind, 
sprengt der Notstandsstaat nur zum Schein . 
Die Ablösung der allgemeinen Vorbehaltsrechte 
durch die Notstandsgesetze , die die Autonomie 
der Bundesrepublik suggerieren soll, i~t nur 
eine Symbolhandlung . Erstens _werden s!e nur 
in bezug auf die Streitkräfte , nicht aber 1n be­
zug auf ganz Deut~chland abg~löst . und zum 
anderen existieren uberall amerikanische Vor­
behalte weiter. Allein die Marktstärke der 
amerikanischen Konzerne stellt etnen ständi­
gen Vorbehalt gegenüber den deutschen Kon­
zernen dar. Der Rückzug der amerikanisch~n 
Truppen wird nicht betrieben, genauso wenig 
wie die Aufgabe der Viermächteverantwortung. 
Souveränität stellt sich mit den Notstandsge­
setzen allenfalls nach innen her. Die Herr· 
schaftsansprüche, die sich international nicht 
durchsetzen lassen , sichern sich im Innern dop­
pelt und dreifach . Souveränität wird aber trotz 
der Unmöglichkeit eines Krieges in Europa 
immer noch in militärische Kategorien gefaßt. 
Abstrakte militärische Feinde , die kaum je zu 
realen werden , werden mit der Notstandsge-

setzgebung gebannt. Diese Demonstration der 
Stärke (in Wirklichkeit ist sie geschickt mas­
kierte Schwäche) hat einerseits innenpoliti­
sche Funktion . Durch den Verweis auf eine 
mögliche Katastrophe werden die antagonisti­
schen Interessen zusammengehalten, die Par­
teien auf eine gemeinsame Basis gestellt. 
Außenpolitisch bricht sich der Notstandsstaat 
auf den Abwehrkampf gegen die Bedrohung 
des Kapitalismus überhaupt. Schröder, der 
die Notstandsgesetze mit dem Hinweis auf den 
.,unerbittlichen und zu allem entschlossenen 
Gegner " zu rechtfertigen pflegte , konnte „ die 
drohende Gefahr" nur als internationale Ge­
fährdung des kapitalistisch beherrschten Welt­
markts konkretisieren . Kuba, Afrika und Süd­
ostasien konnte er als „drohende Gefahren " 
mühelos anführen. Man kann recht gut nach­
weisen , daß die Entwicklung der Sicherstel­
lungsgesetze jeweils von Internationalen Krisen 
wie dem Korea-Krieg , der Suez-Krise und der 
Kuba-Krise angestoßen wurde. Die herrschen­
de Klasse sieht sich heute in einer „histori­
schen Auseinandersetzung" (Hasset) mit dem 
Kommunismus, der die Weltherrschaft anstrebt. 
Hassei sieht das Problem deutlich: .,Je enger 
der Raum der Freiheit wird auf dieser Welt, 
je mehr Staaten in Asien, Afrika oder Südame­
rika ihre Freiheit verlieren und Ecksteine wer­
den im roten Mosaik, desto gefährdeter ist 
auch unsere Freiheit. .. Es könnte sehr wohl 
sein, daß die Bundesrepublik den USA bei der 
internationalen Verteidigung gegen Revolution 
militärisch hilft , wenn das amerikanische Po­
tential nicht mehr ausreicht. Die Notstandsge­
setzgebung würde ' dann die militärischen An­
strengungen der Bundesrepublik innenpolitisch 
absichern helfen. 
Die irrationale Perfektion der Notstandsgesetze 
hat einen wesentlichen Grund gerade in ihrem 
abstrakten antizipatorischen Charakter . Eben 
weil man nicht genau weiß, welche gesell­
schaftlichen Erschütterungen es im laufe der 
Zeit geben wird, muß man sich nach allen Sei­
ten perfekt absichern . .,In nationaler Samm­
lung" könne dann die herrschenden Parteien 
„ jeder Belastung, die auf die Bundesrepublik 
zuk9mmt" entgegensehen (Barzel). 
Mobilmachung ist die Antwort des Systems auf 
seine Krisenanfälligkeit. 
Diese antizipierte Mobilmachung hat aber kei­
nen aggressiven Charakter nach außen. Die 
grotesken Lernprozesse der Bürokratie z. 8. 
aus dem unsystematischen Luftschutz im zwei­
ten Weltkrieg dienen nicht der Vorbereitung 
eines Dritten. Das Sicherheitsbedürfnis, das 
sich darin ausdrückt, ist nur ein völlig hilfloser, 
fast magischer Versuch, die Instabilität der 
Bundesrepublik zu überwinden. 
Die Notstandsgesetzgebung bedeutet zwar 
innenpolitische Repression und universale au­
toritäre Regelung, sie läßt sich jedoch nicht 
einfach nur als antizipatorische Reaktion auf 
möglidle Konflikte mit der organisierten Ar­
beiterschaft begreifen. 
Die verselbständigte Bürokratie und die sie 
stützenden Parteien wollen vielmehr unge­
achtet ihrer Notwendigkeit für alle Fälle ein 
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Netz autoritärer Regelung auf die gesellschaft­
liche Organisation der Bundesrepublik senken. 
Die Abstraklheit repressiver Milltarlslerung 
entspringt, wie skizziert, einem pathologischen 
Sicherheitsbedürfnis, das sich aus drei Quellen 
speist. 
1. dem beängstigenden Fortschritt der nicht­
kapitalistisch orientierten Politik . 
2. der Krisenanfälligkeit des kapitalistischen 
Systems selbst und 
3. der historischen Erfahrung mit dem Natl 
nalsozlalismus, überhaupt allen gesetlschaft 
liehen Bewegungen , die die unangefochten 
Herrschaft des etablierten B0rgertums gefähr 
den. 
Gerade die relative Autonomie des Staatsa 
parates läßt ihn auf eine blinde und universa: 
llstische Weise die Interessen des Status Ouc 
wahrnehmen, auch wo sie weder aktuell no 
potentiell bedroht sind . C. R. Rot 
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Die Streikbewegung ist unaufhaltsam 
Gegen Angst und Reaktion 
Die Große Koalition sichert den Kapitalisten 
nicht nu r die Profite. Sie wlll sie auch vor 
mas&•~nhafter politischer Unzufriedenheit schüt­
zen, die de m ökonomischen Prozeß entspringen 
könnte. Die Strukturkrisen der westdeutschen 
Okonom ie im Bergbau, der Stahlindustrie und 
der Landw irtschaft haben ebenso wie die 
Krise des Ausbildungssystems schon zu Pro­
tes tbeweg ungen geführt und zur politischen 
Radikalisier ung beigetragen. 

Die Oppos ition der Studenten entzündete sich 
an der Entw icklung der Universität zur Aus­
bildungskase rne, zur Produktionsstätte von 
Fachidioten. Die Opposition der arbeitende n 
Bevölker ung kann vielfältige Gründe haben. 
Hohe Miete n, hohe Preise einerseits, zum an­
der en Uns icherheit des Arbeitsplatzes, Lohn­
abbau und Senkung der Sozialleistungen. Der 
Kapitalis mus löst seine Absatzschwierigkeiten 
meist dadurch, daß er die Produktion ein­
schr änkt und Lohnkosten durch Rationalisierun­
gen einz usparen sucht. Auf menschliche Pro­
bleme pfle gt sich der Produktionsapparat, der 
auf Ste igerung des Profits aus ist, dabei nur am 
Rande ei nzulassen. Bislang konnte der Kapita­
lismus in der Bundesrepublik noch mit Kon­
sumgratif ikationen, mit den Mitteln der Mas­
senmanipu lation, der erzwungenen Entpolitisie­
rung durch Arbeitsrecht und Betriebsverfas­
sunnsgese tz in den Betrieben und der freiwil­
lig en Gle ichschaltung und Kooperation der 
Masseno rganisationen über die Runden kom­
men Für den Fall, daß dieses Gleichgewicht 
von Man ipulation und Kooperation zusammen­
bricht, solle n die Notstandsgesetze mit Gewalt 
das Sys tem zusammenhalte n. 

Die Notsta ndsgesetzgebung nun bereitet den 
Staclt auf massenhafte politische Opposition 
gegen die Mißachtung elementarer menschlicher 
Bedürfniss e vor. Sie soll den Individuen vor 
allem die Verweigerung ihrer Arbeitsleistung 
im St reik unmöglich mache n, sie soll den Ar­
beitszwa ng mit Gewalt über diejenigen wieder 
aufrich ten können, die sich gegen seine Inhu­
manität wehre n. 

Alle Mittel, die die Notstandsgesetzgebung be­
reitstellt, dienen letzten Endes diesem Zweck. 
Dienstve rpflichtungen, Verschärfung der persön­
liche n Oberwachung und quasimilitärische Nie­
dersc hlagung massenhafter Opposition mit den 
Mitteln von Polizei, Bundesgrenzschutz und 
Bundeswehr sollen politische Spontaneität un­
terdrücken. 

Die Notstandsgesetze 
sind das Grundgesetz 
des autoritären Staats! 
In einer solchen Situation hat keiner ein Recht 
auf politisches Desinteresse. Es waren schon 
einmal die Massen politisch desinteressierter 
Menschen, die die sicherste Stütze für den Fa­
schismus bildeten. In ihrem falschen Bewußt­
sein, daß es eine Sphäre der Privatheit gebe, 
die von den politischen Verhältnissen unbeein­
flußt sei, stabilisieren sie die gesellschaftliche 
Unterdrückung. Aber Toleranz gegen den auto­
ritären Staat kann es nicht geben. 

Wenn jetzt die Herrschenden uns noch im Ver­
ein mit ihren llberalen Kritikern an Spielregeln 
binden wollen, so sind ihre Absichten eindeu-

INHALT 

Niemand hätte geglaubt, daß sich dem Vorlesungsstreik der Frankfurter Stu­
denten 10000 Arbeiter in kurzen Warnstreiks und tausende von Schülern an­
schließen würd,m. 

~ir haben lange ~.ersucht, durch Aufklärungsveranstaltungen, Straßenagita­
tionen und ~lug.blatte~ ,unsere lsolie.~ung ~u durchbrec~en. Verständigungs­
probleme, dre srch ber Jedem Gesprach mrt Passanten rn der Stadt oder mit 
~rbeitern vor den Betrieben ergaben, konnten so nicht gelöst werden. Jetzt 
rst uns1;re Isolierung in einem symbolischen Akt gemeinsamen Widerstands 
z~m ,:e,1 durchbrochen. Solange unser Protest lediglich verbal blieb, mußten 
dre ~rldungs- und schichtenspezifischen Unterschiede eine Verständigung 
ve~hrndern. Der Widerstand im politischen Streik gegen die Gesetze, die den 
L~rstungszwang verewigen sollen, konnte auf der gemeinsamen Erfahrung 
dieses Zwanges bei Arbeitern, Schülern und Studenten aufbauen. Zugleich 
konnte der Streik in Ansätzen eine Solidarität des aktiven Widerstandes 
unter den Gruppen schaffen, deren Status als bloß funktionierende Automa­
ten dieses Systems mithilfe der Notstandsgesetze vollends abgesichert wer­
den soll. 

tig: In einer antagonistischen Gesellschaft die­
nen Regeln zunächst elnmal den Herrscher.den, 
von denen sie auch gemacht werden. Soweit 
noch in einem liberalen Modell den Beherrsch­
ten die Mittel der Diskussion zugestanden wer­
den, so stehen diese Rechte - wie der Fa­
schismus gezeigt hat -, doch unter dem Vor­
behalt, daß sie die Herrschaft nicht antasten. 
Daß heute den Herrschenden keine Gefahr 
durch Proteste drohen, die sich an die von 
ihnen verordneten Spielregeln halten, haben 
jahrelange vergebliche Diskussionen, Resolu­
tionen über Notstandsgesetze und Hochschule 
deutlich gezeigt. Die uns jetzt noch auf Regeln 
verpflichten wollen, wollen die Unwirksamkeit 
unserer Opposition. Objektiv vertreten sie die 
Interessen der Herrschenden . 

Wenn wir nicht resignieren 
wollen, müssen wir den Wider­
stand organisieren. 
An dieser Stelle wird eingewandt, daß eine 
Minderheit nicht der Mehrheit ihren Willen auf­
zwingen könne . Aus diesem Grunde wird eine 
Urabstimmung gefordert, die den Willen der 
Mehrheit ans Tageslicht bringen soll. 

• 

• 

von 500 Parlamentariern hat das nicht 
gestört. 
Auf diejenigen, die das noch immer 
nicht gemerkt haben, können wir nicht 
länger warten. 
Es ist ferner unmöglich, gewerk­
schaftliche Formen der Streikvorberei­
tung auf die Universität zu übertragen. 
Die Urabstimmung findet wie bekannt, 
doch nur unter den gewerkschaftlichen 
Mitgliedern statt, also auch nicht unter 
allen Arbeitern. Die Universität jedoch 
hat keine einheitliche Organisations­
struktur. 
Am ehesten vergleichb ar ist der Urab ­
stimmung noch die Abstimmung auf 
einem teach-in, wo die Mehrheit der po­
litisch bewußten Studenten über den 
Streik abstimmen kann. 
Man kann das Verhältnis von Minder ­
heit und Mehrh eit nicht verabsolut iere n. 
Wer ständig mit der Mehrheit politisch 
ahnungsloser Studenten argumentiert, 
übersieht, daß aus dem politischen Pro­
test einer Minderheit In der Tat schon 
radikale Opposition der Mehrheit der 
Frankfurter Studenten geworden zu sein 
scheint. 

Viele liberale Notstandsgegner sind objektiv weiter 
nichts als Streikbrecher. Ob sie Rüegg heißen oder 
Habermas. 

• Der Prozeß der Verabschiedung der • 
Notstandsgesetze hätte eigentlich jedem 
klar machen sollen, daß hier eine kleine 
Minderheit von Konzernbossen, Ministe­
ria lbürokr aten , die das Dritte Reich 
schadlos überlebten , und Parte ibonzen 
der Mehrheit des Volkes ihren Willen 
aufzwängen wollen . Millionen haben 
durch die Gewerkschaften, die Studen-
ten- und Jugendbewegung, durch Reprä­
sentanten des kirchlichen, kulturellen und 
wissenschaftlichen Lebens gegen diese 
Gesetze protestiert . Nur 1 O'/o der Be­
völkerung sind überzeugt für die Not­
standsgesetze . Die radikale Minderheit 

Trotzdem fuhren rechte Schläger ge­
gen uns noch ein Wid erstan dsr echt an, 
das wir gerade zur Legitimierung unse­
res Kampfes gegen den autoritären 
Staat benutzen. Die Konfusion unter den 
liberalen Formalisten ist groß, dennoch 
aber leicht aufzulösen . Genauso wenig 
wie Bachmann gegen Dutschke das Wi­
derstandsrecht für Lynchjustiz in An­
spruch nehmen kann, genauso wenig 
können es andere vereinzelte Faschi­
sten. Denn In Wirklichkeit leisten sie 
keinen Widerstand, sondern gehorchen 
den Bedürfnissen der herrschenden 
Ordnung . Sie sind objektiv Schläger-

truppen der Herrschenden, auch wenn 
sie von ihnen nicht offen angeführt 
werden, wie In Bonn von MdB Roll­
mann (CDU) oder In Berlin vom CDU­
Wohlrabe . Politischer Widerstand ist im­
mer Widerstand gegen die Organisation 
der Herrschaft, nicht deren gemeinge­
fährliche Ausübung. 

Könnte der Widerstand allerdings keine poli­
tisch bewußten Massen mobilisieren, dann 
könnte er als Widerstand einer Minderheit un­
ter Umständen, wenn er nicht zerfällt, in T er­
rorlsmus umschlagen, der tendenziell seine 
eigene Liquidation hervorruft. Der Streik zur 
zweiten Lesung fand aber seine Massenbasis, 
wie die Abstimmungen auf den teach-ins zeig­
ten. 

Einige Zeit bestanden noch idealisti­
sche Vorstellungen über einen Streik 
unter den Studenten. Und von diesem 
Idealismus war auch der Parlaments­
beschluß zwei Tage vor dem Streik 
zur~eiten Lesung getragen. 

Er billigte nur sit-ins vor den Universitätsein­
gängen, keine Blockade. Durch Diskussionen 
und Oberzeugen sollten die Streikbrecher am 
Betreten der Universität gehindert werden. Sie 
sollten unter keinen Umständen durch passive 
Gewalt am Betreten der Uni gehindert werden. 
Wenn die gewerkschaftlichen Streiks mit sol­
chen Methoden je geführt worden wären, dann 
wären sie von Anfang an zum scheitern verur• 
teilt gewesen. Den politisch bewußten Arbei­
tern ist das Aufstellen von Streikposten selbst­
verständlich, wie die Einsicht. daß politische 
Auseinandersetzungen nicht nur mit dem Mit­
tel der Diskussion geführt werden können. Daß 
das im Bewußtsein der meisten Studenten 
nicht mitgedecht wurde, liegt daran, daß sie 
mit diesem Kampfmittel der Arbeiter nie in Be­
rührung gekommen sind; gleichzeitig aber der 
Streik immer als gemelnschaftsschädigend de~ 
nunziert und Streikbrecher zu Arbeitswilligen 
stilisiert wurden . 

Der LSD Ist denn auch von seiner liberalen 
Haltung abgekommen und befürwortet nun 
Streikposten. 

Dieser Lernpr ozeß aber ist nicht zuletzt da­
durch angestoßen worden, daß der SDS den 
Streik zur zweiten Lesung als Minderheit mit 
Streikposten geführt hat. Das teach-in, das die 
Fortsetzung des Streiks für den Donnerstag 
beschloß, billigte denn auch ausdrücklich die 
Aufstellung von Streikposten. Nur diejenigen 
können noch gegen Streikposten sein, die den 
Widerstand der Studenten gegen den autoritä­
ren Staat wirkungslos machen wollen . 

Der Übergang vom Protest zum Wider­
stand vollzieht sich nicht bruchlos. Da 
die Herrschenden jede pc,litische 
Selbsttätigkeit , wenn sie nicht beim 
verbalen Protest bleibt , mit Sanktio­
nen belegen , ist die Sphäre aktiver 
Opposition mit Angst besetzt. 
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Fortsetzung von Seite 1 

Vlele, die zwischen Studium, Karriere und ak­
tiver Oppositio n schwanke n, lösen diesen K~n­
ll ikt Indem sie Opposition auf gefahrlose D,s­
kus~lon beschränken. Beim ersten Streik war 
denn auch selbst der Rektor fü r Vorles ungs­
dlskusslonen - welche Beruhigung -, wäh­
rend denen, die Streikposten stande n mit 
Strafanzeige n wegen Freiheitsberaubung und 
Nötig ung und mit Dlszlpllnarstrafen gedroht 
wurde . 

Diese Angstschwelle muß massenhaft über­
schritten werden, wie schon bei der Sp ringer­
Blockade. 
Denn Vorlesungsdiskussionen sind gegenüber 
den Vorbereitungen des autoritären Staates ~ls 
einziges Mittel nicht angemessen. Sie sind 
außerdem durchaus nicht notwendig gewaltlos, 
wie sich an den Aktionen In Berlin gezeigt hat, 
wo sich die Auseinande rsetzungen mit rechten 
Studenten In den Hörsälen vervielfältigten. 

In der angstvollen Befürchtung der liberalen 
Studenten. der Streik würde die Studenten­
schaft polarisieren, zeigt sich noch einmal deut­
lich Ihre Schwierigkeit, sich mit dem Wider­
stand zu Identifizieren. Die notwendigen politi­
schen Konsequenzen aus Ihrer eigenen Oppo­
sition werden nicht gezogen. Konflikte und Ri­
siken gefürchtet. Die Angst vor der Polarisie­
rung, der die Angst vor dem Rechtsradikalis­
mus entspricht . lähmt den Widerstand gegen 
den Radlkellsmus der Mitte von Springer bis 
SPD. Sie kenn politisch objektive Antagonis­
men allenfalls subjektiv verdrängen, nicht aber 
objektiv abschaffen. 

Aber uns bleibt, was oppo sit ionelle Radika lit ät 
angeht, keine Wahl. Wir können uns nicht wl­
derstandslos In den auto ritären Staat Integr ie­
ren. Die Angst vor den Folgen müssen wir In 
akt iver Oppo sition bewälti gen, passives Zu ­
schauen bewältigt 110 nie. 

Zweierlei ist anläßlich des Streiks 
deutlich geworden: 
• Dieser Streik hat auch en der Uni­

versität zu der Polarisierung geführt . die 
euch dlo Gesellscheft durchzieht: Rechte. 
faschistische Gruppen, die von epolltl· 
sehen Studenten unterstützt wurden. und 
zudem noch bei Rektor Ruegg und Prof. 
Kluke HIife fanden , einerseits, und an­
dererseits eine breite Masse antiautori­
tärer Studenten, die bereit sind. den Wi ­
derstand gegen den autoritöron Staat 
aufzunehmen. 

• Die Kommunikation zwischen Studen­
ten, Schülern und Arbeitern Ist nicht ge­
lungen durch Aufklörungszlrkel, Streßen­
agltatlon und Zeitungsverkauf, oondern 
durch einen aymbollschon Akt gemein ­
samen Widerstandes . 

Die Str eikbewegung gegen die Notstand1ge­
setze kann nicht do1 Zie l hoben, die Appelle 
an die völlig korru mpierte Sozia ldemokr atie 
und an welche „Abgeordneten" auch Immer nur 
zu unterstützen. Sie In die Parole . Keine 
Stimme den Notstandsbefurwortern· parlamen­
tarisch zu kanalisieren , Ist völlig unsinnig. Denn 
men hötte gerade lernen müssen, daß die klas ­
slsche liberale Notstandsopposition mit Ihren 
Wiederbelebungsversuchen am Parlamentaris­
mus und Ihren Gewissensappellen vollkommen 
gescheitert Ist. Gerade 10 bis 15 Abgeordnete 
stimmten während der zweiten Lesung gegen 
einige Vorschläge. 

Jetzt kommt es mehr und mehr darauf an, 
die Selbstorganisation der Massen voranzu­
treibe n. Die Streikbewegung zu verbreitern und 
die Notwendigkeit selbständiger Interessenver­
tretung aufzuweisen, muß - global - unser 
Hauptziel sein . 

Die Fortsetzung des Streiks am Freitag, dem 
24. Mal war schon nicht mehr unmittelbar auf 
die Parlamentsdebatte bezogen wie der Streik 
zuvo r. Die Streikbeweg ung gewi nnt deshalb 
eine Eigendynamik, weil sie Ja nicht nur dara uf 
zielt, die Verabschiedung der Notstandsgesetze 
zu ve rhindern, sondern die gesellscha ftl iche n 
Strukturen anzugreifen, die sie stutze n. 

Denn die Notstandsgesetze sind nur 
zusätzlicher Zwang, der die bestehen­
den Zwangsverhältnisse gegen jeden 
organisierten Widerstand absichern 
soll. Widerstand gegen die Notstands­
gesetze heißt auch und vor allem 
Widerstand gegen die autoritären 
Strukturen in Betrieben , Schulen und 
Hochschulen, Kampf für die Selbstbe­
stimmung der entmündigten Massen. 

Die Redaktion 

Notstand der Opposition 
. . lb t den Todesstoß gab 

oder· wie sich die liberale Notstandsopposition se s 
Die G~schlchte der Notstandspopposition Ist die kapitallstls~e f ~~t~fe~:~ rdv"ir~~•g.;~~~~ 
die Geschichte der Wandlung des liberalen erhalten bheb. u g t d der demokratische 
demokratischen Engagements; zugleich Ist sie Rahmenbedingungen s an f schwachen 

m Neubeginn von Anfang an au k 
die Geschichte des Wandlungsprozesses vo Füßen Mit der wiedereinsetzenden o. onomI-
unverbindlichen Protest zum organisierten Wi- sehen. und politischen _Ma~tkonzentratI0~ v;;; 
derstand. selbständlgten sich die Eigeninteresse Re ie• 
A ls sich zu Beginn der 60er Jahre die Not- Machtmonopole. Das Versprechen von k g t 
standsopposltion konstituierte, dachte noch rung und Parlament, eine soziale Demo ra 18 

niemand daran. zu welcher Gefahr die Not- schaffen konnte unter diesen Bedingungen 
standsgesetze elnmal werden würden. Das zu- ~~cht eingelöst werden . Die formeldemokr~ti-
künftige Notstandsrecht, dessen Auswirkungen sehen Institutionen wurden aus Organen er 
nur wenige ermessen konnten, erschien als Interessenvertretung zu Menlpulat,onslnstanzen . 
abstrakte Gefahr am Horizont einer gefähr- Die parlamentarische Opposition hingegen 
deten, aber doch in Ihrem Grundbestand demo· {elnschlleßllch der gewerkschaftlichen Not-
kratischen Republik. standsopposltion) beschrankt sich auf die im­

Der erste Höhepunkt In der Geschichte der 
Notstandsopposition war der Kongreß MDemo­
kratle vor dem Notstand" am 30. Mai 1965, der 
von fünf Studentenverbänden veranstaltet 
wurde. Aus den Protokollen geht hervor, daß 
die außerparlamentarische Opposition sich pri­
mär an das Parlament richtete mit beschworen ­
den Appellen. die geplanten Grundgasetzände 
rungen rückgängig zu machen. Der Sinn dieser 
Appelle bemaß sich an der Stärke respektive 
Schwäche der lnnerparlamentarischen Oppo ­
sition, die zu unterstützen alle demokratischen 
Organisationen und Personen aufriefen. War 
der Kongreß einer der ersten Versuche. der 
politischen Wlllensmanlpulatlon von oben die 
demokratlsch-pleblszltdre WIiiensbiidung von 
unten entgegenzusetzen, so hielten die Forde­
rungen und Appelle doch an der pnnzlplellen 
Legitimität des parlementerischen Systems fest 
und appellierten Idealistisch an die Einsichtig­
keit der Parlamentarier . .Zu diesem Kongreß 
heben wir alle Abgeordneten dea Deutschen 
Bundestage und die Fraktions - und Parteivor ­
stände eingeladen. Und wir erwarten . daß die 
Arboltsergebnlsse dieses Kongreaaea dort zur 
Kenntnis genommen und benJckoicht1gt wer• 
den·. formulierte der damalige Bundeavorslt• 
zende des SDS, Helmut Scheuer, In eeIner 
Eröffnungsrede . 

Wiederum auf Betreiben der Studentenver • 
bände kam der zweite • Kongreß Notstand dAr 
Demokratie" zustande. lnzwlechen ward a Zen ­
trum der Notstandsopposition echon langst In 
die oußerparlamentarlsche Oppoalt1on verlagert 

Auf der 21. Delegiertenkonferenz des 
SDS war die Zielsetzung der Not­
standsopposition neu formuliert wor­
den. Dort hieß es in der Notstands­
resolution : ,.Die bloße Forderung nach 
parlamentarischer Beschränkung der 
Herrschaft der Bourgeoisie begreift 
nicht die Ursachen der Tendenzen zur 
Diktatur ". Der Satz , der die Politik des 
SDS bzw. der Studentenverb ände 
überhaupt bestimmen sollte , aber lau­
tete: ,,Der Erfolg unseres Kampfes be­
mißt sich deshalb nicht allein an der 
Verhinderung der Verabschiedung der 
Notstandsgesetzgebung , sondern an 
dem durch den Kampf z:u gewinnenden 
Widerstandspotential und politischem 
Bewußtsein der Arbeiterklasse. " 

Die Zielrichtung dieser Resolution ging nicht 
mehr dahin, die Bevölkerung nur über Not ­
standsgesetze aufzuklären, um auf diese Welse 
das Bewußtsein der Bedrohung durch die 
Grundgesetzmenipulation zu verstärken. Viel­
mehr wurde zum ersten Male zum Ausdruck 
gebracht, daß der Aufbau einer außerparla­
mentarischen, nicht auf das Parlament fixierten 
Protestbeweg ung das einzige Mitte! sei, die 
treibe nden Mächte der Notstandsaktion mit 
ihrem demokratischen Gegenkräften zu kon­
fr ontieren. Der politische Beschluß vollzog 
damit ei ne deutliche Trennung von der parla­
mentarischen Notstandsopposition und ging zu­
gleich übe r deren Zielsetzung hina us. 

Die außerpa rlamentarische Opposition hatte be­
gonnen, die gesamte gesellschaftliche Entwick­
lung der BRD politisch zu reflektieren. Sie ver­
steht das Grundgesetz als historischen Aus­
druck der ökonomischen und politischen Macht­
konstellation nach der Entlassung Westdeutsch­
lands aus der Oberhoheit der „Siegermächte". 
In der theoretischen und empirischen Analyse 
we ist sie nach, daß der faschistische Macht­
apparat lediglich militärisch und administrativ 
zerschlagen wurde , seine ökonomische Basis, 

manente Kritik der wachsenden Verlagerung 
der Entscheidungsbefugnisse auf außerparla ­
mentarische Ebenen (Regierung , Industrie• und 
Unternehmerverbände) auf die mangelnde Kon­
trollfählgkelt des Parlaments . Als Ziel gibt sie 
die effektive Bewahrung von Grundrechten an, 
gleichwohl scheitert Ihre Effekt1v1tat an den 
durch rechtliche Gewalt abgesicherten Macht• 
posltlonen (Notstandsgesetze Im Interesse des 
Regierungsmonopols und des organla rten 
Kapllale) . Ihre organisatorische Wirkung und 
Zielsetzung geht uber die bloße Aufklarung 
nicht hinaus . Sie vermag keine Konsequenzen 
aua dieser Aufklärung zu ziehen . Die Einsicht 
aber, die ale den Massen vermillelt. bleibt ab 
strakt, ohne Bezug zu prsktiach-pol1t1achen Ar• 
belt weil sie selbst die Funktlonaw isa des Sy 
ste,,;a durch den Gebrauch rechtlich r Begriffe 
etatt pol1tIaeher und 0konomlaeher nicht m hr 
erkennen kenn . 

Während die parlament arische Oppo­
sition blind ide alisti sch an dem Inter­
essenausgleich von oben unter der 
Zielsetzung eines fetischisierten Ge­
mein - und Volk swohl s festh „ lt , be­
stimmt sich di e Pol it ik der r dikalen 
antiautorit äre n Oppo sition danach, ob 
sie ihr e Aufkl ärung über die Not­
st andsgese tze !end nzie ll der Ziel­
setzung ei ner permane nten demo­
kr ati schen Mobili sierung der Massen 
gegen das bevormund ende und mani­
pulierende Staatssystem unterordnen 
kann . Sie will nicht nur 

die Notatandsg setze verhlnd rn, 1ondern d r 
uber hlnoua die Mauen eufford rn, Ihr lnt t 
essen nicht mehr zu doleg1 r n. aond rn aelb t 
geltend zu machen 

Uber diese qualitative D,ff renz in der poli 
!Ischen Poallion entzund te eich die AuHlnon • 
deraetzung zwischen parlement rIach-g werk • 
schaftllchar und radikaler Oppos111on Schon 
vor dem Zweiten Kongreß der Notatondaoppo­
sitlon wurde deutlich, doß sich die gework • 
echaftllchen Spitzenbürokratien von d m .offen• 
slven" Vorg hen des SDS und der Stud nt n­
bewegung distan zierten. Es wurde aber euch 
deutlich, wie wenig es die trad1t1onellen Ver ­
bände vermocht hatten, d,e Mauen der Lohn • 
abhängigen Ober die Notatondseufklllrung zu 
mobilisieren . Die IG-Chemie mußte koatenlo ea 
Mittagessen und Zoo-Besuch für Notstands ­
gegner bereitstellen , um den Arbeitern den 
Kongreß .Notstand der Demokratie· schm ck 
haft zu machen . 

Grundsätzliche organisatorische Andarungen Sr • 
fuhr die Notstandsopposition zum ersten Male 
am und nach dem 2. Juni 1967. In Berhn. aber 
auch In Hamburg und in Bonn hatte der Polizei 
einsetz zum Schutze des morgenländischen Po­
tentaten verdeutlicht, daß die Staatsgewalt 
nicht davor zurückschreckte, schon in „Frie• 
denszeiten • notstandsähnllche Pollzeleinslltze 
gegen revoltierende Studenten zu mobilisieren . 
Die Notstandsopposition durfte sich also nicht 
auf die Verhinderung von Gesetzen beschran• 
ken: sie hatte ihre praktische Legitimität als 
Fundamentalopposltlon erhalten. Die zuneh ­
mende Disziplinierung der Arbeiter durch die 
konzertierte Aktion, die lllegalisierung von 
Streiks und Demonstrationen durch die herr • 
s?hende~ Institutionen und die Springer-Presse, 
d ie Einrichtung von Zivilschutz- und Werk­
schutzverbändan verdeutlichten, daß die Not­
standsopposition nicht mehr auf die W1ederher ­
~tell ung von parlamentarischer Kontrolle und 
1nnerparlamentarischer Opposition warten 
konnte. Sie mußte zu neuen Fennen des Pro­
tes tes und der Aufklärung finden. 

Dennoch waren bestimmte Gruppierungen der 
Notstandsoppositio n nicht davon zu überzeu~ 

gen. daß angesichts des Angriffs v 
der Staatsmacht , neue Demonstrat on Se :er, 
Akttonsformen gefunden werden rn~~ns. Ul'.;i 
DlskusaIon um die .Gewelttat ,gke,t• /en. D~ 
ger-Blockade In Berlin und In Frenkf er 
Vorwurfe , die geg en den SDS und 
tlsch offensiven Aktionen vorgebra 
spalteten die O rganisatione n der 
gegner zunehmend In zwei Lager Auf 
Seile Gewerksch eftslun:.uona re, Pr 
die Kampagne fur Abrustung, dis KP 
dar anderen Seile die Organisationen d - • 
autontaren Schuler, Studente n und ju er " 
beiter. nge, Ai 

Der Kongre ß am 11, Mal In Bonn Ist 
diaaem Hint ergrund eines In sich ges n li.f 
Notatandaleg ers zu begreifen Er war f II'"' 
des Komprom lea s zwischen den libera~sdrilCi: 
galietlschen und den radikale n Gruppie en, "­
Innerhalb der außerparlamenta rlschen 0"'~ 
tIon Das EInhe1tafrontkonzept der Vera/Po. 
war dazu eng tan , möglichst große M~la„ 
der Notel andegegner zu verei nigen und"' 
eine gern ina me politische Formel zu verpfhd, 
ten . Denn och war ein Tell der gewerkB<! 
hchen No tstandag gner nicht dazu bere,1 <I 
mit Vertr et rn d r radl len Position a;f' 
R dnerpod et zu st llen Der Gegenkong~ 
des DGB In Dortmund wer Ausdruck for 
Ruckzugaatret gie d r Gewe r1<schahss~tze~ 
von d nen dann auch promp t verlautete iui 
Not st ndaoppoal on w rde mit dem Tage der 
L gellslerung der Not t ndsgss etze auft,0i1, 
Den G erkachaft n stunde es nicht an lid! 
g gen die (g nd rt ) Verfosa ung zu stei,, 

Die M wußten A 
,chu1 um Bonner 

g eine Dortmu 
gung stehe 

L ehrt. Grahse 
etc , 11 der Notsl 
gogn n ohne wei 

,1 eich, hren. 
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lbst alles 1 
Weg vom Pr• 
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ete VItt, Vor 
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e p ssen niet!! 

-Bundestag> 
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rte Lege nad\ 
achke ein -
n des W1do/ 
ng der No! 
n die lllus 
durch Appe 
rische Oppo­
geset:ze dod' 

Ist die etll! 
e gemeu,s, 

und wieder 

Cr Lingsteilnehmer ware 
In tsol n weiter fortge-
• J r von den antiaut} 
r1ta , ~Jlie rten Forderu 
na zwar die Gev.~-
1cheftaap11ze ~ nachkommen. wie 
doa Par l•men fqef ordart wird, ~~ 
endlich d mokretl eh ver halten. Denn<><i 
monIf stiert eich d rln • B wu6 tseln. daß! 
Notatand aoppo11t1on zu , r m Tell erkennt f 
daß men Jetzt zu and r K 1mpfformen gre; 
muß , w nn man irg ~d l zu kommen w11; 1 d 
Angriff von RogI rung und Parlamsnl • 
element aren Grundrechte eine n organisierten 
Widerstand entgeg nzusotzen. 

Daa teach-1n, das der SDS Im Anschluß a~1,t 
Kundgebung verenste ltete, erfull ta die Fun "' 
die Solld arialerung der noch Bonn gekomm~re 
Jugendlichen mit den Aktionen der anllauton Solt 
Bewegung zu vollziehen . Wie sich diese hrenl 
darlalerung auswirkt , zeigt sich Jetzt,,";:, t,o 
der Dritten Lesung der Nolsta ndsges"tate; 
den Streiks an Schulen und Unlvers, 
Betrieben und Büro s. 

Sich erl ich wird man nicht davon sp: 
chen könn en, daß sich über Nac~~ •:, 
von de n Gewerkschaften unabha .9 ... 

. k nstituit••" Wide rstandsbewegung o s.;. 
wird Doc h kann mit Recht ge re­
werden , daß sich die radikale th'.~ .. 
. . 1·t· he pos1..-· bsche und praktisch-po 1 1sc . d,I 

der antiautoritären Bewe gun\'~ hat 
Not stands fra ge politisch bewa 

Antonia Gru"'"""' 
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Reimut Reiche 

Hat der autoritäre Staat eine Massenbasis? 
Die Bundesrepublik entwickelt sich seit ihrem 
Bestehen schleichend, aber kontinuierlich zu 
einem autoritären Staat. Diesen autoritären 
Staat unterscheiden bis heute wesentliche Mo­
mente von dem klassischen Herrschaftssystem 
des deutschen Faschismus oder von den ande­
ren historischen faschistischen Modellen. Einer 
dieser Unterschiede ist, daß der demokratische 
Staat Bundesrepublik sich zu einem autoritären 
Staat entwickelt, ohne dabei auf die direkte 
politische Unterstützung der Massen oder we-

sent.licher Teile der Bevölkerung unmittelbar an­
gewie~en ~der von ihnen aufgefordert worden 
zu sem .. Die Ermächtigungsgesetze vom März 
1933 _waren für die NSDAP ein unmittelbar not­
wendiger und unmittelbar funktionaler Hebel zur 
sofortigen, . auch offiziellen Umwandlung der 
parlamentanschen Staatshülse in ein faschisti­
sches System. Die Notstandsgesetze vom Juni 
1968 treffen dagegen nur die Vorsorge zur 
Zerschlagung potentieller demokratischer oder 
rebellischer Massenbewegungen. 

Die Frage ist, ob der gegenwärtige autoritäre Staat auch weiterhin mit d 
apathischen To leranz der in sich isolierten und atomisierten Bevo"lke er 

t d b . . .. rung aus-
kom'!' , o er o er m s~1nem n~chs~en, v_ielleicht unmittelbar bevorstehenden 
~-ta~1um ~arauf angewiesen sem wird, diese Bevölke rung in eine faschistisch 
fur ihn agierende Masse umzuwandeln. 

Der Erfolg der faschistischen Bewegung vor 
1933 in der Mobilisierung der Massen hatte 
auf Seiten des Kleinbürgertums seine Gründe 
vorn ehmlic h in dessen sozial und ökonomisch 
unsicherer Lage; auf Seiten des Proletariats 
vo rnehml ich in der unmittelbaren ökonomischen 
Not der langen Arbeitslosigkeit nach der Welt­
wi rtschaftsk rise. Die sozialistische Arbeiter­
bewegung, besonders KPD und SPD, hatten es 
nicht vers tanden, dem Proletariat und Teilen 
des Klein bürgertums ein kollektives und un­
mittelbares Bewußtsein von der Sinnhaftigkeit 
und der rea listischen Möglichkeit zur Oberwin­
dung des Kapital ismus zu geben. 
Der „linke" SA-Führer Ernst Röhrn faßte direkt 
nach dem Passieren der Ermächtigungsgesetze, 
im Frühja hr 1933, das psychologisch-politische 
Fund,1.ment und das politische Programm der 
SA 1=.o zusammen: nAdolf ist gemein, er verrät 
uns alle. Er geht nur noch mit Reaktionären 
um .. . . Wenn wir es sind, so muß aus unserem 
Elan etwas Neues entstehen, wie die Massen­
heere der Französischen Revolution. Wenn wir 
das nicht sind, gehen wir vor die Hunde ... 
Aber der Hitler tut mich vertrösten. Er will den 
Dingt"n sei nen Lauf lassen. Hernach erhofft er 
sich ein Himmelswunder, das ist der echte 
Adolf. Er will die fertige Armee erben. Er will 
sie von den ,Fachmännern· zurechtschustern 
lassen ... " 1) Adolf Hitler vielleicht, - der Fa­
schismus abe r hat gewiß nicht auf Himmels­
wu nder aufgebaut. Der Faschismus hat vielmehr 
sofo rt nach 1933 begonnen, seine soziale und 
öko nomisc he Funktion für den Kapitalismus 
wahrzune hmen. Dieser Aufgabe mußten die 
ver boge n ant ikapitalistischen Elemente, aus de­
nen die fasc histische Bewegung auch ihre Kraft 
geschöpft hatte, geopfert werden . Alfried Krupp 
hat nach 1945 diese wahre soziale und ökono­
misci1e Funkt ion, die der Faschismus ab seiner 
Ma chtüb ernah me fü r den Kapitalismus zu erfül­
len hatte , in einzigartiger Klarheit zusammenge­
faßt: .. Wir Kruppianer haben uns niemals viel 

um Leben gekümmert. Wir wollten nur ein Sy­
stem, das gut funktionierte und das uns eine 
Gelegenheit gab, ungestört zu arbeiten. u 2) In 
der Tat hat der Faschismus diese Aufgabe 
außerordentlich gut erfüllt. 

Unsere Frage läßt sich nur klären, wenn man 
beide Pole einbezieht: den einen, für den Al­
fried Krupp, und den anderen, für den Ernst 
Röhrn spricht: das antikapitalistische, auf den 
Sturz des Klassenstaates gerichtete Element 
Und das nationalistische, militaristisch-reaktio­
näre, völkische und konsequent antisemitische 
Element, das gerade ·auf die Stabilisierung des 
Klassenstaates gerichtet war. 

Auf lange S'icht, oder genauer, alsbald nach 
der fascliistischen Machtübernahme, mußte sich 
mit Notwendigkeit der eine Pol durchsetzen : 
Die über das Ziel der Stabilisierung des Kapi­
talismus hinausschießenden, wie immer anti­
semitisch und chauvinistisch verbogenen, Im­
pulse der faschistischen Bewegung, mußten der 
Funktions-Stabilisierung des kapitalistischen 
Systems dienstbar gemacht werden. Wo sie 
sich nicht einordnen ließen, wie der „linkew 
Flügel der SA, wurden sie selbst physisch aus­
geschaltet. Die Zeit von 1934, vom sogenann­
ten Röhrn-Putsch - der wohl eher eine syste­
matische Aktion zur Zerschlagung der SA war 
- bis zur Reichskristallnacht, umfaßt dasjenige 
Teilstück innerhalb der faschistischen Epoche, 
in dem die aktiven und selbsttätigen, wiewohl 
dumpfen, brutalen und individuell-aggresivsten 
Elemente der faschistischen Bewegung vom Sy­
stem des Faschismus selbst abgebaut und 
schrittweise in die stets kontrollierbare, tempo­
rär stets einsetzbare und fast beliebig manipu­
lierbare faschistische Gesamtbevölkerung auf­
gelöst wurden. Diese passiv tolerante faschisti­
sche Bevölkerung kann insofern nicht mehr als 
faschistische Bewegung bezeichnet werden, als 
ihr die letzten Reste von Autonomie und Selbst­
tätigkeit genommen waren . 

In d iesem Prozeß ist im Kern bereits das politische Programm des nach­
fasc histisch en Kapitalismus enthalten: Es mußte nicht nur die sozialistische 
Arb eiterbew egung zerschlagen und dafür gesorgt werden , daß jeder funda­
me ntal-d emokratischen , selbsttätig-politischen Bewegung der Boden ent• 
zog en b leibt. Das wäre noch keine Gara~tie gegen eine neu.': .!"1.assen­
bew egung, die dumpf aber unaufhaltsam irgendwo ~n _di:n m1htar1schen, 
ök onomisc hen oder sozialen Krisenpunkten des kap 1tahsbschen Systems 
do ch ein mal aufbräche. Der Sozialkapitalismus hatte viel.mehr :1u~ den 
„S chwierig keiten ", die die SA bis zu-?1 Röhmputsch der Groß1_ndusJrie immer 
noch machte, eine zweite Lehre zu ziehen: _Es mußt7_n zug!~1~h die f?_sy~ho• 
lo gische Bas is und die politischen und sozialen Anlasse fur Jede moghche 
poli tisch e Bewegung überhaupt aus der Welt gesch~fft werden, und wenn 
nich t aus der Welt, dann jedenfalls aus dem Bewußtsein der Massen -

Dieses große Programm der politischen ~nd 
ökonom ischen Herrschaftssicherung im kapita­
listischen Teil Deutschlands wird gegenwärtig 
mit den Notstandsgesetzen abgesc hlossen. 
Das nach-faschistische Herrschaftssystem in der 
BRD hat diese Aufgabe, die Bindung der Mas­
sen an das System ohne ihre direkte Mobili­
sierung für oder Beteiligung an .der H~rrschaft, 
scheinbar perfekt gelöst. Es gibt keine noch 
so kleine politische Beweg ung, die sich zugle,c.h 
mit den demokratischen Ansprüchen des poli­
tischen Systems der BAD voll identifiziert und 
positiv für dies System mobilisiert werden 
könnte. 
Die lebendigen Gruppen aus den Parteien, et­
wa die Jungdemokraten oder Jungsozialisten, 
betrachten sich vornehmlich als außerparlam~n­
tarische Opposition, und das heißt für si_e.: min­
destens temporär als Gegner des pol1t1schen 
Herrschaftssystems der BRD. 
Das gesamte Sys tem der gesellschaftlichen An­
passung, der psychischen und der po! 1t1schen 
Manipulation, der gesteuerten Information, der 
gesteuerten Bedürfnisweckung und de r Le~kung 
und Kanalisier ung der Bedürfnisbefriedigung 
beruht ze ntral ' auf ei ner Atomisier ung der Be­
völkerungsgr uppen in Je einzelne ~on~ume~ten, 
Empfänge r, W ähler , Ar beiter - die nicht direkt 
miteinander in Kontakt t reten, sondern nur uber 
die tech nische n und psychologischen Vorschalt­
organe de r M anipulat ion . We.nn di_e. Massen 
direkt mitei nander in Kontakt, in politische B~­
rü hr ung, Erfahrungsa usta usch usw. treten, wie 
es In Situation en auch der von oben gelenkten 

Mobilisierung wohl nicht zu vermeiden ist, dann 
besteht erhöht die latent immer vorhandene Ge­
fah r, daß das gesamte System der eindimen­
sionalen Kommunikation und der von oben ge­
steuerten Integration und Anpassung, wenn 
nicht zusammenbricht, so doch erhebliche Risse 
erleidet. Viele Vertreter der Parteien, der Mini­
sterialbürokratie und der Erziehungsmonopole 
geben in der jüng~te~ Zeit v~r, zu bedauern 
und es für ein gefahrllches Zeichen zu halten, 
daß es so wenig , .engagierte parlamentarische 
Demokraten· gibt. Das mag ihre ehrliche Mei­
nung sein. Wir halten ihnen aber entgegen, daß 
dieses politische Herrschaftssystem .. der BRD 
seine Macht historisch darauf begrundet hat 
und aktuell darauf angewiesen ist, daß es ge­
rade nicht von .kämpferischen Demokraten " 
(MdB Dorn, FDP) unterstützt wird. Jed~s 
kämpferische Engagement für Demokratie in 
diesem Land wäre den Herrschenden gefähr­
lich, eben weil es Demokratie in die~em . lande 
herzustellen droht. Jedes Eintreten fur die ver­
geblichen Ziele dieses Systems würde die 
Machtstruktur dieses Sytems in Frage stellen. 
Dieses Problem bestand :_ paradoxerwei~e -
bereits für den Faschismus, darum hat er Jenen 
in der Tat unheimlichen und historisch neuarti­
gen Typ von aktiven Vollstreckungsbeamten 
geschaffen. die, wie ein Herr Eichmann, voll 
subjektiver Ehrlichkeit von sl_ch s_agen können, 
daß sie persönlich keine Ant1sem1ten seien. 

Als während der großen Vietnam-Demonstra­
tion in Westberlin am 11. Februar einige Bau­
arbeiter die auf dan Fahrkränen ihre r Finnen 

aufgesteckten roten Fahnen herunterholten und 
verbrannten, und als darauf Demonstranten mit 
wütenden Zurufen und kleineren Handgemen­
gen antworteten, rief Rudi Dutschke von der 
Kundgebungstribüne: .Kommt herunter zu uns 
und reiht Euch ein! Der Faschismus hat keine 
Massenbasis mehr! Ihr seid doch nur einzelne, 
isolierte Faschisten! M Wenige Tage später rie­
fen der Senat, die Parteien und die Gewerk­
schaften von Westberlin die Bevölkerung zu 
jener berüchtigten Massenversammlung zusam­
men, auf der sich die aufgestaute Wut , die Ag­
gression und Frustration von Teilen der Bevöl­
kerung in einer so direkten Weise gegen die 
.. Anderenw entlud, wie es in der Bundesrepu­
blik bisher unbekannt war und von vielen von 
uns für unmöglich gehalten wurde. Es wurde, 
vielleicht sogar den Intelligenteren unter den 
Herrschenden , klar , wie dünn die Decke der 
Integration und der Anpassung ist und wie 
lebendig und stark das Reservoir der unter 
dieser Decke aufgestauten und mühsam kana­
lisierten Wut und Aggression ist. Einigen Re­
präsentanten der herrschenden Klasse sind 
diese „ Exzesse" aus der Bevölkerung wirklich 
peinlich gewesen. Daß sie ihnen peinlich sind, 
sollte uns nicht optimistisch stimmen, eher be­
denklich. Es mag bereits in kürzester Zeit Si­
tuationen geben, wo sie gezwungen sind, sich 
über ihre Bedenken hinwegzusetzen . 

Aber auch eine andere politische Stoßrichtung 
einer einmal in Gang gesetzten, lange apathisch 
und passiv gehaltenen Masse ist denkbar. Die 
bis heute vorherrschende politische Apathie 
der Massen In der BRD beruht nicht ausschließ­
lich, und vielleicht nicht einmal primär darauf, 
daß die Massen von sich meinen , es würde 
ihnen . gut gehen·. Jeder Angehörige der sog. 
Bevölkerung, den wir in Diskussionen über 
unser Ziel verwickeln, wird uns an einem Punkt 
der Diskussion, an dem er „eige ntlich„ über­
zeugt von unseren Zielen sein müßte, antwor­
ten: .. Aber die Masse" und .aber man kann 
doch nichts daran ändern" oder „aber der 
Masse geht es zu gut" und wird sich selbst 
sogleich von dieser Masse ausnehmen. Es ist 
sehr leicht möglich , daß eine einmal in Bewe­
gung geratene Bevölkerung, selbst eine Be­
völkerung, die vom Westberliner Senat oder 
von der Bundesregierung zu Demonstrationen 
gegen die Mnken „TerroristenM und .Stören­
friede" bewegt wurde, mit der Aufhebung des 
Tabus, das in unserem Land auf politischer 
Demonstreation und auf politischem Engage­
ment überhaupt ruht , gleichzeitig lernt , daß sie 
auch dort zuschlagen kann, wo es ihr wirklich 
nicht .gut geht": daß sie dann zuschlägt gegen 
Steuererhöhungen, gegen Entlassungen, der 
Lohnkürzungen, gegen hohe Mieten, gegen ein 
zu schlechtes Verkehrsnetz etc. 

Ich wage nicht zu behaupten , daß die lohnabhängigen und bislang in schein­
bar apathischer , aber doch in Wirklichkeit in gespannter Ruhe gehaltenen 
Massen , sich in de r Entladung ihrer Unzufriedenheit einheitlich und in fort­
schrittlicher Weise gegen das bestehende System der politischen und ökono­
mischen Herrschaft wenden würden. 

Aber soviel ist doch aus dem politischen und 
psychologischen Verhalten der Massen in den 
nachfaschistischen Systemen an historischer Er­
fahrung für die nächste Phase unserer politi­
schen Auseinandersetzungen ableitbar und für 
uflseren Kampf fruchtbar zu machen: 

1. Wenn die antiautoritäre Bewegung und die 
außerparlamentarische Opposition mit der glei­
chen Geschwindigkeit ihre Basis zu verbreitern, 
wie dies allein im letzten Jahr geschehen ist -
und es •gibt für die nächsten Jahre keinen 
Grund, das Gegenteil anzunehmen -, dann 
werden an einem jederzeit erreichbaren Punkt 
der Auseinandersetzung die Repräsentanten 
des autoritären Staates erstmals seit dem Ende 
des manifesten Faschismus zwingend vor die 
Frage gestellt werden: sollen sie wieder zu 
klassisch faschistische n Mitteln der Disziplinie­
rung von Bevölkerungsgruppen zurückkehren. 
Denn gegenüber Formen wirklich politischen 
Widerstandes, gegenüber längere Zelt an­
dauernden Stre iks ganzer Schulen in einer 
Stadt, aller Universitäten In der BRD, gegen­
über wilden Streiks In wirklich zentralen Indu­
strie- und Versorgungspunkten sind die Mittel 
der „Gummiwand~, an der sich die außerparla­
mentarische Opposition müde rennen soll, ohne 
in der Bevölkerung Schaden anzurichten, eben­
so wirkungslos, wie die blutigen Polizeischläge­
reien. Dann könnte es allerdings sein, daß der 
autoritäre Staat wieder zu Internierungslagern, 
Zwangsverpflichtungen, Arbeitslagern, Aus­
gangssperren zurückkehren würde, vielleicht so­
gar in einer so geschickten Weise, daß die 
große Mehrheit der Bevölkerung selbst dann 
noch passiv bleibt, wenn auch die Einzelnen 
noch ängstlicher geworden sein werden. 

2. Aber noch ein anderes Mittel der Rückkehr 
zu klassisch faschistischen Methoden ist denk­
bar: die kanalisierte faschistische Massen­
mobilmachung von oben. Wir haben bislang 
stets argumentiert, der Springer-Konzern hetze 
die Massen faschistisch gegen die Studenten 
auf. Bei Anlegung strenger Maßstäbe ist ihm 
das noch nicht gelungen. Man muß siclr einen 
Moment lang die ganze Tragweite einer ge­
lungenen Aufhetzung vorstellen: Bis heute ist 
noch kein Student über die Mauer geworfen 
worden, bis heute haben noch keine organisier­
ten Kampagnen stattgefunden, in denen uns 
die zu langen Haare abgeschnitten worden 
wären. 

Der Mordanschlag auf Rudi Dutschke war im­
mer noch die Tat eines faschlsierten Einzelnen 
und sie hat erstaunlicherweise keine manifesten 
faschistischen Solidarisierungen nach sich ge­
zogen. 

Aber es gibt in einer sozialpsychologischen und 
psychoanalytischen Betrachtungsweise keine 
Argumente dafür, die völlig ausschlössen, daß 
diese bis heute isolierten, deformierten Charak­
tere und bis heute passiven Einzelnen nicht zu 
gegebener politischer Stunde zu der kollektiv 
gesteuerten und von oben einsetzbaren und 
wieder zurückpfelfbaren Masse , aber eben doch 
zu der faschistischen Masse, werden könnten, 
die auf Abruf die Reichskristallnacht Inszenierte. 
um danach die Vergasung von Juden 6 Jahre 
lang wiederum den dafür beamteten zu üb.er­
lassen. Die antiautoritäre Bewegung würde eine 
solche Nacht schwerlich Oberstehen. 

Bislang Ist also noch eine Differenzierung an­
gebracht, wenn wir sagen: Die Studenten sind 
zu den Juden der Gesellschaft geworden. Der 
Unterschied zum Faschismus liegt genau dort , 

wo auch derjenige zwischen bürgerlichem und 
faschistischem Antisemitismus liegt. .Antisemi­
tismus der bürgerlichen Ara stellt eine persön­
liche Reaktion des Einzelnen auf eine soziale 
Verunsicherung in der Gesellschaft dar, die 
durch die Bedingungen des allgemeinen öko­
nomischen wie sozialen Konkurrenzkampfes 
geschaffen wurde. Antisemitismus diente als 

· Ferment der bürgerlichen Gesellschaft, insofern 
er diese vor der Destruktion durch die von ihr 
selbst provozierte Aggressivität des einzelnen 
stets neu zu bewahren suchte. Dagegen war 
dem Antisemitismus des faschistischen Systems 
nicht solcher Ventilcharakter wie In der bürger ­
lichen Gesellschaft eigen; die Faschisten erho ­
ben Ihn zum primären Konstituens ihrer Gesell„ 
schaft, der in Absehung aller realen soziaren 
Antagonismen hypostasierten glelchrassigen 
Volksgemeinschaft. "3) 

Aber der bürgerliche und der faschistische An­
tisemitismus, oder, für heute: die bereits prak­
tizierte Diskriminierung der Studenten und ein 
mögliches zukünftiges physisches Vorgehe n 
gegen das außerparlamentarische Lager -
beide haben auch eine strukturelle Gemein­
samkeit. Sämtliche pathologischen Abwehr­
Mechanismen des geschwächten Ich, die im fa­
schistischen Antisemitismus in einem kollekti­
ven Aus-Agieren eingesetzt wurden, waren im 
bürgerlichen antisemitischen Charakter indivi­
duell bereits voll ausgebildet. Das trifft genauso 
zu für die Mechanismen der Isolation und der 
affektiven Sperren und Spaltungen wie für die 
Mechanismen der Projektion und der Vorkeh„ 
rung ins Gegenteil. 

Es ist im Rahmen dieser Analyse eine Antwort 
darauf nicht möglich, ob die politische Stunde 
bereits wieder da ist, da das System der Herr­
schaft im autoritären Staat wirklich auf die Me­
chanismen wird zurückgreifen und sie kollektiv 
gegen uns wird einsetzen müssen, die heute 
.,nur" als Individuelle und isolierte Mechanis­
men vorhanden sind. Unbeantwortbar bleibt 
auch die Frage, ob dies so glatt gelingen würde 
wie Im klassischen Faschismus. 

Sicher ist dagegen , daß es nicht im 
Bereich unserer politischen Möglich­
keiten liegt , dieses sozialpsycho• 
logisch vorhandene faschistische Po­
tential vor seinem kollektiven Auf• 
brechen etwa dadurch zu bewahren, 
daß wir selbst zu den sog. nicht-radi• 
kalen und zu den sog. gewaltlosen 
Methoden und Aktionen zurückkehren. 

Der Weg, den wir bis jetzt erfolgreich einge­
schlagen haben . beinhaltet In sich die Gefahr 
eines von oben einberufenen faschistischen 
Konter-Engagements gegen uns. Aber es gibt 
keine Alternative zu diesem Weg , als die Rück­
kehr zu Individueller Resignation und kollekti­
ver Frledhofsruhe . Und auf diesem Friedhof 
würde man uns Ober kurz oder lang selbst 
die Trauer noch verwehren. 

1) zitiert bei Hermann Rauschning , .Gesprlche mit Hitler'", 
New York und Zürich 1940, S. 142 f. 

t) zit iert bei L. Poliakow und J . Wulf , .Das Dritte Reich 
und die Juden• , Berlin S. 1955, S 36 

s) Peter Furth und Margherita v. Brentano , . zur Analyse 
des fuchi1tlsd,en Antlaemlti1mu1• , in: . DISkussion , 
Nr. 14, S. 8 
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Rudolf Wiethölter 

5 Thesen gegen die Notstandsverfassung 
W er über gewissen Dingen den Verstand nicht verliert , der hat keinen zu verlieren. 
Ich fasse (als Jurist) meine Einwände gegen die 
Not sta nd sve rfassung nach dem Entwurf in 2. Le­
sung im Bundest ag in 5 l hesen zusammen. 

Der unse re Verfassung ändernde Gesetzgeber 
wei ß nicht , w as er tut. 
Er handelt in Gesetzgabe ohne Bewußtsein für 
die V erfass ungsaufgabe . Mit der Verabschie­
dung se in er Notst andsverfassung verabschiedet 
er sich gerade nicht von unserem Verfassungs­
notsta nd . Ober sein historisch-verfassungspoli­
ti sches Ve rsa gen kann nicht erst die Nachwelt , 
sondern mu ß . schon die Mitwelt urteilen. Der 
Gesetzgeb er hat die erste und einzige große 
Chance de r verf assungspolitischen und verfas ­
sungsrecht lichen Ortsbestimmung der Gegen­
wart sei t 1945 (u . z. in öffentlicher Grundsatz­
disk ussio n) verspielt , nach Spielregeln , die er 
zugl ei ch fä lschlich mit dem Spiel selbst identifi­
ziert, inde m er institutionell verfestigt, was funk ­
ti onell bewe glich bleiben muß, indem er offene 
Inhalt e auf geschlossene Formen verkürzt, kurz­
um : inde m er die von unserer Verfassung inten­
di ert e po li t ische Gesellschaft verrechtlicht und 
sie gerade in der f~rmale~ Entpoliti~ierung mate­
ri al poli t is iert im Sinne einer rechtlichen Zemen­
ti er un g des status quo . Weder Weimare~ _noch 
Bon ner Republikverfassung waren polit ische 
Ve rfass ung swerke, jene nicht, weil der äußeren 
Revolu tio n der innere Umbruch, diese schon des­
halb nicht, w eil dem äußeren Umbruch die innere 
Revoluti on nicht folgte . Stand die Weimarer Ver­
fassung v om theoretisch _en Ei_nzu~ an_ im Wider­
spr uch zur sozialen Wirklich~e1t , ~m W1derspru~, 
der sich zw ischen selbstmordenschem Legalis­
rnuc (Ide ntitä t von Recht und Macht) und rnörde­
r isd,;m De zisionismus (Identität von „ Führer" 
und flec ht) v erschärfte , so geriet die Bonner Ver­
fas' ·ng im praktischen Vollzug in Widerspruch 
zur ,3oziale n Wirklichkeit , ein Widerspruch , der 
sich :"wis chen theorieloser Scheinpragmatik . und 
do~•1,atis cher Scheinth~orie verschärft. In beiden 
Fälle.i - Weimarer wie Bonner Verfassung -
hab':"~ si ch Juristen mit einem falschen Rechts­
veI '.·! . :id nis durchgesetzt, das die sozialen und 
ök o(lomi schen Bedingungen der Existenz einer 
poli ... &chen Gesellschaft nicht reflektierte. f?ie 
Bon11-:,r Ve rfassung wurde einseitig gege~ eine 
fals1.:· inte rpretierte Geschichte der Weimarer 
Vertr>ssu ng konzipiert . Unter de~ sozialen ~nd 
ökor,omi schen Verhältnissen seither hat ihre 
lautk,;.:;e Transformation die verheißene freiheit ­
li che: de mo kratische Grundordnung stärker ent­
mutir,! und gedrosselt als ermutigt und ermög-

itr-:na: di e historische Stunde einer notwendi ­
gen '/er fass ungskonzeption ist verpaßt . 

II 
Der uns ere Verfassung ändernde Gesetzge?er 
feti<> ~h1siert und tabuisiert das Recht. Eine 
Rec.i-.tskultur entwicklung von mehr als 2000 

Jahren pendelte zwischen lex und rex, ratio und 
voluntas, veritas und auctoritäs , ohne die Rechts­
macht je gegen das Machtrecht verwirklicht zu 
haben. Daß Recht noch stets der stärkste Schutz 
der Schwachen gewesen sei, ist ein Mythos, 
bestenfalls eine Legende. Gute Gesinnung sieht 
und meint es so. Und der Bundestag hat davon 
ausgiebig gesprochen . Aber es geht nicht um 
gute Rechtsintentionen von politischen Men­
schen, sondern um politische Verhältnisse. Wir 
müssen Recht politisch entmachten, damit Recht 
seine wirkliche Macht entfalten lernt. Solange 
wir diese Entzauberung des Rechts nicht ge­
leistet haben, bleibt Recht, was es stets war ; 
politisches Alibi und Verheißung . 
Man prüfe meine These an der jüngeren und 
jüngsten Rechtsentwicklung: 
Der Rechtsstaat (als Staat der Herrschaft von 
Recht und nicht von Menschen) hat sich In der 
Rechtswirklichkeit aus intendierter Rationalität 
von Herrschaft zur Herrschaft von Irrationalität 
transformiert , die politische Inhalte und soziale 
Prozesse in rechtlichen Formen und Institutionen 
verschleiert: 
parlamentarische Kontrollmechanismen und Ab­
stimmungstechniken werden als rechtsstaatliche 
Spitzenleistungen gepriesen , ohne daß Parla­
mentarismus und Mehrheitsprinzip in unserer 
Gesellschaft als große ungelöste Probleme auch 
nur empfunden werden. Der Sozialstaat hat sich 
in der Rechtswirklichkeit aus intendierter politi­
scher Gesellschaft zur Fortsetzung des sozial­
fürsorgerischen Königtums transformiert, das 
Almosen spendet , wo Anteilhabe und Anteil­
nahme gemeint sind. 
Der demokratische Staat hat sich aus intendierter 
Legitimation und Kontrolle aller öffentlichen Ge­
walt zur Selbstidentifizierung mit einem Parla­
ment aus - nach sog. Wahlrechtsreform-Dele­
gierten zweier Volksparteien transformiert, deren 
angebliche Entideologisierung sich re vera als 
passive Anpassung an planlosen Wohlfahrts­
und steuerlosen Rüstungskapitalismus entpuppt, 
als unpolitische , jedenfalls politisch unverant­
wortliche Verwaltung durch Großbürokratien in 
"Wirtschaft " und "Staat", als Pragmatik, die sich 
im Leben von der Hand in den Mund , von Tag 
zu Tag, von einem gestopften zu einem gerisse­
nen Loch erschöpft. Alles dies ohne Rechtstheo­
rie und ohne Verfassungstheorie , ohne Partei­
theorie , Gewerkschaftstheorie , Verbandsth~ori~, 
kurzum : ohne Spuren von politischer Theone f~r 
unsere Gesellschaft und ihre Verfassung . Die 
freiheitliche demokratische Grundordnung ist am 
wenigsten ein Rechtsproblem, sie i~t. vor allem 
ein Problem der aus kritischer Empme und Re­
flexion zu gewinnenden und ausgeführten Ge­
sellschaftstheorie. 
Summa: ,,Sicherheit und Ruhe! Ordnun~ .. u~d 
Freiheit! " (so die „ bürgerliche Gesun~he1t . ,m 
ersten Aufzug von Goethes Egmont) sind nicht 
Voraussetzung einer guten Einrichtung der Ge-

sellschaft , sondern erst Ihre - mögliche - Fol ­
ge. Das unterscheidet unseren „ Staat ", den wir 
noch nicht geschaffen haben , vom Staat des 19 . 
Jahrhunderts, den wir noch nicht überwunden 
haben . 

III 
Der unsere Verfassung ändernde Gesetzgeber 
bewegt sich außerhalb der Verfassungslegalität 
in verfassungswidrigen Dezisionen . Die Verfas­
sung des Bonner Grundgesetzes reflektierte noch 
nicht den massendemokratischen Verbände- und 
Parteienstaat. Zwangsläufig erfüllen Parlamenta ­
rismus , Mehrheitsentscheidung und Öffentlich ­
keit weithin Ihre zugedachten Funktionen nicht 
mehr . Die sog . außerparlamentarische Opposi­
tion ist z. B. re vera eine Opposition Im politi­
schen Kräftefeld . Die sog. radikale Minderheit 
ist z. B. re vera eine substantielle gesellschaft ­
liche Interessenrepräsentation , die sich gegen 
das enge Kartell der zur politischen Monarchie 
verfestigten gesellschaftlichen Oligarchien 
stemmt. Die sog. lautstarke Linke ist z. B. re 
vera tendenziell „ Offentllchkeit ", wenn und weil 
sie argumentiert und räsonniert , während der 
„ öffentliche" Bundestag meist nicht diskutiert 
und deliberiert, sondern Mentalitäten demon­
striert und Meinungen proquzlert . Der angebliche 
polltische Pluralismus - Paradeaushängeschild 
der "offenen ", der .mündigen " Gesellschaft Ist 
hingegen über den status eines lalssez faire­
Pluralismus noch nicht hlnausgediehen , der ähn­
lich dem lalssezfaire-Liberallsmus die Mächtigen 
mächtiger, die Ohnmächtigen ohnmächtiger, da­
gege n nicht notwendig die Reichen reicher, die 
Armen ärmer macht . 
Summa: der Bundestag setzt in der Notstands­
verfassung weithin ~ verfassungswidriges Ver­
fassungsrecht" . 

IV 
Der unsere Verfassung ändernde Gesetzgeber 
entlarvt sich In wichtigsten Details seiner Vor­
schläge als das Gege ntell seines Selbstverständ­
nisses. Ich greife lediglich 5 exemplarische Fälle 
auf. 
a) Die Widerstandsrechtsklausel (Art. 20 IV) 
schafft kein Freiheitsrecht, sondern eine Sank­
tion gege n Freiheitsrechte. Wie Hochverrat ein~ 
Frage des Datums Ist, so ist Widerstand politi­
sche Ketzerei oder politischer Sieg. Alles ver­
fassungsgemäße politische Lebe n Ist Widersta nd 
gegen die Bedrohung dieses Lebens, das 1st -
ohne Art. 20 IV - die simpelste Selbstverständ­
lichkeit einer Verfassung. In praxl gewährleistet 
Art. 20 IV den Bürgerkrieg. 
b) Die Arbeitskampfklausel (Art. 9 III) legitimiert 
nunmehr verfassungsrechtlich die Aussp~rrung 
und die - in Rechtsprechung und Aechtsw1ss~n­
schaft entwickelte verfassungswidrige - Ein­
engung des Streiks. Daß sich die Gewerkschaf­
ten gegen den politischen Generalstreik a~_läß­
lich der Notstandsverfassung wenden , ist ubrl­
gens wiederum kein Ae1?'1~sproblem, sondern 
ein Problem ihrer Entpolit1s1erung und der fe~­
lenden Gewerkschaftstheorie. Nicht ob sie strei­
ken könnten , wenn sie wollten , ist hier das Pro­
blem , sondern ob sie es über~aupt W?ll~n 
könnten . Von rechtlicher Wirkung 1st dabei die 
desuetudo: .. Wer über gewissen Dingen d~n 
Verstand nicht verliert , der hat keinen zu verlie­
ren" (Lessing). Wer In gewissen Situationen den 
politischen Generalstreik nicht wagt, der hat kei­
nen mehr zu wagen. In diesem lichte wirft die 
Ermächtigung zum Einsatz der Bundeswehr u. U. 
in politischen Streiks (arg. Art . 84 a IV) doppelt 
düsteren Schatten. . 
c) Die politische Kontrollklausel _ anstelle einer 
richterlichen Prüfung (Art . 10) Im Zusammen­
hang mit der Ablösung der Vorbehaltsrechte „der 
ausländischen alliierten Mächte durch die Ruck­
behaltsrechte der Inländischen ~!liierten Mächte 
müßte, will der Bundestag folgencht1g u~~ ernst­
haft polltische Sachverhalte von pollt1schen , 
nicht richterlichen Instanzen kontrolliert wissen , 
in einer politischen Gesellschaft d~e ~roße Mas ­
se der Gerichtszuständigkeiten polttis1eren, .. 
d) Die Bündnisvorbehaltsklausel (Art . 80 a) ube~­
sieht tn ihrer rechtsstaatlichen Krönung (Bete11l­
gung der Regierung am tntematlonalen Beschluß, 
Aufhebung durch Parlament) das heutige V~rhölt­
nis von Regierung und Parlament. Vest1g1a ter­
rent (Röhrenembargo Ostl) . 
e) Im ganzen Ist zu beklagen die vollsynchron1 -

. rte Getriebeschaltung von „ Normalstands • 
~~~t" und „ Notstandsrecht ·. Vorbe!eitung auf 
Unglück und Vorbereitung von Ungl'!ck wohnen 
nahe beieinander . Den " Normalstand empfindet 
leicht als . Notstand" ' wer ihn nlcht _lelden mag. 
Summa : Diskussion , Argument ati~n_. Refle xio!' 
und Deliberation? Demonstration f1x1erter Dezi ­
sionen technisch zuwe ilen gemildert kraft 
Zwang~ zum Formelkompromlß und zur takti ­
schen Abbreviatur! 

V 
Me ine Hoffnungen (und meine zukünft ige Arbeit , 
denn in einer Demokratie gilt nicht : v ldeant 
consules sondern: vide amus) zielen auf die 
durch dl~ Notstandsverfassung an~estoßene Po­
lltis terung des Bewußtse ins breiter Be_votke­
rungsschichten als Vorstuf e Ihrer erweiterten 
Ante llhabe und Antellnahme an den Prozessen 
öffentlicher Kontroversen über Konflikt und Kon­
sensus sowie auf die Politis lerungschancen 
eines Verfassungsgerldltsprozesses von Rang 

~~~r:;:~~marum : vorsorge für die Sorgen In 
Notfällen Ist kein leerer Wahn. Aber die Sorgan 
vor dieser Vorsorge für Notfälle sind es noch 
weniger. 
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